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Vorbemerkung 


Nach § 61 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(BImSchG) erstattet die Bundesregierung dem 
Deutschen Bundestag jeweils ein Jahr nach dem 
ersten Zusammentritt Bericht über 

— den Stand und die Entwicklung schädlicher Um- 
welteinwirkungen durch Luftverunreinigungen 
und Geräusche, 

— die getroffenen und beabsichtigten Immissions- 
schutzmaßnahmen, 

— die laufenden und in Aussicht genommenen For- 
schungsvorhaben auf dem Gebiet der Wirkungs- 
forschung einschließlich der dazu von Bund und 
Ländern aufgewendeten Mittel sowie 

— die Entwicklung technischer Verfahren und Ein- 
richtungen zur Verminderung schädlicher Um- 
welteinwirkungen einschließlich der dazu von 
Bund und Ländern aufgebrachten Entwick- 
lungskosten. 

Der Bericht — in gleichem Maße Rechenschaftsbe- 
richt und Grundlage umweltpolitischer Entschei- 
dungen — dient dem Parlament als Arbeitsgrund- 
lage für die Prüfung und Entwicklung gesetzgeberi- 
scher Maßnahmen in der laufenden Legislaturpe- 
riode auf dem Gebiet der Luftreinhaltung und 
Lärmbekämpfung. Während die beiden bisherigen 
Berichte eine umfassende Bestandsaufnahme der 
Emissions- und Immissionsverhältnisse in der Bun- 
desrepublik Deutschland enthalten, befaßt sich der 
hiermit vorgelegte Dritte Immissionsschutzbericht 
im Hinblick auf die aktuelle umweltpolitische Dis- 
kussion schwerpunktmäßig mit den besorgniserre- 
genden Vegetations- und Materialschäden und den 
dazu von der Bundesregierung auf nationaler und 
internationaler Ebene getroffenen und in Angriff 
genommenen Luftreinhaltemaßnahmen. Zur besse- 
ren Übersicht ist der Bereich Lärmbekämpfung in 
einem besonderen Abschnitt zusammengefaßt We- 
gen des auf etwa zweieinhalb Jahre verkürzten Be- 


richtszeitraums wird auf die Herausgabe zusätzli- 
cher Materialienbände verzichtet Dessen ungeach- 
tet gibt der Bericht umfassend Auskunft über die 
seit dem vorangegangenen Berichtszeitraum einge- 
tretenen Veränderungen. 

Der Bericht umfaßt den Zeitraum von Mitte 1981 
bis Ende 1983; dank verbesserter Erhebungs- und 
Berechnungsmethoden konnten die Emissionsda- 
ten der wichtigsten Luftschadstoffe und die jeweili- 
gen Anteile der einzelnen Verursacherbereiche — 
auch für die zurückliegenden Berichtszeiträume bis 
einschließlich 1982 — aktualisiert werden; die sich 
für das Jahr 1983 und in der Zukunft abzeichnen- 
den Trends werden aufgezeigt. 

Vor dem Hintergrund der eingehend behandelten 
Vegetations- und Materialschäden wird dem Stand 
und der Entwicklung der bedeutsamsten Luftverun- 
reinigungen sowie deren Beteiligung an den Schä- 
den breiter Raum gewidmet. Die getroffenen, in An- 
griff genommenen und beabsichtigten Maßnahmen 
sowie die geförderten Forschungsvorhaben und De- 
monstrationsprojekte zur Weiterentwicklung des 
Standes der Technik mit den dazu von Bund und 
Ländern aufgewendeten Mitteln sind im wesentli- 
chen dem Schwerpunktthema zugeordnet. Trotz des 
Schwerpunktthemas treten der Schutz und die Vor- 
sorge für die menschliche Gesundheit nicht in den 
Hintergrund; dies gilt insbesondere für die zuneh- 
mende Bedeutung gewinnenden kanzerogenen 
Luftschadstoffe. Schließlich kommen alle Luftrein- 
haltemaßnahmen, die mit Rücksicht auf die Vegeta- 
tions- und Materialschäden getroffen werden, auch 
der menschlichen Gesundheit zugute. In einem 
Ausblick werden zum Schluß Perspektiven der Im- 
missionsschutzpolitik der Bundesregierung auf 
dem Gebiet der Luftreinhaltung aufgezeigt. Im Hin- 
blick auf den bewußt gewählten Schwerpunkt die- 
ses Berichtes wird auf eine besondere Darstellung 
der umweltpolitischen Perspektiven für den Be- 
reich Lärmbekämpfung verzichtet. 
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1. Überblick 


Der Schutz der Umwelt ist nach der Sicherung des 
Friedens die wichtigste Aufgabe unserer Zeit. Den 
hohen Stellenwert, den die Bundesregierung dem 
Umweltschutz beimißt, hat sie durch eine Reihe 
weitreichender Entscheidungen bereits deutlich ge- 
macht Dabei sieht die Bundesregierung zwischen 
Ökonomie und Ökologie keinen Gegensatz. Das Ei- 
geninteresse der Wirtschaft am Umweltschutz muß 
gestärkt werden; umweltfeindliche Verfahren dür- 
fen sich nicht lohnen, umweltfreundliches Verhal- 
ten muß sich wirtschaftlich auszahlen. 


1.1 Luftreinhaltung 

In der Umweltpolitik der Bundesregierung hat die 
Luftreinhaltung Vorrang. Die Luftverunreinigun- 
gen, die für das besorgniserregende Anwachsen von 
Vegetations- und Materialschäden verantwortlich 
gemacht werden, sollen mit einem breit angelegten 
Programm reduziert werden. Das Mittel dieser 
Luftreinhaltestrategie ist eine gezielte Vorsorgepo- 
litik, die an den Quellen der Luftverunreinigungen 
ansetzt und die Schadstoffbelastungen Schritt für 
Schritt abbaut Dabei wird darauf geachtet, daß eine 
Verlagerung der Probleme in andere Umweltme- 
dien (Wasser, Boden) nicht stattfindet. 

Die Energiegewinnung aus fossilen Brennstoffen 
(Kohle, Öl und Gas) war schon immer mit Belastun- 
gen der Atmosphäre durch Schadstoffe verbunden. 
Diese Stoffe können aus dem Brennstoff stammen 
— Schwefelverbindungen werden zu Schwefel- 
dioxid umgewandelt, im Brennstoff vorhan- 
dene Schwermetalle werden zum Teil mit dem 
Flugstaub emittiert — oder ihre Entstehung hängt 
weitgehend vom Verbrennungsverfahren ab — 
Stickstoffoxide — . 

Die Verweildauer dieser Stoffe in der Atmosphäre 
ist unterschiedlich. Bevor sie wieder im Wege trok- 
kener oder nasser Deposition auf den Boden gelan- 
gen, wandeln sich diese Stoffe zum Teil chemisch 
um. So wird z. B. Stickstoffmonoxid zu Stickstoff- 
dioxid oxidiert; aus Stickstoffdioxid kann Salpeter- 
säure entstehen; aus Schwefeldioxid kann Schwe- 
felsäure entstehen, die wiederum in Verbindung 
mit Ammoniak zu Ammoniumsulfat umgesetzt wer- 
den kann. Aus Stickstoffoxiden und Kohlenwasser- 
stoffen können sich unter Einwirkung des Sonnen- 
lichts Photooxidantien (Ozon) bilden. 

Trotz deutlichen Rückgangs der Staubemissionen 
ist auch den Schwermetallen, insbesondere im 
Korngrößenbereich der lungengängigen Feinstäu- 
be, besondere Aufmerksamkeit zu widmen. Die 
Mehrzahl dieser Stoffe und ihrer Umwandlungspro- 
dukte hat in der Atmosphäre eine Verweildauer von 
mehreren Tagen und wird dabei großräumig ver- 
teilt. 


1.1.1 Waldschäden 

Seit Ende der siebziger Jahre, insbesondere aber 
seit 1981, werden in der Bundesrepublik Deutsch- 
land großflächige neuartige Waldschäden beobach- 
tet, die sich nicht in das Bild der bisher bekannten 
Schäden einordnen lassen. 

Ausgedehnte Schäden zeigten sich zunächst bei der 
Weißtanne. Ende der 70er Jahre wurden zuneh- 
mend Krankheitserscheinungen bei der Fichte fest- 
gestellt. Es folgten Meldungen über ähnliche Sym- 
ptome an anderen Baumarten, insbesondere an 
Kiefer und Buche, aber auch an Eiche, Roteiche, 
Ahorn, Esche und Vogelbeere. Nach den neuesten 
Erhebungen haben diese Schäden vor allem bei 
Tanne, Fichte und Kiefer ein bedenkliches Ausmaß 
erreicht 

Umfang 

Im Sommer 1982 führte der Bundesminister für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten zusammen 
mit den Forstverwaltungen der Länder eine erste 
Erhebung über den Umfang der Waldschäden 
durch. Sie ergab, daß damals 560 000 ha, das waren 
rund 8v.H. der Waldfläche insgesamt, in unter- 
schiedlichem Maße geschädigt waren. 

Nach der Waldschadenserhebung 1983, die nach er- 
heblich verbesserten Erhebungsmethoden durchge- 
führt wurde, umfaßt die geschädigte Waldfläche 2,5 
Mio. ha. Danach ist ein Drittel der gesamten Wald- 
fläche geschädigt. 

Mit 1,8 Mio. ha (25v.H. der gesamten Waldfläche) 
überwiegen Schäden der untersten Schadkategorie. 
Mittlere Schäden wurden auf 0,6 Mio. ha (rund 9 
V. H. der Waldfläche) festgestellt. 76 000 ha (Iv.H. 
der Waldfläche) weisen eine besonders starke Schä- 
digung auf (sehr krank bis absterbend). 

Bei der besonders empfindlichen Tanne ist nicht 
nur der Prozentanteil der geschädigten Fläche ( = 
75 v.H.) besonders hoch, sondern hier sind die Schä- 
den auch besonders schwer. Während bei den übri- 
gen Baumarten etwa drei Viertel der Schadfläche 
nur schwach geschädigt sind, weist mehr als die 
Hälfte der geschädigten Tannenfläche mittlere 
Schäden auf bzw. ist stark geschädigt bis abster- 
bend (10 V.H.). 

Zwei Drittel der geschädigten Fläche entfallen auf 
die beiden süddeutschen Länder Bayern und Ba- 
den-Württemberg, die mit jeweils mehr als 45 v.H. 
Schadflächenanteil zu den am stärksten betroffe- 
nen Ländern gehören. Erhebliche Schäden finden 
sich auch in Nordrhein-Westfalen, wo 35 v.H. der 
Waldfläche geschädigt sind. Für die anderen Län- 
der ergeben sich Schädigungsanteile zwischen 
11 v.H. und 23 v.H. 
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Geographische Schwerpunkte der Waldschäden 
sind die süddeutschen Mittelgebirge, insbesondere 
der Schwarzwald, das Fichtelgebirge, der Franken- 
wald und der Bayerische Wald. Schwere Schäden 
sind allerdings auch in anderen Gebieten zu ver- 
zeichnen (z. B. im Harz und im Eggegebirge). Gerin- 
gere Schäden weisen im allgemeinen die Beckenla- 
gen entlang größerer Flüsse sowie das norddeut- 
sche Flachland auf. 

Ursachen 

Trotz eines noch fehlenden exakten naturwissen- 
schaftlichen Nachweises sprechen alle Anhalts- 
punkte dafür, daß Luftverunreinigungen und deren 
Umwandlungsprodukte eine wesentliche Ursache 
für die Waidschäden sind bzw. daß es diese Wald- 
schäden ohne die Luftverunreinigungen nicht 
gäbe. 

Diese Einschätzung, die in dem Ende 1982 unter 
Federführung des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten erstellten Bericht über 
„Waldschäden durch Luftverunreinigungen“ von 
Experten aus allen berührten Fachbereichen vorge- 
nommen wurde, ist durch das Sondergutachten 
„Waldschäden und Luftverunreinigungen“ des Ra- 
tes von Sachverständigen für Umweltfragen vom 
März 1983 erhärtet worden. Nach dem Ergebnis die- 
ses Gutachtens gehen alle ernsthaften Erklärungs- 
versuche für die Waldschäden davon aus, daß Luft- 
schadstoffe (z. B. Schwefeldioxid, Stickstoffoxide, 
Photooxidantien) — jeweils allein oder in Kombina- 
tion mit anderen Luftschadstoffen und/oder ande- 
ren Ursachenkomponenten (Klima, Standort, 
Schädlinge, waldbauliche Einflüsse) — eine maß- 
gebliche Rolle bei der Entstehung und dem Umfang 
der Schäden spielen, daß allerdings auch noch eine 
Fülle offener Fragen für die Forschung besteht. 

Während Schwefeldioxid bereits in geringer Dosis 
auf direktem Wege stoffwechselphysiologische Wir- 
kungen entfaltet, trägt es — wie Stickstoffoxide — 
in beträchtlichem Maße zur Säurebildung in der 
Atmosphäre und im Niederschlag bei. 

Unter den Waldschadensgebieten sind Standorte, 
auf denen eine Versauerung des Bodens die einge- 
tretenen Schäden plausibel macht. Im Südschwarz- 
wald ist die Beteiligung der Photooxidantien plausi- 
bel. Untersuchungen hinsichtlich Ozon in anderen 
Schadgebieten liegen derzeit nicht vor. Die ober- 
fränkischen Bereiche weisen hohe Schwefeldioxid- 
Konzentrationen auf. 

Die Rolle der Schwermetalle ist an keinem der ge- 
nannten geschädigten Standorte ausreichend ge- 
klärt. 

1.1.2 Materialschäden 

Seit der Jahrhundertwende, besonders aber seit 
etwa 1950, werden in der Bundesrepublik Deutsch- 
land in zunehmendem Maße erhebliche Schäden an 
Gebäuden und Bauten aller Art, insbesondere an 
Stahlbetonkonstruktionen und an wertvollen Bau- 
denkmalen beobachtet, die auf Luftverunreinigun- 


gen zurückgeführt werden. Hervorzuheben sind vor 
allem die Schäden an kunsthistorisch wertvollen 
Natursteinbauten, Bronzedenkmalen und mittelal- 
terlichen Glasfenstern. 

Schäden an Natursteinbauten und -Standbildern 
sind in einem Umfang aufgetreten, der schwere 
Verluste an gestalteter Oberfläche und sogar an 
Bausubstanz befürchten läßt. Besonders empfind- 
lich reagieren carbonatgebundene Natursteine. Ein 
bekanntes Beispiel hierfür ist der Kölner Dom, des- 
sen Schlaitdorfer Sandstein — ein carbonatgebun- 
dener Sandstein — starken Zerfall aufweist. 

Schäden an Bronzedenkmalen haben zu einer star- 
ken Beeinträchtigung und zur teilweisen Zerstö- 
rung der ursprünglich künstlerisch gestalteten 
Oberfläche geführt. 

Schäden an Gebäuden, Verkehrsbauten und sonsti- 
gen Industrie- und Gebrauchsbauten treten im we- 
sentlichen an mineralischen Baustoffen, Metallen, 
Anstrichen sowie an organischen Polymeren (Fo- 
lien) und Textilien auf. Bei mineralischen Baustof- 
fen sind beispielsweise gefügesprengende Reak- 
tionsprodukte festgestelit worden. Schäden sind 
durch Rosten des Stahls in Stahlbetonkonstruktio- 
nen aufgetreten, z. B. am Hamburger Fernsehturm. 
Bei Metallen treten verstärkt Korrosionserschei- 
nungen auf. Bei verzinktem Stahl ist in belasteten 
Gebieten ein fünfmal höherer Schichtstärkenab- 
trag pro Jahr festgestelit worden als in unbelaste- 
ten Gebieten. Die Schädigung von Anstrichen be- 
steht in Versprödungserscheinungen, Materialer- 
weichungen und einem überwiegend gleichmäßigen 
Schichtdickenabbau. 


Umfang 

Die Schäden an Baudenkmalen und Kunstwerken 
sind vor allem ideeller Natur, da der Verlust kultur- 
historischen Erbes nicht materiell beziffert werden 
kann. Es handelt sich um unersetzbare Werte. 

Die erforderlichen Renovierungs- und sonstigen Er- 
haltungs- und Schutzmaßnahmen erfordern hohe 
materielle Aufwendungen. Die Vielzahl der relevan- 
ten Objekte und die Schwierigkeit, die bisher vorge- 
nommenen Instandsetzungsarbeiten nach dem im- 
missionsbedingten Anteil aufzuschlüsseln, erlauben 
allerdings keine zuverlässige Kostenschätzung. Al- 
lein zur Erhaltung des Kölner Doms und seiner 
wertvollen Glasfenster werden zur Zeit jährlich ca. 
5. Mio. DM aufgewendet. Die Erhaltungs- und Reno- 
vierungskosten für Bau- und Kunstdenkmale dürf- 
ten in der Bundesrepublik Deutschland insgesamt 
weit über 300 Mio. DM liegen. 

Die Schäden an Industrie- und Gebrauchsbauten 
sind in der Regel reparabel, führen aber zu erhebli- 
chen Mehraufwendungen für Wartungs- und Sanie- 
rungsmaßnahmen. 

Eine Zusammenstellung des Umweltbundesamtes 
der für die Bundesrepublik Deutschland ermittelten 
Immissionsschäden an ausgewählten Sachgüter- 
gruppen hat eine Summe von 3 bis 4 Mrd. DM pro 
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Jahr ergeben. Die insgesamt anfallenden Kosten 
dürften noch weit hoher liegen. Dies ist für die 
Bewertung von Emissionsminderungsmaßnahmen 
von Bedeutung, da diese Kosten durch die Erspar- 
nis von Aufwendungen zur Beseitigung von Mate- 
rialschäden kompensiert werden können. 

Ursachen 

Verfallerscheinungen an Bauten und Baudenkma- 
len werden durch das Einwirken von Luftverunrei- 
nigungen stark beschleunigt, aber nicht ausschließ- 
lich verursacht; sie können vielfach durch natürli- 
che Umwelteinflüsse hervorgerufen werden, wie 
beispielsweise Luftfeuchtigkeit, Winderosion, Frost, 
Sonneneinstrahlung und andere Wärmeeffekte. Die 
starke Zunahme der Schäden, insbesondere seit 
den fünfziger Jahren, spricht dafür, daß der immis- 
sionsbedingte Anteil einen erheblichen Einfluß 
hat. 

Von den Luftverunreinigungen gilt Schwefeldioxid 
wegen seiner weiten Verbreitung als bedeutsamster 
materialschädigender Stoff. Schwefeldioxid be- 
schleunigt die natürliche Korrosion von minera- 
lischen Baustoffen und Metallen. Der Verbrauch 
der Alkalireserve des Betons durch die atmosphäri- 
sche Schwefelsäure ist eine maßgebliche Ursache 
für das Rosten von Stahl in Stahlbeton. 

Anstriche werden vor allem durch Schwefeldioxid 
und Ozon geschädigt, wobei Ölfarben besonders be- 
troffen sind, Textilfarbstoffe werden vor allem 
durch photochemische Oxidantien geschädigt. 

Die Schäden an Baudenkmalen und anderen 
Kunstwerken werden vor allem auf Schwefeldioxid 
als Hauptschadensverursacher zurückgeführt. 
Gleiches gilt für die Schäden an Natursteinbauten 
und -Standbildern. Die korrodierende Wirkung der 
Schwefelsäure tritt nicht bei allen Gesteinen in 
gleichem Ausmaß auf. Besonders empfindlich rea- 
gieren die carbonatischen und carbonatgebundenen 
Natursteine wie der Schlaitdorfer Sandstein des 
Kölner Doms. 

Schäden an Bronzedenkmalen werden vor allem 
durch Schwefeldioxid, Ruß und Staub verursacht. 

1.1.3 Folgerungen 

Hervorzuheben ist, daß die neuartigen Waldschä- 
den in Mitteleuropa eine ernsthafte Ökologische Be- 
drohung der davon betroffenen Staaten darstellen. 

Daneben sind die immissionsbedingten Schäden an 
Bauten und Baudenkmalen als ein schwerwiegen- 
des Problem anzusehen, da sie z. T. zu unersetzba- 
ren Verlusten an kulturhistorischem Erbe in Mittel- 
europa führen. 

Aus den im Rahmen der Genfer Luftreinhaltekon- 
vention „Übereinkommen über weiträumige grenz- 
überschreitende Luftverunreinigung“ durchgeführ- 
ten Ausbreitungsrechnungen läßt sich für die Bun- 
desrepublik Deutschland abschätzen, daß etwa die 
Hälfte der Depositionen aus dem europäischen Aus- 
land stammt. 


Die Bundesregierung hat am 6. September 1983 ein 
breit angelegtes Aktionsprogramm „Rettet den 
Wald“ beschlossen. Mit nationalen Anstrengungen 
allein können allerdings die aktuellen Probleme der 
Luftverschmutzung nicht gelöst werden. Wegen des 
grenzüberschreitenden Transports der Luftschad- 
stoffe können Minderungsmaßnahmen nur in inter- 
nationalem Rahmen ihre volle Wirkung entfalten. 
Vor diesem Hintergrund werden die nationalen An- 
strengungen durch verstärkte Bemühungen auf in- 
ternationaler Ebene, auf EG-Ebene und auf inner- 
deutsche Ebene unterstützt. 

Autoabgase sind eine der wesentlichen Quellen der 
Luftverschmutzung und damit der Gefährdung un- 
serer Umwelt und Gesundheit. Etwa 55 v. H. der in 
der Bundesrepublik Deutschland emittierten Stick- 
stoffoxide und etwa 39 v. H. der Kohlenwasserstoffe 
stammen aus den Abgasen der Kraftfahrzeuge. 
Durch den Einbau von Katalysatoren können die 
Schadstoffe in den Kfz-Abgasen um bis zu 90 v. H. 
vermindert werden. Zur Zeit gibt es keine wir- 
kungsvollere Methode. Dies setzt allerdings blei- 
freies Benzin voraus, da Katalysatoren nur mit blei- 
freiem Kraftstoff wirksam arbeiten. 

Die Bundesregierung hat daher am 21. Juli und am 
26. Oktober 1983 beschlossen, gesetzliche Grundla- 
gen zur Einführung bleifreien Benzins ab 1. Januar 
1986 in der Bundesrepublik Deutschland zu schaf- 
fen. Gleichzeitig sollen die Schadstoffe im Kfz-Ab- 
gas unter Ausschöpfung der derzeit verfügbaren 
wirksamsten Technologie vermindert werden. Zu 
diesem Zweck sollen die z. Z. in den USA geltenden 
Grenzwerte einschließlich der dort angewandten 
Testverfahren übernommen werden. Mit diesen 
Maßnahmen sollen die Emissionen der mit Ottomo- 
toren betriebenen Kraftfahrzeuge hinsichtlich Blei 
langfristig auf Null reduziert und hinsichtlich der 
übrigen Schadstoffe im Vergleich zum Beginn der 
70er Jahre auf weniger als ein Zehntel herabgesetzt 
werden. 

Die Bundesregierung hat mit dem Kabinettbe- 
schluß ganz bewußt eine Pilotfunktion in Europa 
übernommen in der Erwartung und Überzeugung, 
daß die Mitgiiedstaaten der Gemeinschaft — aber 
auch andere Nachbarländer — sich diesem Schritt 
anschiießen werden. 

Die Bundesrepublik Deutschland hat mit der Groß- 
feuerungsanlagen-Verordnung auf dem Gebiet der 
Luftreinhaltung in Europa eine Vorreiterrolle über- 
nommen. Gegenüber den Emissionen des Jahres 
1980 können bis zum Ende 1988 allein die Schwefel- 
dioxidemissionen um etwa 1 Mio. t und bis zum 
vollen Wirksamwerden dieser Verordnung im Jahre 
1993 um etwa 1,6 Mio. t vermindert werden. 

Die Bundesregierung ist mit großem Nachdruck für 
eine möglichst zügige Verabschiedung der „EG- 
Richtlinie zur Bekämpfung der Luftverunreinigun- 
gen durch Industrieanlagen“ eingetreten. Die Richt- 
linie, die in inhaltlichem Zusammenhang mit dem 
Entwurf einer „Richtlinie über Umweltverträglich- 
keitsprüfung“ steht, ist darauf angelegt, die Luftver- 
unreinigungen nach dem jeweiligen Stand der 
Technik an der Quelle zu bekämpfen. Sie sieht eine 
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Genehmigungspflicht sowie Anforderungen an die 
Errichtung und den Betrieb derjenigen Industriean- 
lagen vor, von denen erhebliche Luftverunreinigun- 
gen ausgehen können. Der EG-Umweltrat hat die 
Richtlinie am 1. März 1984 verabschiedet. Zur Aus- 
füllung und Ergänzung dieser Grundsatzrichtlinie 
strebt die Bundesregierung in einem weiteren 
Schritt EG-einheitliche Grenzwerte für die Emissio- 
nen aus Großfeuerungsanlagen an. Sie geht davon 
aus, daß die Mitgliedstaaten der Gemeinschaft 
diese Initiative mittragen. Die EG-Kommission hat 
nach Inkrafttreten der Großfeuerungsanlagen-Ver- 
ordnung am l.Juli 1983 die Arbeiten für einen 
Richtlinienvorschlag zur Emissionsbegrenzung bei 
Großfeuerungsanlagen in Angriff genommen. Ein 
entsprechender Kommissionsvorschlag liegt seit 
Anfang 1984 dem Rat zur Beschlußfassung vor. 
Diese Arbeiten werden von der Bundesregierung 
aktiv unterstützt. Weitere Richtlinien zur Vermin- 
derung der Emissionen grenzüberschreitender 
Luftschadstoffe sollen folgen. 

Im Rahmen der Wirtschaftskommission der Verein- 
ten Nationen für Europa (ECE) hatte die deutsche 
Delegation auf der ersten Sitzung des Exekutiv- 
organs der Genfer Luftreinhaltekonvention, die am 
16. März 1983 in Kraft getreten ist, maßgeblichen 
Anteil an der Entscheidung über eine allgemeine 
Verpflichtung der Mitgliedstaaten in Ost und West 
zur wirksamen Verminderung der Schwefeldioxid- 
emissionen bis 1993/95. 

Seit einiger Zeit werden mit der DDR und der 
CSSR Expertengespräche über Probleme der grenz- 
überschreitenden Luftverunreinigungen geführt. 

Mit Österreich und der Schweiz wurden auf der 
Ebene der Minister Gespräche über eine abge- 
stimmte Luftreinhaltepolitik aufgenommen. 

Zu den umfassenden internationalen Bemühungen 
gehört auch eine multilaterale Konferenz auf Mini- 
sterebene über Wald- und Gewässerschäden durch 
Luftverschmutzung, die auf Initiative des Bundes- 
kanzlers zur Zeit vorbereitet wird. Ost und West 
werden bei dieser Umweltkonferenz im Juni 1984 in 
München gemeinsame Strategien zur Verminde- 
rung der grenzüberschreitenden Luftverunreini- 
gungen erörtern. 

Angesichts des Ausmaßes der Waldschäden und des 
derzeitigen Standes der Ursachenermittlung muß 
die Bundesregierung davon ausgehen, daß im 
Kampf gegen die Waldschäden weiterhin große An- 
strengungen, insbesondere im Bereich der Luftrein- 
haltung, erforderlich sind, wobei kein Schadstoff 
und keine Emittentengruppe ausgenommen wer- 
den kann. Dies gilt um so mehr, als die für den Wald 
besonders relevanten Schadstoffe Schwerfeldioxid, 
Stickstoffoxide und Schwermetalle zugleich beson- 
dere Risiken für die menschliche Gesundheit, 
Pflanzen und Tiere, Böden und Gewässer, Kunst- 
denkmale, Gebäude und sonstige Sachen darstel- 
len. 

Die Bundesregierung sieht in den Vegetations- und 
Materialschäden eine Herausforderung ersten Ran- 
ges, der mit allen Mitteln einer vorsorgeorientierten 


Umweltpolitik begegnet wird. Die tragenden Ge- 
sichtspunkt der umweltpolitischen Folgerungen, die 
sich für die Bundesregierung daraus ergeben, sind 
folgende: 

— Die Anstrengungen zur Minderung der Schad- 
stoffemissionen werden konsequent fortgesetzt, 
wobei auch die Dynamik marktwirtschaftlicher 
Mechanismen stärker als bisher eingesetzt wer- 
den soll. 

— Angesichts der Bedeutung des grenzüberschrei- 
tenden Austausches von Luftschadstoffen wird 
die Bundesregierung bei den Nachbarstaaten 
weiter auf gleichgerichtete Bemühungen zur 
Emissionsminderung drängen. 

— Die Forschungs- und Entwicklungsarbeiten wer- 
den weiter intensiviert und verstärkt koordi- 
niert. 


1.2 Lärmbekämpfung 

Lärm ist in den letzten Jahrzehnten zu einer ern- 
sten Belastung der Bevölkerung in der Bundesrepu- 
blik Deutschland geworden; Wirtschaftswachstum 
und Wohlstand haben mannigfache Lärmquellen 
entstehen lassen. So bedingte die Industrialisierung 
des Landes den Einsatz von immer zahlreicheren 
und leistungsfähigeren Maschinen. Wachsende Gü- 
terproduktion und Gütern achf rage hatten immer 
größere Transportleistungen zur Folge. Der Ausbau 
des Wegenetzes erschloß auch abgelegene, ruhige 
Gebiete dem Verkehr und der wirtschaftlichen Be- 
lebung. Immer mehr Menschen leisteten sich das 
„Wohnen im Grünen“ und nahmen längere, tägliche 
Fahrten zum Arbeitsplatz in Kauf. Kräftig stei- 
gende Individualeinkommen begünstigten eine ra- 
pide Zunahme des Pkw-Verkehrs und förderten die 
Mobilität in Freizeit und Urlaub. Angspruchsvollere 
Lebensgestaltung war verbunden mit dem Erwerb 
vielfältiger maschineller Helfer in Haus und Gar- 
ten. 

Welche Dynamik dieser Entwicklung innewohnte, 
verdeutlichen folgende Zahlen: 

Im Jahre 1955 gab es in der Bundesrepublik 
Deutschland etwa 1,6 Mio. Pkw. Sechs Jahre später 
hatte sich die Zahl verdreifacht. Heute sind im Bun- 
desgebiet etwa 25 Mio. Pkw zum Verkehr zugelas- 
sen. Die Zahl der Neuzulassungen in den ersten 
sechs Monaten des Jahres 1983 entspricht fast dem 
Gesamtbestand an Pkw im Jahre 1955. 

Die Beförderungsleistung der Lkw im Fernverkehr 
wuchs zwischen 1960 und 1980 von rund 24 auf 
annähernd 80 Mrd. Tonnenkilometer. 

In diesen beiden Jahrzehnten stieg die Zahl der 
Flugbewegungen im gewerblichen Flugverkehr auf 
den internationalen Flughäfen der Bundesrepublik 
Deutschland von weniger als 200 000 auf rund 
700 000. 

Die rasche Zunahme der Lärmquellen wirkte sich 
besonders gravierend aus, weil die Bundesrepublik 
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Deutschland allgemein dicht besiedelt ist und gro- 
ße, hochverdichtete Siedlungs- und Wirtschafts- 
räume aufweist In den meisten anderen Staaten 
sind die Verhältnisse weniger ungünstig. Aus die- 
sem Grunde wird Lärmschutz in vielen Ländern 
nicht für so vordringlich gehalten wie in der Bun- 
desrepublik Deutschland. 

Die Bundesregierung läßt sich in der Lärmschutz- 
politik vor allem von folgenden Grundsätzen lei- 
ten: 

— Vorrang umweltbewußten Planens und lärm- 
mindernden Konstruierens vor nachträglichem 
Sanieren, 

— Ergänzung international abgestimmter Regelun- 
gen durch nationale Maßnahmen, 

— verstärkte Nutzung marktwirtschaftlicher Me- 
chanismen. 


Verkehrslärm 

Die Bekämpfung des Straßenverkehrslärms hat 
nach wie vor Vorrang. Auch hier stehen Maßnah- 
men an der Quelle im Vordergrund. Erkenntnisse 
aus den von der Bundesregierung und der deut- 
schen Automobilindustrie durchgeführten For- 
schungsvorhaben bilden die Grundlage, auf eine ra- 
sche Verschärfung der EG-einheitlich festzulegen- 
den Emissionsgrenzwerte für Kraftfahrzeuge und 
Krafträder zu drängen. Die Bundesregierung be- 
schränkt sich aber nicht allein darauf, wirksame 
Lärmschutzmaßnahmen mit EG-Mitgliedern und 
Drittländern abzustimmen. Sie wird auf nationaler 
Ebene zusätzliche Maßnahmen zum Schutz der Be- 
völkerung vor Verkehrslärm treffen. Sie wird dabei 
Maßnahmen den Vorzug geben, welche die Kräfte 
der Marktwirtschaft zur Wirkung bringen und zu- 
gleich Arbeitsplätze sichern. 

Das Verkehrslärmschutzgesetz ist 1980 gescheitert. 
Nach Auffassung der Bundesregierung konnte 
nicht länger mit dem Erlaß von Regelungen zur 
Verbesserung des Lärmschutzes an Verkehrswegen 
gewartet werden. Aus diesem Grunde hat der Bun- 
desminister für Verkehr im Juli 1983 „Richtlinien 
für den Verkehrslärmschutz an Bundesfernstraßen 
in der Baulast des Bundes“ herausgegeben. Die 
Richtlinien orientieren sich vor allem an dem ein- 
helligen Beschluß des Deutschen Bundestages über 
das Verkehrslärmschutzgesetz vom März 1980. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß sich die 
Richtlinien auf die Handhabung des Lärmschutzes 
an Verkehrswegen (Landes- und Kommunalstra- 
ßen, Stadt- und Straßenbahnen) anderer Baulast- 
träger auswirken werden. 

Die Kraftfahrzeuge müssen leiser werden. Es ist zu 
begrüßen, daß die EG-Kommission auf intensives 
Drängen der Bundesregierung im Juli 1983 den Ent- 
wurf einer Richtlinie zur Verschärfung der Ge- 
räuschgrenzwerte für Kraftfahrzeuge vorgelegt hat 
Die Bundesregierung wird sich mit Nachdruck für 
eine rasche Verabschiedung der Richtlinie mit an- 


spruchsvollen Grenzwerten einsetzen. Sie wird 
auch darauf hinwirken, daß die EG-einheitlichen 
Grenzwerte für Krafträder erheblich verschärft 
werden. 

Nach deutschem Straßenverkehrsrecht ist es mög- 
lich, Fahrverbote für bestimmte Straßen aus Lärm- 
schutzgründen auszusprechen und lärmarme Fahr- 
zeuge von diesen Verboten auszunehmen. Damit 
von dieser Möglichkeit sachgerecht Gebrauch ge- 
macht werden kann, beabsichtigt die Bundesregie- 
rung eine Definition der „lärmarmen Kraftfahrzeu- 
ge“ in der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung 
(StVZO) verbindlich festzulegen. Damit wird zu- 
gleich eine wichtige Voraussetzung für Serienpro- 
duktion und Markteinführung solcher Fahrzeuge 
erfüllt. 

Die Bundesregierung wird den Absatz „lärmarmer 
Kraftfahrzeuge“ dadurch fördern, daß sie in ihrem 
eigenen Bereich derartige Fahrzeuge einsetzt und 
durch Schaffung von Benutzungsvorteilen die 
Nachfrage anregt. 

Ein großes Ärgernis sind motorisierte Zweiräder, 
die nach dem Kauf technisch so verändert werden, 
daß sich Leistung und Lärm erhöhen. Um derartige 
Manipulationen zu erschweren, hat der Bundesver- 
kehrsminister im Februar 1983 einen „Antimanipu- 
lations-Katalog“ herausgegeben, der an die Herstel- 
ler gerichtete technische Vorgaben für Mofas, Mo- 
peds, Klein- und Leichtkrafträder enthält; durch 
Änderung der StVZO wird dieser Katalog rechts- 
verbindlich werden. 

Es ist erwiesen, daß die Betriebsweise eines Kraft- 
fahrzeugs von großem Einfluß auf die Geräusch- 
emission ist: Wer „Kavalierstarts“ und auch sonst 
hohe Drehzahlen vermeidet, erzielt eine Geräusch- 
minderung, die derjenigen einer Motorkapselung 
nahekommt. Er spart zudem Kraftstoff und verrin- 
gert die Schadstoffe im Abgas. Es wird an alle 
Kraftfahrer appelliert, ihr Fahrzeug umweltfreund- 
lich zu betreiben. 

Zur Minderung des Schienenverkehrslärms hat die 
Bundesregierung Vorschläge zur Emissionsbegren- 
zung von Schienenfahrzeugen erarbeitet und der 
EG zur Einführung empfohlen. Ein entsprechender 
Richtlinienvorschlag wurde inzwischen von der 
Kommission dem Rat zugeleitet. 

Im Flugverkehr ist eine deutlich größere Zahl ge- 
räuschärmerer Flugzeuge eingesetzt worden. Der 
weiter angestiegene Einsatz von Großraumflugzeu- 
gen hat die Gesamtzahl der Flugbewegungen von 
Strahlflugzeugen, die den größten Teil der Lärmbe- 
lastung durch Fluglärm hervorrufen, gegenüber 
den früheren Jahren verringert. Marktwirtschaftli- 
che Instrumente sollen den Übergang auf lärmarme 
Luftfahrzeuge verstärken. 

Das Gesetz zum Schutz gegen Fluglärm hat sich 
bewährt. Für fast alle unter das Gesetz fallenden 
zivilen und militärischen Flugplätze sind Lärm- 
schutzbereiche festgesetzt worden. Von den Flug- 
platzhaltern sind für Schallschutzmaßnahmen bis- 
her etwa 740 Mio. DM aufgebracht worden. 
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Industrie-, Gewerbe- und Baulärm 

Die konsequente Anwendung der Technischen An- 
leitung zum Schutz gegen Lärm (TA Lärm) mit 
ihren bewährten Immissionsgrenzwerten und der 
Einsatz neuer geräuscharmer Maschinen und Ver- 
fahren hat zu Verbesserungen im Bereich des ge- 
werblich hervorgerufenen Lärms geführt. Über das 
Marktangebot an lärmarmen Geräten müssen die 
Betreiber jedoch noch besser informiert werden. 
Darüber hinaus stellt die Kennzeichnung von lärm- 
relevanten Maschinen und Geräten mit der jeweili- 
gen Geräuschemission in Verbindung mit Benut- 
zungsvorteilen ein wirksames Mittel dar, lärmar- 
men Produkten zum Durchbruch am Markt zu ver- 
helfen. Auf diese Weise wird durch marktkonforme 
Anreize der Einsatz lärmarmer Geräte lohnend. 


Freizeitlärm 

Ein besonders schwieriges Feld ist die Thematik 
„Sport und Lärm“. So wurden durch Gerichtsurteile 
auf der Grundlage zivilrechtlicher oder öffentlich- 
rechtlicher Vorschriften z. B. einige Tennisplätze 
wegen der von ihnen ausgehenden Lärmbelästi- 
gung geschlossen bzw. die Benutzung von Sport- 
plätzen eingeschränkt. In anderen Fällen sind 
Sportvereinen Auflagen gemacht worden, die mit 
erheblichen Einschränkungen des Sportbetriebes 
und finanziellen Aufwendungen verbunden waren. 

Lärm ist ein vielschichtiges Problem; neben den ob- 
jektiven Kriterien der Geräuschpegel sind subjek- 
tive Gesichtspunkte auf der Seite der Lärmbetroffe- 
nen zu berücksichtigen. Deshalb ist es sachgerecht, 
die Charakteristik der von Sportanlagen ausgehen- 
den Geräusche zu erfassen und zu bewerten, z. B. 
die Impuls- oder Informationshaltigkeit von Ge- 
räuschen. Ein besonderes Problem besteht darin, 
daß Sport überwiegend in der Freizeit, d. h. zu Zei- 
ten betrieben wird, in denen ein Teil der Bevölke- 
rung Ruhe und Erholung sucht Daher wird Lärm in 
dieser Zeit subjektiv als besonders lästig empfun- 
den, einerlei, um welche Art von Lärm es sich han- 
delt. Die Bundesregierung sieht hier einen Interes- 
senkonflikt, der nicht generell, sondern nur unter 
Würdigung des jeweiligen Einzelfalls gelöst werden 
kann. So soll bei der Initiierung und Planung von 
Sportanlagen in Zukunft verstärkt den Umweltbe- 
langen Beachtung geschenkt werden; bei Vorhaben, 
bei denen insbesondere aufgrund ihrer Art, Größe 
oder ihres Standortes mit erheblichen Auswirkun- 
gen auf die Umwelt zu rechnen ist, sind rechtzeitig 
Umweltverträglichkeitsprüfungen durchzuführen. 
In diesem Zusammenhang wird die Initiative des 
Deutschen Sportbundes zum Erlaß besonderer um- 
weltpolitischer Grundsätze begrüßt. 


1.3 Forschung und Entwicklung 

Die Bundesregierung hat gemeinsam mit den Län- 
dern, mit der Wissenschaft und der Industrie die 
Anstrengungen fortgesetzt, neue umweltfreundli- 


che technische Verfahren zu entwickeln, bekannte 
Technologien im Bereich der Luftreinhaltung und 
der Lärmbekämpfung erheblich zu verbessern und 
neue Anwendungsgebiete zu erschließen. 

Bei der Erforschung der Ursachen der Waldschäden 
stehen die Luftverunreinigungen im Mittelpunkt. 
Es zeigt sich jedoch, daß die Kenntnisse über die 
Belastungen der emittentenfernen Gebiete lücken- 
haft sind. Auch die Transport- und Umwandlungs- 
vorgänge in der Atmosphäre sind noch nicht hinrei- 
chend aufgeklärt. Dadurch wird nicht zuletzt die 
umweltpolitisch besonders bedeutsame Zuordnung 
von Immissionen und Depositionen zu bestimmten 
Emissionsquellen beeinträchtigt Daher ist nicht 
nur eine genaue Erfassung und Registrierung der 
Waldschäden, sondern auch eine intensivere Mes- 
sung der Luftverunreinigungen außerhalb von Bal- 
lungsräumen und der grenzüberschreitenden 
Schadstoffe erforderlich. Die Messungen müssen 
nicht nur räumlich erweitert, sondern auch auf wei- 
tere Stoffe ausgedehnt werden. Die Bundesregie- 
rung hat sich dieser Aufgaben angenommen. Sie 
hat die entsprechenden Meßtätigkeiten innerhalb 
ihres Bereiches verstärkt und entsprechende For- 
schungsaufträge vergeben. Hervorzuheben ist die 
Modernisierung des Meßnetzes des Umweltbundes- 
amtes (5 Meß Stationen und zusätzliche Probenah- 
mestellen) sowie die Erweiterung des Meßpro- 
gramms auf weitere bedeutsame Luftschadstoffe. 
Die Kernforschungsanlage Jülich führt mit 20 über 
die Bunderepublik Deutschland verteilten Meßstel- 
len umfangreiche Untersuchungen zur Erfassung 
der nassen Deposition durch. In dem Ländern sind 
die Forschungs- und Überwachungsarbeiten hin- 
sichtlich der Belastung der Waldschadensgebiete 
aus der Luft beträchtlich erweitert worden. 

Die Bundesregierung hält eine verbesserte Überwa- 
chung der Luftqualität in den Hauptschadensgebie- 
ten und eine genaue Beobachtung der atmosphäri- 
schen Transportvorgänge für außerordentlich be- 
deutsam. Dies ist schon deshalb dringlich, weil die 
Hauptschadensgebiete nahe der Grenze der Bun- 
desrepublik Deutschland liegen und eine Beteili- 
gung grenzüberschreitender Luftverunreinigungen 
an der Schadensentwicklung anzunehmen ist. Al- 
lein genaue Daten über die Herkunft der Schad- 
stoffe vermitteln der Bundesregierung eine sichere 
Position in Verhandlungen mit den Nachbarstaa- 
ten. 

Die Bundesregierung fördert die Ursachenanalyse 
der Waldschäden. Dabei muß das breitgefächerte 
Spektrum aller in Betracht kommender Ursachen 
untersucht werden, um deren möglichen Beitrag 
besser abschätzen zu können. 

Die Bundesregierung fördert wissenschaftliche Ar- 
beiten in folgenden Bereichen: 

— Direkte Wirkungen von Schwefeldioxid, Stick- 
stoffoxiden und Schwermetallen sowie Auswir- 
kungen atmosphärischer Umwandlungspro- 
dukte wie Säuren und Photooxidantien auf Bäu- 
me, 

— indirekte Wirkungen von Luftschadstoffen über 
den Boden; Veränderungen von Nährstoff- bzw. 
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Schadstoffgehalten in Böden durch Deposition 
von Luftschadstoffen und Bodenversauerung, 

— Beteiligung natürlicher Faktoren (Klima, Stand- 
ortverhältnisse, biotische Schaderreger) und 
waldbaulicher Einflüsse an der Schadensent- 
wicklung, 

— Erforschung von Kombinationswirkungen ver- 
schiedener Einflußfaktoren, 

— Abschätzung positiver und negativer Folgen von 
Meliorationsmaßnahmen (z. B. Düngung), 

— Fernerkundungsmethoden zur Schadenserfas- 
sung, 

— Ausbreitung und Umwandlung von Luftschad- 
stoffen, 

— Ökonomische und ökologische Folgen. 

Die noch bestehende Unsicherheit über die Bedeu- 
tung der einzelnen Faktoren, die ursächlich für die 


2. Luftreinhaltung 

2.1 Stand und Entwicklung schädlicher 
Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen 

2.1.1 Ausgangslage 

Stand und Entwicklung schädlicher Umwelteinwir- 
kungen durch Luftverunreinigungen müssen vor 
dem Hintergrund der allgemeinen Wirtschaftsent- 
wicklung beurteilt werden. Neben der Entwicklung 
der einzelnen Industriebranchen ist hinsichtlich 
der Luftverunreinigungen die Entwicklung des 
Energieverbrauchs nach Höhe und Struktur von 
herausragender Bedeutung. 

Während der Primärenergieverhrauch im Zeitraum 
von 1966 bis 1973 um jährlich durchschnittlich 
5 V. H. wuchs, trat danach bis 1979 mit einer Steige- 
rungsrate von 1,3 v.H. pro Jahr eine deutliche 
Dämpfung der Wachstumsraten ein. In den folgen- 
den Jahren war der Primärenergieverbrauch mit 
4 V. H. pro Jahr rückläufig. 

Eine vergleichbare Entwicklung nahmen die 
Wachstumsraten beim Mineralölverbrauch, Von 
1966 bis 1973 stieg der Mineralölverbrauch über- 
durchschnittlich um jährlich 8 v. H. Ab 1973 war zu- 
nächst eine leichte Abnahme von 0,2 v. H. pro Jahr 
zu verzeichnen, die sich ab 1979 auf 8,2 v. H. jährlich 
verstärkte. 

Zwischen 1966 und 1973 erhöhte sich auch der Erd- 
gasverhrauch im Durchschnitt um 36,5 v.H. jähr- 
lich, flachte seit 1973 mit 9,5 v. H. pro Jahr deutlich 
ab und pendelte sich ab 1979 auf eine Abnahmerate 
von 5,8 V. H. pro Jahr ein. 


Waldschäden sind, ist auch bestimmend für die 
Schwierigkeit, eine sichere Strategie zum Schutz 
der Wälder zu entwickeln. Angesichts dieser Lage 
ergibt sich die Notwendigkeit einer verstärkten 
Forschung, Überwachung und Entwicklung mit 
dem Ziel, die Abwehrmaßnahmen nach dem jeweili- 
gen Stand der Ursachenkenntnis konzentriert steu- 
ern zu können. Die Bundesregierung hat hierfür im 
Haushaltsjahr 1983 zusätzliche Mittel bereitgestellt. 
Sie wird in enger Zusammenarbeit mit den Län- 
dern und der Wissenschaft auch in Zukunft ihren 
Teil zur Finanzierung und Koordinierung der Ar- 
beiten beitragen. Die Bundesregierung wird die Er- 
gebnisse der Forschungsarbeiten sorgfältig analy- 
sieren und ihre Maßnahmen danach ausrichten. 

Die Forschung im Bereich Lärmbekämpfung wird 
auf der Grundlage des „Aktionsprogramms Lärm- 
bekämpfung“ des Bundesministers des Innern vom 
Oktober 1978 und des „Aktionsprogramms Lärm- 
schutz für Straße und Schiene“ der Bundesregie- 
rung vom Juni 1979 fortgeführt. 


Der Verbrauch von Steinkohle hatte zum Mineralöl- 
und Erdgasverbrauch eine gegenläufige Entwick- 
lung. Die jährlichen Abnahmeraten betrugen von 
1966 bis 1973 durchschnittlich 2,6 v. H. und schwäch- 
ten sich danach auf 1,8 v. H. ah. Seit 1979 dagegen 
nimmt der Steinkohleverbrauch um 0,4 v. H. pro 
Jahr zu. 

Allein der Verbrauch von Braunkohle und der Ein- 
satz von Kernenergie weist von 1966 bis 1982 Stei- 
gerungsraten auf. So stieg der Braunkohle ver- 
brauch in den Jahren 1966 bis 1973 um 2,4 v. H. jähr- 
lich, bis 1979 um 2,5 v. H. jährlich und flachte bis 
1982 auf eine Zunahme von 0,3 v. H. pro Jahr ab. Die 
Kernenergie hatte ab 1966 jährliche Steigerungsra- 
ten von 70v. H., ab 1973 von 23,5 v.H. und ab 1979 
von 14,9 V. H. 

Die sonstigen Energieträger, von denen die Wasser- 
kraft der bedeutendste ist in Abhängigkeit vom je- 
weiligen Wasseranfall jährlichen Schwankungen 
unterworfen ist, weisen keine kontinuierliche Ent- 
wicklung auf. 

Tabelle 1 zeigt diese Entwicklung in absoluten Zah- 
len auf und gibt Auskunft über die Struktur des Pri- 
märenergieverbrauchs. 

Während das Mineralöl seinen Anteil am Primär- 
energieverbrauch seit Beginn der sechziger Jahre 
auf über 50 v. H. steigern und bis Ende der siebziger 
Jahre halten konnte, wurde im Jahre 1982 mit 
44,2 V. H. sogar der Anteil von 1966 unterschritten. 
Das Erdgas konnte seinen Verbrauchsanteil von 
1,5 v.H. im Jahre 1966 auf 15,3 v. H. im Jahre 1982 
(mit leicht rückläufiger Tendenz) erhöhen. Der An- 
teil der Steinkohle am Primärenergieverbrauch ver- 
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ringerte sich zwischen 1966 und 1978 von 38,3 v. H, 
auf 17,8 V. H. und steigerte sich bis 1982 wieder auf 
21,2 V. H., während die Braunkohle seit 1966 nahezu 
gleichbleibend mit etwa 10 v. H. zur Deckung des 
Primärenergieverbrauchs beiträgt. Die Kernenergie 
erreichte bis 1982 einen Verbrauchsanteil von 
5,8 V. H, Der Anteil der sonstigen Energieträger 
blieb mit etwa 3 v. H. konstant. Der Beitrag sog. 
alternativer Energiequellen zur Deckung des Pri- 
märenergieverbrauchs ist derzeit kaum nennens- 
wert. 


* 1 PJ = 1 Peta- Joule = 34 118 t SKE (Steinkohleeinheiten) 


Aus Tabelle 1 kann ferner entnommen werden, wel- 
che Bereiche des Energiesektors die aufgezeigten 
Entwicklungen bestimmt haben. An den hohen 
Steigerungsraten des Mineralölverbrauchs bis 1973 
waren alle Bereiche beteiligt. Parallel zur Entwick- 
lung des Mineralölverbrauchs verläuft die Um- 
wandlung in Raffinerien zur Bereitstellung der Mi- 
neralölprodukte. Die Entwicklung der letzten Jahre 
hat Höhe und Nachfragestruktur der Mineralölpro- 
dukte stark verändert. Während bis 1973 die Nach- 
frage besonders bei Heizöl EL und Heizöl S sehr 


Tabelle 1 


Entwicklung von Höhe und Struktur des Energieeinsatzes in den energiewirtschaftlichen Sektoren 

(1970 bis 1982) 



1970 

1974 

1978 

1982 


PJ* 

v.H. 

PJ* 

v.H. 

PJ* 

v.H. 

PJ* 

v.H. 

Primärenergieverbrauch 

9 877 

100,0 

10 723 

100,0 

11 402 

100,0 

10 594 

100,0 

davon: 









- Steinkohle 

2 839 

28J 

2 423 

22,6 

2 029 

17,8 

2 247 

21,2 

- Braunkohle 

896 

9J 

1 031 

9,6 

1 052 

9,2 

1 125 

10,6 

- Mineralöle 

5 242 

53J 

5 519 

51,5 

5 959 

52,3 

4 682 

44,2 

- Gase 

543 

5,5 

1 362 

12,7 

1 771 

15,5 

1 616 

15,3 

- Kernenergie 

61 

0,6 

119 

1,1 

345 

3,0 

613 

5,8 

- Sonstige 

296 

3,0 

269 

2,5 

246 

2,2 

311 

2,9 

Umwandlungseinsatz gesamt 

9 550 

1 

9 859 

/ 

9 462 

1 

9 343 

/ 

Kraftwerke, Heizkraftwerke, 









Fernheizwerke 

2 559 

100,0 

3 188 

100,0 

3 529 

100,0 

3 686 

100,0 

davon: 









- Steinkohle 

1 048 

41,0 

1 025 

32,2 

1 031 

29,2 

1 224 

33,2 

— Braunkohle 

661 

25,8 

888 

27,9 

943 

26,7 

981 

26,6 

- Mineralöle 

353 

13,8 

301 

9,4 

307 

8,7 

177 

4,8 

- Gase 

235 

9,2 

650 

20,4 

691 

19,6 

460 

12,5 

- Kemenergie 

61 

2,4 

119 

3,7 

345 

9,8 

613 

16,6 

- Sonstige 

201 

7,8 

205 

6,4 

212 

6,0 

231 

6,3 

Raffinerien 

4 455 

100,0 

4 519 

100,0 

4 207 

100,0 

4 050 

100,0 

davon 









- Erdöl (roh) 

4 455 

100,0 

4 519 

100,0 

4 207 

100,0 

3 340 

82,5 

- Mineralölprodukte 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

710 

17,5 

sonstiger Umwandlungsbereich .... 

2 537 

100,0 

2 152 

100,0 

1 726 

100,0 

1 607 

100,0 

davon: 









- Steinkohle 

2 082 

82,1 

1 781 

82,8 

1 262 

73,1 

1 248 

77,8 

- Braunkohle 

161 

6,3 

106 

4,9 

84 

4,9 

136 

8,4 

- Mineralöle 

207 

8,2 

234 

10,9 

353 

20,5 

211 

13,1 

- Gase 

87 

3,4 

31 

1.4 

27 

1,5 

12 

0,7 
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noch Tabelle 1 


noch Entwicklung von Höhe und Struktur des Energieeinsatzes in den energiewirtschaftlichen Sektoren 

(1970 bis 1982) 



1970 

1974 

1978 

1982 








PJ* 


Endenergieverbrauch 

6 751 

/ 

7 139 

/ 

7 605 

/ 

6 889 

/ 

Industrie 

2 660 

100,0 

2 804 

100,0 

2 597 

100,0 

2 253 

100,0 

davon: 









~ Steinkohle 

569 

21,4 

546 

19,5 

412 

15,9 

476 

21,1 

- Braunkohle 

36 

1,4 

28 

1,0 

38 

1,5 

69 

3,1 

- Mineralöle 

1 039 

39,1 

949 

33,8 

817 

31,5 

480 

21,3 

- Gase 

569 

21,4 

747 

26,7 

775 

29,8 

683 

30,3 

- Strom 

405 

15,2 

497 

17,7 

514 

19,8 

509 

22,6 

- Fernwärme 

41 

1,5 

36 

1,3 

40 

1,5 

32 

1,4 

- Übrige 

1 

0,0 

1 

0,0 

1 

0,0 

4 

0,2 

Verkehr (incL Treibstoffe für 
militärische Dienststellen) 

1 199 

100,0 

1 331 

100,0 

1 625 

100,0 

1 673 

100,0 

davon: 









- Motorenbenzin 

683 

57,0 

797 

59,9 

1 013 

62,3 

1 001 

59,8 

- Dieselkraftstoff 

334 

27,8 

361 

27,1 

448 

27,6 

502 

30,0 

- Übrige 

182 

15,2 

173 

13,0 

164 

10,1 

170 

10,2 

Haushalte und Kleinverbraucher 
(incl. militärische Dienststellen 
ohne Verkehr) 

davon 

2 892 

100,0 

3 004 

100,0 

3 383 

100,0 

2 963 

100,0 

- Steinkohle 

482 

16,7 

269 

9,0 

145 

4,3 

138 

4,6 

- Braunkohle 

194 

6,7 

112 

3,7 

64 

1,9 

63 

2,1 

- Mineralöle 

1 635 

56,5 

1745 

58,1 

1 994 

58,9 

1394 

47,0 

- Gase 

189 

6,5 

371 

12,3 

543 

16,0 

650 

21,9 

- Strom 

284 

9,8 

402 

13,4 

513 

15,2 

567 

19,3 

- Fernwärme 

86 

3,0 

92 

3,1 

117 

3,5 

130 

4,4 

- Übrige 

22 

0,8 

13 

0,4 

7 

0,2 

21 

0,7 


Quelle: Energiebilanzen der Bundesrepublik Deutschland 

Herausgeber: Arbeitsgemeinschaft Energiebilanzen, Essen 

* 1 PJ = 1 Peta-Joule == 34 118 t SKE (Steinkohleeinheiten) 


stark stieg (abzulesen am Endverbrauch der Haus- 
halte/Kleinverbraucher und der Industrie sowie am 
Umwandlungseinsatz der Kraftwerke), haben diese 
Produkte seit 1973 im Kraftwerksbereich und in der 
Industrie bzw. seit 1979 bei den Haushalten und 
Kleinverbrauchern erheblich an Bedeutung verlo- 
ren. Um die weiter steigende Nachfrage des Ver- 
kehrssektors nach Motorenbenzin und Dieselkraft- 
stoff verstärkt aus inländischer Erzeugung befriedi- 
gen zu können, arbeiten die Raffinerien die schwer 
absetzbaren Produkte, besonders Heizöl S, zuneh- 
mend zu leichteren Produkten auf (vgl. Umwand- 


lungseinsatz der Raffinerien 1982 im Vergleich zu 
den Vorjahren). 

Der Erdgaseinsatz im Sektor Haushalte und Klein- 
verbraucher weist über den gesamten Zeitraum 
1966 bis 1982 hohe Zuwächse auf. Die Tendenz- 
wende in der Entwicklung des Erdgasverbrauchs 
insgesamt ist auf die starke Rücknahme des Um- 
wandlungseinsatzes bei Kraftwerken und in der In- 
dustrie zurückzuführen. Der verminderte Einsatz 
von Erdgas und Mineralöl in Kraftwerken wurde 
durch verstärkten Einsatz von Steinkohle und 
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Kernenergie ausgeglichen. Steigerungen im Strom- 
verbrauch wurden ebenfalls durch Steinkohle und 
Kernenergie abgedeckt. 

In anderen Einsatzbereichen hat die Steinkohle bis- 
her nicht von der Verdrängung des Mineralöls und 
des Erdgases profitiert Im Sektor Haushalte und 
Kleinverbraucher ging ihr Einsatz weiter zurück. 
Das gilt auch für den Einsatz von Steinkohlekoks in 
der Industrie, der allerdings seit 1979 durch ver- 
stärkten Einsatz von Steinkohle zur Prozeßwärme- 
erzeugung in anderen industriellen Bereichen auf- 
gefangen werden konnte. Der Rückgang von Ver- 
edelungsprodukten der Steinkohle in den Endver- 
brauchssektoren bestimmt auch die Entwicklung 
des Steinkohleeinsatzes im sonstigen Umwand- 
lungsbereich, zu dem die Kokereien, Steinkohlebri- 
kettfabriken und Gaswerke gehören. 

Der Einsatz von Braunkohle hat sich seit 1966 zu- 
nehmend auf die Kraftwerke verlagert, während er 
im sonstigen Umwandlungsbereich aufgrund der 
sich ständig verringernden Nachfrage der Endver- 
brauchssektoren nach Braunkohlebriketts an Be- 
deutung verloren hat. 

Insgesamt läßt sich feststellen, daß die Energiepoli- 
tik der Bundesregierung durch die Entwicklung des 


Energieverbrauchs bestätigt wird. Die Bundesregie- 
rung hält weiter daran fest, den Energieverbrauch 
durch rationelle und sparsame Verwendung zu be- 
grenzen bzw. zu verringern. Weiterhin gilt es, den 
Mineralölanteil an der Energieversorgung zurück- 
zudrängen, die heimische Steinkohle und Braun- 
kohle vorrangig zu nutzen, die Kernenergie in dem 
zur Sicherung der Stromversorgung unerläßlichen 
Ausmaß unter Beachtung des Vorranges der Si- 
cherheit der Bevölkerung im Grundlastbereich ein- 
zusetzen, Importrisiken durch Streuung der 
Bezugsquellen zu begrenzen, die Energieforschung 
konsequent fortzusetzen und bei der Energieum- 
wandlung die Erfordernisse des Umweltschutzes zu 
berücksichtigen. 

Von Bedeutung für die Immissionssituation ist 
ferner die Entwicklung im Verkehrsbereich. Beson- 
dere Bedeutung kommt dabei der Zunahme des 
Kraftfahrzeug-Bestandes (Tabelle 2) und der Ge- 
samtfahrleistung aller Fahrzeuge zu. 

Bei den Pkw-Neuzulassungen stieg der Anteil der 
Fahrzeuge über 1 500 cm^ Hubraum überproportio- 
nal an; dementsprechend ging der Anteil der Fahr- 
zeuge mit einem Hubraum unter 1 500 cm^ im Pkw- 
Bestand zurück. 


Tabelle 2 


Kraftfahrzeuge — Bestand 


Kraftfahrzeuge in 1 000 

1977 

1978 

1979 

1980 

1981 

1982 

Gesamtzahl 

23 309 

24 611 

26 109 

26 938 

27 655 

28 158 

darunter: 







Personenkraftwagen und Kombi . . 

20 020 

21 212 

22 535 

23 192 

23 730 

24 105 

Krafträder 

343 

403 

479 

572 

690 

797 

Kraftomnibusse und Obusse 

64 

66 

68 

70 

71 

71 

Lastkraftwagen 

1 146 

1 175 

1 236 

1 277 

1 307 

1 291 


Kraftfahrzeuge — Neuzulassungen 


Kraftfahrzeuge in 1 000 

1977 

1978 

1979 

1980 

1981 

1982 

Gesamtzahl 

2 832 

2 964 

2 950 

2 772 

2 658 

2 452 

darunter: 







Personenkraftwagen und Kombi . . 

2 561 

2 664 

2 623 

2 426 

2 330 

2 156 

Krafträder 

68 

86 

101 

125 

138 

132 

Kraftomnibusse und Obusse 

6 

6 

7 

7 

5 

5 

Lastkraftwagen 

115 " 

132 

142 

144 

119 

97 


Quelle: Verkehr in Zahlen 1 983 , herausgegeben vom Bundesminister für Verkehr 
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Die Fahrleistungen im Individualverkehr erreich- 
ten 1982 nach vorübergehendem Rückgang fast wie- 
der den Stand von 1980; dies gilt gleichermaßen für 
die durchschnittliche Fahrleistung je Personen- 
kraftwagen. 

Es kann davon ausgegangen werden, daß die Zahl 
der Kraftfahrzeuge auf absehbare Zeit noch weiter 
ansteigen wird. Nach Prognosen für die Bundesver- 
kehrswegeplanung wird sich der Pkw-Bestand im 
Jahr 1990 auf 28,5 Mio. Fahrzeuge gesteigert haben; 
für das Jahr 2000 werden 31,5 Mio. Fahrzeuge pro- 
gnostiziert. 


2.1.2 Emissionen und Immissionen bei einzelnen 
Schadstoffen 

Im Zusammenhang mit den Waldschäden ist her- 
vorzuheben, daß Schwefeldioxid und in geringerem 
Maße Stickstoffoxide einerseits als Gase unmittel- 
bar schädigend auf die Flora einwirken und zum 
anderen zu rd. 90 v. H. für den anthropogen beding- 
ten Säureeintrag verantwortlich sind, der als nasse 
und trockene Deposition auf Pflanzen und Böden 
gelangt. Stickstoffoxide sind darüber hinaus die be- 
deutendsten Ausgangsstoffe für die Bildung von 
Photooxidantien. 

Die Emissionen von Schwefeldioxid sind in der 
Tendenz abnehmend. Bei den Stickstoffoxid-Emis- 
sionen hingegen war in der Vergangenheit bedingt 
durch den gestiegenen Energieverbrauch eine deut- 
liche Zunahme festzustellen. Während seit 1979 bei 
den Gesamtemissionen von Stickstoffoxid eine 
Stagnation eingetreten ist, sind die Stickstoffoxid- 
Emissionen aus dem Verkehrsbereich indessen 
weiter angestiegen. 

Die folgende Darstellung der Schadstoffemissionen 
im einzelnen beschränkt sich auf diejenigen Luft- 
verunreinigungen, die mengenmäßig und überre- 
gional von Bedeutung sind und für die geeignete 
Berechnungsunterlagen (z. B. Meßwerte, Brenn- 
stoffanalysen) zur Verfügung stehen. Diesen Be- 
rechnungen liegt der heutige Kenntnisstand hin- 
sichtlich der Emissions-Eigenschaften der Brenn- 
stoffe, Anlagen und Fahrzeuge zugrunde. Sofern 


neue Erkenntnisse nicht nur die Gegenwart betref- 
fen, sondern beispielsweise durch verbesserte Er- 
mittlungsverfahren auch auf zurückliegende Zeit- 
räume übertragen werden können, sind ältere An- 
gaben korrigiert worden, um die Vergleichbarkeit 
zu wahren. Dies ist die entscheidende Vorausset- 
zung, eine Entwicklung über größere Zeiträume 
hinweg zutreffend beurteilen zu können. So gelang 
es beispielsweise im Rahmen eines Forschungsvor- 
habens dank der Mitwirkung von Verbänden und 
Institutionen der Energiewirtschaft die verschie- 
denen Kohlequalitäten wesentlich genauer zu erfas- 
sen und hinsichtlich der S 02 -Emissionen zu bewer- 
ten. 

Die Überwachung der Luftqualität konzentriert 
sich auf folgende Schadstoffe: Schwefeldioxid, 
Staubniederschlag und Schwebstaub (teilweise mit 
den Komponenten Blei und Cadmium), Stickstoff- 
oxide und Kohlenmonoxid. Vereinzelt werden wei- 
tere Schadstoffe wie Fluorid, Benzol, Benzo(a)pyren 
und in jüngster Zeit verstärkt Ozon gemessen. 


Schwefeldioxid 

Schwefeldioxid (SO 2 ) gelangt zu mehr als 95 v. H. 
aus Verbrennungsprozessen — Einsatz fossiler 
Energieträger im Energieumwandlungs- und -ver- 
brauchssektor — in die Atmosphäre. Die gesamte 
S02-Emission lag bis 1978 ohne wesentliche Ände- 
rungen zwischen 3,2 und 3,6 Mio. t im Jahr. Dieses 
Emissionsniveau hat sich seit 1979 durch die Sen- 
kung des Schwefelgehaltes im leichten Heizöl und 
Dieselkraftstoff von 0,5 v. H. auf 0,3 v. H. durch die 
3. BImSchV um ca. 0,2 Mio. t pro Jahr vermindert 
Im Kraftwerksbereich wirkt sich zunehmend der 
verstärkte Einsatz der Rauchgasentschwefelung 
aus. Durch die Abgasentschwefelung von Steinkoh- 
le-Kraftwerken konnten 1982 — Ende des Jahres 
waren bereits 6 Anlagen in Betrieb — die Emissio- 
nen um ca. 33 000 1 gesenkt werden. Hierdurch 
verringerten sich die Emissionen aus der Stromer- 
zeugung um ca. 3,7 v. H. — bezogen nur auf Stein- 
kohle — bzw. um ca. 1,9 v. H. — bezogen auf alle 
Brennstoffe — . Der Kraftfahrzeugverkehr ist mit 
3,4 V. H. an den gesamten S02’Emissionen beteiligt 


Tabelle 3 


SOz-Jahresemissionen 



1966 

1970 

1974 

1978 

1982 

Gesamtemission in Mt*) pro Jahr 

3,2 


3,6 

3,4 


Anteile der Emittentengruppen in v. H. 





■i 

Kraftwerke/Fernheizwerke 

41,3 

45,9 

51,3 

55,1 


Industrie 

35, 7 

32,3 

30,0 

27,8 


Haushalte/Kleinverbraucher 

19,9 

18,6 

15,3 

13,4 

9,3 

Verkehr 

3,1 

3,2 

3,4 

3,7 

3,4 


*) 1 Mt = 1 Mega-Tonne = 1 Mio. Tonnen 
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In der Zukunft werden weitere erhebliche Vermin- 
derungen der S02-Emissionen eintreten. Diese Er- 
wartung stützt sich auf die Fortsetzung der Ener- 
giesparpolitik, den damit verbundenen Maßnahmen 
zur rationellen Energie Verwendung, die positiven 
Auswirkungen der Verordnung über Großfeue- 
rungsanlagen (13. BImSchV), die weitere Entschwe- 
felung der Brennstoffe, den Ersatz von schwerem 
Heizöl im Industriebereich durch Gas sowie die 
Substitution von Einzelfeuerstätten durch den be- 
schleunigten Ausbau der Fernwärmeversorgung 
auf der Grundlage der Kraft-Wärme-Kopplung und 
Abwärmenutzung. 

Die Immissionsbelastung durch Schwefeldioxid 
ging Ende der 60er bis Mitte der 70er Jahre zurück; 
sie ist seit etwa zehn Jahren in den industriellen 
Ballungsgebieten gleichbleibend. In den höchstbela- 
steten Gebieten gingen die S02-Immissionen in 
letzter Zeit noch teilweise leicht zurück. Seit 1981 
sind Überschreitungen des in der Technischen An- 
leitung zur Reinhaltung der Luft (TA Luft) festge- 
legten Immissionswertes (IW 1) für SO 2 nicht mehr 
festgestellt worden. Allein die Kurzzeit-Belastung 
überschreitet in einzelnen höchstbelasteten Gebie- 
ten des Ruhrgebietes und in Berlin den Immissions- 
wert (IW 2). Während in der Vergangenheit durch 
höhere Emissionsquellen die Belastung in emitten- 
tenfernen Gebieten leicht zunahm, wird im ländli- 
chen Raum inzwischen kaum noch ein Anstieg der 
S 02 -Belastung verzeichnet 


Stickstoffoxide 

Die anthropogenen Stickstoffoxidemissionen (NO^) 
entstehen zu über 95 v. H. aus Verbrennungsprozes- 
sen in den Kfz-Motoren, den Feuerungsanlagen der 
Kraftwerke und Industrie sowie den Einzelfeuerun- 
gen der privaten Haushalte, Sie werden überwie- 
gend zunächst als Stickstoffmonoxid (NO) emittiert 
und in der Atmosphäre zu Stickstoffdioxid (NO 2 ) 
oxidiert. Bis 1979 war bedingt durch den ständig 
gestiegenen Energieverbrauch regelmäßig eine Zu- 
nahme der Stickstoffoxidemissionen auf zuletzt ins- 
gesamt 3,1 Mio. t pro Jahr zu verzeichnen (Tabelle 
4). Trotz des Rückgangs des Energieverbrauchs seit 
1979 haben sich die Stickstoffoxidemissionen in- 
folge der höheren Verdichtung neuer Kraftfahr- 
zeugmotoren nicht vermindert. Zu diesem Ergebnis 
kann ferner die Substitution von schwerem Heizöl 
durch Kohle im Kraftwerksbereich beigetragen ha- 
ben. 

Mittelfristig ist hingegen aufgrund der Regelungen 
der Verordnung über Großfeuerungsanlagen, der 
Optimierung der Feuerungstechnik und der Einfüh- 
rung der Dreiwegkatalysatoren im Kfz-Bereich mit 
einer Abnahme der Stickstoffoxidemissionen zu 
rechnen. 

Bei den Immissionen von Stickstoffoxiden ist für 
die menschliche Gesundheit nur die Komponente 
Stickstoffdioxid (NO 2 ) von Bedeutung. 
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Tabelle 4 


Stickoxid- Jahresemissionen (berechnet als NO2) 



1966 

1970 

1974 

1978 

1982 

Gesamtemission in Mt*) pro Jahr 

2,0 

2,4 

2,7 

3,1 

3,1 

Anteile der Emittentengruppen in v. H. 






Kraftwerke/Femheizwerke 

23,6 

26,5 

30,0 

27,8 

27,7 

Industrie 

30,6 

25,5 

21,0 

16,7 

14,0 

Haushalte/Kleinverbraucher 

5,8 

6,0 

5,0 

4,5 


Verkehr 

40,0 

42,0 

44,0 

51,0 

54,6 


*) 1 Mt = 1 Mega-Tonne = 1 Mio. Tonnen 
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In Ballungsgebieten ist ein leichter Anstieg der 
NOg-Belastung zu verzeichnen. Die Immissions- 
werte der TA Luft werden allerdings auch an Meß- 
steilen, die überwiegend vom Verkehr beeinflußt 
werden, nicht überschritten. Im ländlichen Raum 
ist die Zunahme der Belastung durch Stickstoffdi- 
oxid nur schwach ausgeprägt. 

Die häufig recht hohen Konzentrationen, denen die 
Verkehrsteilnehmer bei Verkehrsstaus ausgesetzt 
sein können, stellen ein Sonderproblem dar. 


Kohlenmonoxid 

Kohlenmonoxid (CO) wird im wesentlichen bei un- 
vollständiger Verbrennung in Kfz-Motoren und 
Feuerungsanlagen freigesetzt. Die CO-Emissionen 
sind trotz steigenden Energieverbrauchs infolge 
ständiger Optimierung der Verbrennungsvorgänge 
von 13 Mio. t im Jahre 1970 auf etwa 8,2 Mio. t im 
Jahre 1982 zurückgegangen. Etwa zwei Drittel der 
gesamten CO-Emissionen kommt aus dem Ver- 
kehrsbereich, während der Anteil des Kraftwerks- 
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Tabelle 5 


CO-Jahresemissionen 



1966 

1970 

1974 

1978 

1982 

Gesamtemission in Mt*) pro Jahr 

12,5 

13,0 

11,2 

9,1 

8,2 

Anteile der Emittentengruppen in v. H. 






Kraftwerke/Fernheizwerke 

0,2 

0,2 

0,3 

0,3 

0,4 

Industrie 

13,8 

13,7 

16,7 

14,9 

13,6 

Haushalte/Kleinverbraucher 

52,0 

41,7 

27,8 

18,8 

21,0 

Verkehr 

34,0 

44,4 

55,2 

66,0 

65,0 


*) 1 Mt = 1 Mega-Tonne = 1 Mio. Tonnen 


15 


•- 10 

er 

o 


CO 

CO 


^ 5 

QJ 






M 


Kroft-und 
Fernheizwerke un 

Industrie 

Haushalte, 

Kleinverbraucher 

Verkehr 


ter 0,5S ^( 

^7x7\ 




■■■ 


!■■■ — ■■■ 

82 

UBA 

1984 

Entwicklung der Kohlenmonoxid-Emissionen 

nach Emittentengruppen 

* 



bereichs vernachlässigbar gering ist Die Industrie 
ist mit etwa 14 v. H. beteiligt, während der Anteil 
der Haushalte und Kleinverbraucher bei etwa 21 
V. H. liegt 

Die ständige Optimierung der Feuerungs- und Ver- 
brennungstechniken läßt für die Zukunft abneh- 
mende CO-Emissionen erwarten. 

Hohe Immissionen von Kohlenmonoxid werden in 
Ballungsgebieten hauptsächlich durch den Straßen- 
verkehr hervorgerufen. 

Insgesamt gesehen hat sich die Immissionssi- 
tuation gegenüber dem vorangegangenen Berichts- 
zeitraum nicht wesentlich verändert. 


Die häufig recht hohen Konzentrationen, denen die 
Verkehrsteilnehmer bei Verkehrsstaus ausgesetzt 
sein können, stellen ein Sonderproblem dar. 


Staub 

Die Staubemissionen werden etwa zur Hälfte durch 
Feuerungsanlagen hervorgerufen; mit je einem 
Viertel tragen bestimmte industrielle Produktions- 
prozesse, insbesondere im Bereich Eisen und Stahl, 
sowie der Umschlag von Schüttgütern bei. Die 
Staubemissionen konnten seit Mitte der sechziger 
Jahre durch die Verbesserung der Entstaubung in- 
dustrieller Anlagen und die Umstellung auf flüssige 
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Tabelle 6 


Staub-Jahresemissionen 



1966 

1970 

1974 

1978 

1982 

Gesamtemission in Mt*) pro Jahr 

1,8 

1,3 

1,0 

0,8 

0,7 

Anteile der Emittentengruppen in v. H. 






Kraftwerke/Femheizwerke 

25,2 

21,8 

19,6 

22,7 

21,7 

Industrie 

58,5 

57,9 

60,8 

61,4 

59,7 

Haushalte/Kleinverbraucher 

13,7 

15,8 

13,4 

8,0 

9,2 

Verkehr 

2,6 

4,5 

6,2 

7,9 

9,4 


*) 1 Mt = 1 Mega-Tonne = 1 Mio. Tonnen 


und gasförmige Brennstoffe um etwa zwei Drittel 
auf 0,7 Mio. t pro Jahr vermindert werden (Tabelle 
6). Zunehmende Bedeutung erlangen die toxischen 
Inhaltsstoffe der unter heutigen Bedingungen fast 
ausschließlich als Feinstaub emittierten Stäube. Ge- 
messen an den Erfolgen der Vergangenheit ist zu- 
künftig nur mit einem relativ geringen Rückgang 
der Staubemissionen zu rechnen. 

Immissionen von Staub werden als Staubnieder- 
schlag und als Schwebstaub gemessen. Die Bela- 
stung mit Staubniederschlag ist in den Ballungsge- 
bieten seit Ende der 70er Jahre im wesentlichen 


gleichbleibend. Wenn auch an speziellen Industrie- 
standorten noch Überschreitungen der Immissions- 
werte der TA Luft festgestellt worden sind, so ge- 
hen hier die Belastungen durch Staubniederschlag 
deutlich zurück. 

Die Schwermetallanteile insbesondere von Blei, 
Cadmium und Thallium im Staubniederschlag stel- 
len wegen ihrer Anreicherungsfähigkeit im Boden 
sowie in der Nahrungs- und Futtermittelkette ein 
besonderes Gefährdungspotential dar. Bei Blei wird 
in Ballungsgebieten und in der Umgebung von Blei- 
hüttenstandorten (z. B. Oker/Harlingerode, Stol- 
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berg und Nordenham) nur noch an wenigen Stellen 
der Immissionswert der TA Luft überschritten. Die 
Bleibelastung ist innerhalb von etwa 10 Jahren dra- 
stisch zurückgegangen; bei Cadmium treten häufi- 
gere Überschreitungen auf. In ländlichen, industrie- 
fernen Zonen liegt die Bleibelastung unter einem 
Drittel des Immissionswertes; ebenso wird der Im- 
missionswert für Cadmium überall eingehalten. 

In besonders belasteten Gebieten sind die Schweb- 
staub-Konzentrationen leicht zurückgegangen, in 
geringer belasteten Gebieten hingegen gleichge- 
blieben. Überschreitungen der Immissionswerte der 
TA Luft treten nicht mehr auf. 

Die Bleibelastung besonders belasteter Gebiete, in 
denen der Immissionswert der TA Luft allerdings 
nicht erreicht wird, ist seit längerem deutlich rück- 
läufig; diese rückläufige Tendenz ist in Gebieten 
mit mittlerer Belastung nicht so stark ausgeprägt 
Die durch den Straßenverkehr hervorgerufenen 
Bleiimmissionen bewegen sich aufgrund der ab 
1. Januar 1976 auf 0,15 Gramm pro Liter gesenkten 
Bleigehalte in Ottokraftstoffen auf einem gleich- 
bleibend niedrigen Niveau. Die vorgesehene Ein- 
führung bleifreier Ottokraftstoffe wird zu einem 
weiteren Rückgang der Belastung führen. Die Bela- 
stung der Ballungsgebiete durch Cadmium ist im 
allgemeinen leicht rückläufig; in Einzelfällen sind 
Überschreitungen des Immissionswertes der TA 
Luft festgestellt worden. 


Organische Verbindungen 

Diese Schadstoffgruppe setzt sich aus einer Viel- 
zahl von Einzelverbindungen unterschiedlichster 
Wirkungspotentiale zusammen, so daß allein die 
Angabe der Gesamtmengen keine ausreichend 
plausiblen Rückschlüsse auf Umweltgefährdungen 
zuläßt. 

Das Emissionsniveau liegt im Berichtszeitraum 
gleichbleibend bei etwa 1,6 Mio. t im Jahr, die den 
Emittentengruppen Industrie, Haushalte/Kleinver- 
braucher und Verkehr zu etwa gleichen Anteilen 
zuzurechnen sind (Tabelle 7). Im Verkehrsbereich 


kann nach Einführung der Dreiwegkatalysatoren 
mittelfristig mit deutlichen Verminderungen der 
Emissionen gerechnet werden. 

Unter den Immissionen der organischen Verbin- 
dungen befinden sich auch Schadstoffe, die als 
krebserzeugend gelten, z. B. Benzol und Ben- 
zo(a)pyren. 

Einer Festlegung von Immissionswerten für krebs- 
erzeugende Luftverunreinigungen steht entgegen, 
daß es bisher nicht möglich ist, biologisch-medizi- 
nisch begründete Unbedenklichkeitsschwellen an- 
zugeben. Die Bundesregierung hat deshalb zum 
Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen vor- 
geschrieben, die Emissionen kanzerogener Stoffe 
so weit wie möglich zu begrenzen (Nr. 2.2. 1.5 TA 
Luft) und für 15 Schadstoffe bzw. Schadstoff grup- 
pen strenge Emissionsbegrenzungen festgelegt 
(Nr. 2.3.5. TA Luft). 

Sie hat darüber hinaus bei Vorliegen hinreichender 
Anhaltspunkte für schädliche Umwelteinwirkungen 
eine Sonderprüfung für Schadstoffe vorgeschrie- 
ben, für die Immissionswerte nicht festgelegt sind 
(Nr.2.2.1.3 TA Luft). 

Die Bundesregierung verkennt nicht, daß aus um- 
welthygienischer Sicht ein Bedarf besteht, Immis- 
sionsmessungen zur Feststellung organischer Ver- 
bindungen insbesondere in Ballungsgebieten im 
Rahmen der gebietsbezogenen Luftüberwachung 
durchzuführen sowie durch Angabe von Konzentra- 
tionsschwellen Orientierungshilfen bei raumbe- 
deutsamen Planungsentscheidungen zu geben. 

Die festgestellten Benzol-Konzentrationen sind den 
Verhältnissen in anderen Industriestaaten ver- 
gleichbar. Hohe Belastungen sind örtlich eng be- 
grenzt (Straßentunnels, Tankstellen). 

Benzo(a)pyren gehört zur Gruppe der polyzykli- 
schen aromatischen Kohlenwasserstoffe und ist un- 
ter anderem in Steinkohlenteer, in bestimmten Mi- 
neralölen, in den Abgasen von Heizungsanlagen, in 
Kfz-Abgasen und in Ruß enthalten. 

Bei dem an Schwebstaub gebundenen Benzo(a)py- 
ren ist langfristig mit einer Abnahme der Belastun- 


Tabelle 7 


Organische Verbindungen — Jahresemissionen 



1966 

1970 

1974 

1978 

1982 

Gesamtemission in Mt*) pro Jahr 

1,4 

1,7 

1,8 

1,8 

1,6 

Anteile der Emittentengruppen in v. H. 






Kraftwerke/Fernheizwerke 

0,5 

0,5 

0,5 

0,5 

0,6 

Industrie 

25,0 

26,5 

27,0 

27,0 

28,0 

Haushalte/Kleinverbraucher 

46,0 

42,0 

40,0 

35,5 

32,4 

Vekehr 

28,5 

31,0 

32,5 

37,0 

39,0 


*) 1 Mt = 1 Mega-Tonne = 1 Mio. Tonnen 
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gen zu rechnen, die insbesondere mit der Verminde- 
rung der Emissionen im Heizungsbereich einher- 
geht. 


Anorganische Fluorverbindungen 

Die Immissionsbelastung durch gasförmige anorga- 
nische Fluorverbindungen ist durch kurzzeitig auf- 
tretende hohe Konzentrationen gekennzeichnet 
Die Immissionswerte der TA Luft werden aller- 
dings nicht überschritten. 


Ozon 

Ozon ist — inbesondere in Höhen zwischen 10 km 
und 50 km — natürlicher Bestandteil der Strato- 
sphäre und schirmt die Erdoberfläche von der po- 
tentiell schädlichen UV-B-und -C-Sonnenstrahlung 
ab. Durch meteorologische Transportvorgänge 
kann Ozon bis zum Boden gelangen und auch se- 
kundär aus Stickstoffoxiden und Kohlenwasserstof- 
fen (sog. Vorläufer) unter Einwirkung des Sonnen- 
lichts gebildet werden. Bei höheren Konzentratio- 
nen wird Ozon zum Schadstoff. Hohe Belastungen 
können insbesondere während sommerlicher Hoch- 
druckwetterlagen vor allem am Rand und im Wind- 
schatten industrieller Verdichtungsräume auftre- 
ten. So wurden beispielsweise vor allem in der 
Oberrheinischen Tiefebene, im Rhein-Main-Gebiet 
und im Raum Köln-Bonn bei den genannten Wet- 
terlagen hohe Konzentrationen festgestellt. Die di- 


rekte Einwirkung von Ozon kann zu Pflanzenschä- 
den führen. 

Saurer Regen 

Schwefeldioxid und Stickstoffoxide einschließlich 
ihrer in der Atmosphäre entstehenden Folgepro- 
dukte sind diejenigen Säurebildner, die mit großem 
Abstand vor allen anderen Stoffen an der Bildung 
von „saurem Regen“ beteiligt sind. Der Begriff „sau- 
rer Regen“ reicht für die Beschreibung der Wirkung 
von Säurebildnern allerdings nicht aus. Er umfaßt 
lediglich den in der Atmosphäre mit dem Regen 
niedergehenden Säureanteil (nasser Nieder- 
schlag = nasse Deposition = saurer Regen). Da je- 
doch ein großer Teil der Säurebelastung aus der 
trockenen Ablagerung der Säurebildner (z. B. Anla- 
gerung von Schwefeldioxid an Staub, Ablagerung 
dieses Staubes oder von Schwefelverbindungen auf 
Pflanzen) herrührt (trockener Niederschlag = trok- 
kene Deposition), ist es zutreffender, den Begriff 
der „sauren Deposition“ zu verwenden, der beide 
Anteile umfaßt Aus dem Meßnetz des Umweltbun- 
desamtes liegen seit Ende der 60er Jahre Inforiha- 
tionen über die Entwicklung der Schadstoffbela- 
stung aus überregionalen Transporten vor. 

Nach diesen Feststellungen sind deutlich zuneh- 
mende Pegel der Stickstoffdioxidkonzentration 
festzustellen. Bei einem gegenüber den Ballungsge- 
bieten niedrigen Pegel sind Zunahmeraten von 
rund einem Drittel in den letzten zehn Jahren fest- 
gestellt worden. 
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Die Pegel der Schwefeldioxidkonzentrationen in 
der Luft sind z. B, an den Meßstationen des Um- 
weltbundesamtes im Hunsrück und in der Lünebur- 
ger Heide leicht zunehmend, an andere Stationen 
(z. B. im Hochschwarzwald) jedoch eher rückläufig 
oder gleichbleibend. 

Die Konzentration des Schwefels im Schwebstaub 
zeigt andersgeartete zeitliche Veränderungen als 
das Schwefeldioxid. Der Trend steigt an der Station 
Schauinsland im Schwarzwald leicht an, er ist an 
der Station im Osten der Lüneburger Heide nach 
einem Anstieg Mitte der 70er Jahre rückläufig und 
an der Station im Hunsrück gleichbleibend. 

Der Säuregehalt der nassen Niederschläge (Regen, 
Schnee, Nebel) die seit 1976 an den Meßstellen des 
Umweltbundesamtes parallel zu der Gesamtdeposi- 
tion von Säure regelmäßig ermittelt wird, ist stark 
abhängig von der jeweiligen Intensität und Ergie- 
bigkeit der Niederschläge und daher großen, auch 
langzeitigen Schwankungen unterworfen. Zuverläs- 
sige Messungen des Säure-Grades (pH-Wert) des 
Regens liegen seit etwa 1970 vor. Seit dieser Zeit ist 
keine merkliche Veränderung des Säuregehalts des 
Regens in der Bundesrepublik Deutschland beob- 
achtet worden. Dieses Ergebnis erscheint auch 
plausibel, da sich die Gesamtemission der bei wei- 
tem wichtigsten Säurebildner (Schwefeldioxid und 
Stickstoffoxide) in diesem Zeitraum nur wenig ver- 
ändert haben (Tabellen 3 und 4). Die Ergebnisse aus 
den Meßstationen des Umweltbundesamtes zeigten 
bei allen Stationen Mitte der 70er Jahre ein tempo- 
räres Maximum der Säurekonzentration, lassen 
aber einen Anstieg der Säurekonzentration wäh- 
rend der letzten Jahre nicht erkennen. 


2.1.3 Grenzüberschreitende Luftverunreinigungen 

Abschätzungen über den grenzüberschreitenden, 
weiträumigen Transport von atmosphärischen Luft- 
verunreinigungen und deren Deposition, insbeson- 
dere in der Bundesrepublik Deutschland, liegen der 
Bundesregierung aufgrund von Modellrechnungen 
im Rahmen des ECE-Programms zur Überwachung 
und Bewertung des weiträumigen Transports von 
Luftverunreinigungen in Europa (EMEP) nur für 
die Deposition von Schwefel vor (Tabelle 8). 

Tabelle 8 zeigt, daß etwa die Hälfte der rund 1 400 
kt jährlich betragenden Gesamtdeposition von 
Schwefel in der Bundesrepublik Deutschland aus 
hier betriebenen Emissionsquellen stammt. Eine 
etwa gleichgroße Menge gelangt aus anderen euro- 
päischen Staaten in die Bundesrepublik Deutsch- 
land; es überwiegen Transporte aus Frankreich, 
Belgien, Luxemburg, Großbritannien, der CSSR und 
nicht zuletzt der DDR, Der Darstellung läßt sich 
entnehmen, daß die Bundesrepublik Deutschland 
etwa ebenso viel Schwefel in die genannten Nach- 
barstaaten abgibt, wie sie von ihnen erhält. Dies 
darf allerdings nicht darüber hinwegtäuschen, daß 
der grenzüberschreitende Transport von Luftschad- 
stoffen zu unterschiedlichen Belastungen führt; so 
wird z. B. Berlin (West) besonders durch Schwefel- 


dioxid-Emissionen aus der DDR überproportional 
belastet. 

Die jährlich gemittelten Schwefeldepositionen in 
den einzelnen Staaten können aufgrund der jährli- 
chen meteorologischen Variationen maximal bis 
zur Hälfte höher oder niedriger liegen. Darüber hin- 
aus kann aufgrund von Veränderungen der Emis- 
sionsdaten und der Verbesserung der verwendeten 
Modellparameter nicht ausgeschlossen werden, daß 
zukünftige Berechnungen Veränderungen im Ge- 
samtbild ergeben. 

Mangels ausreichender Kenntnisse lassen sich 
Grenzwerte für Depositionen zum Schutz der Wald- 
gebiete in Mitteleuropa gegenwärtig nicht festle- 
gen; es ist jedoch zu beachten, daß viele der an der 
sauren Deposition beteiligten Schadstoffe sich im 
Boden anreichern und damit — auch bei geringen 
Immissionsbelastungen — ein langfristiges Gefähr- 
dungspotential für das Ökosystem Wald darstellen. 


2.1.4 Globale Auswirkungen von Luftverunreinigungen 

Bestimmte Luftverunreinigungen können bei Ak- 
kumulation in der Atmosphäre den Strahlungs- 
haushalt der Erde und die stratosphärische Ozon- 
schicht beeinflussen sowie langfristig zu Änderun- 
gen des Klimas führen. 

Zu den Luftverunreinigungen mit dieser vermute- 
ten Wirkung gehören nach heutigem Kenntnis- 
stand in erster Linie; 

— Kohlendioxid, das vor allem bei der Verteuerung 
fossiler Brennstoffe entsteht, 

— Fluorchlorkohlenwasserstoffe, die hauptsäch- 
lich als Aerosoltreibmittel sowie als Verschäu- 
mungs-, Kälte- und Lösungsmittel eingesetzt 
werden sowie 

— Aerosolteilchen aus der Emission von Schweb- 
stäuben und aus der Partikelbildung von gasför- 
migen Luftverunreinigungen. 

Die Bundesregierung hat 1982 ein Rahmenpro- 
gramm zur Klimaforschung beschlossen. Schwer- 
punkt dieses Rahmenprogramms ist die genauere 
Erforschung von Art, Ausmaß und Auswirkungen 
von Klimaänderungen. In die Untersuchungen wer- 
den die anthropogen verursachten Emissionen und 
deren Auswirkungen einbezogen. 

Kohlendioxid hat sich in der Atmosphäre, hervorge- 
rufen durch Eingriffe in den natürlichen Kohlen- 
stoffkreislauf und die verstärkte Energieumwand- 
lung, seit der Jahrhundertwende um ca. 15 v. H. an- 
gereichert. Die Anreicherung von Kohlendioxid in 
der Erdatmosphäre kann zu einer verstärkten Ab- 
sorption der von der Erdoberfläche zurückgestrahl- 
ten langwelligen Wärmestrahlung führen. Nach 
Auffassung von Experten kann dies auf längere 
Sicht zu einer globalen Erwärmung der Erde führen 
(Treibhauseffekt). 

Modellrechnungen haben ergeben, daß eine Ver- 
doppelung des Kohlendioxid-Gehaltes in der Erdat- 
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Tabelle 8 


Schwefel — Emission (Stand: 1978) und anthropogene jährliche Schwefeldeposition 

(Zeitraum: Oktober 1978 bis September 1980) — nach EMEP-Modellrechnung * ) 


Land 

Fläche 

(1000 

W) 

Emission 

in 

Kilotonnen 

(ktS) 

Emission 

in 

Gramm 
pro m^ 
und Jahr 

gs 

Gesamt- 
deposition 
in Kilo- 
tonnen 
pro Jahr 
kt S/a 

Depo- 

sition 

in 

Gramm 
pro m^ 
und 
Jahr 

gs 
m^ a 

Eigen- 
depo- 
sition 
V. H. 

Fremd- 
depo- 
sition 
V. H. 

Vorbe- 
lastung 
durch 
Nieder- 
schläge 
V. H. 

Bevöl- 
kerung 
in Mio. 

Ein- 

wohner 

Emission 
in kg pro 
Einwohner 
und Jahr 

m^ a 

Albanien**) 

28,7 

50 

1,7 

80,4 

2,8 

15 

67 

18 

2,5 



Belgien 

30,5 

380 (404) 

12,5 (13,3) 

193,2 

6,4 

41 

53 

6 

9,8 

39 (41) 

Bulgarien 

110,9 

500 . 

4,5 

415,2 

3,7 

45 

47 

8 

8,7 

57 

DDR 

108,2 

2 000 

18,5 

933,6 

8,6 

65 

32 

3 

16,9 

118 

BR Deutschland . 

249,6 

1815 

7,3 

1389,6 

5,5 

48 

45 

7 

61,8 

29 

Dänemark 

43,1 

228 

5,3 

130,8 

3,0 

36 

54 

10 

5,1 

45 

Finnland 

337,1 

270 

0,8 

351,6 

1,1 

26 

55 

19 

4,7 

57 

Frankreich 

544,0 

1800 

3,3 

1454,4 

2,6 

52 

34 

14 

52,6 

34 

Griechenland .... 

132,0 

352 

2,7 

279,6 

2,2 

37 

51 

12 

9,1 

39 

Großbritannien . . 

244,0 

2560 

10,5 

1016,4 

4,2 

79 

12 

9 

56,0 

44 

Irland 

68,9 

87 

1,3 

78,0 

1.1 

28 

32 

40 

3,1 

28 

Island 

60,7 

6 

0,1 

28,8 

0,5 

0 

25 

75 

0,22 

27 

Italien 

301,2 

2200 

7,3 

1358,4 

4,5 

70 

22 

8 

55,8 

39 

Jugoslawien 

255,8 

1475 

5,8 

1311,6 

5,2 

51 

41 

8 

21,3 

69 

Luxemburg 

2,6 

24 

9,2 

13,2 

5,0 

27 

73 

0 

0,36 

67 

Niederlande 

41,0 

240 

5,9 

207,6 

5,0 

23 

71 

6 

13,7 

18 

Norwegen 

323,9 

75 

0,2 

306,0 

1,0 

8 

63 

29 

4,0 

19 

Österreich 

83,9 

215 

2,6 

409,2 

4,9 

15 

76 

9 

7,5 

29 

Polen 

312,7 

1500 (2150) 

4,8 (6,9) 

1596,0 

5,1 

42 

52 

6 

34,0 

44 (63) 

Portugal 

76,7 

84 

1,1 

87,6 

1,2 

27 

33 

40 

8,8 

10 

Rumänien**) .... 

237,5 

1000 (100) 

4,2 (0,4) 

956,4 

4,1 

36 

56 

8 

21,2 

— 

Spanien**) 

500,0 

1000 

2,0 

699,6 

1,4 

63 

18 

19 

35,5 

_ 

Schweden 

450,0 

275 

0,6 

566,4 

1,2 

18 

58 

24 

8,1 

34 

Schweiz 

41,3 

58 

1,4 

169,2 

4,1 

10 

78 

12 

6,4 

9 

Tschechoslowakei 

127,9 

1500 

11,7 

1561,2 

12,2 

37 

56 

7 

14,6 

103 

Türkei**) ***) . . . 

460,8 

500 

1,1 

499,2 

1,1 

42 

39 

19 

— 

— 

UdSSR***) 

3363,4 

8100 

2,4 

8281,2 

2,5 

53 

32 

15 

— 

— 

Ungarn 

93,0 

750 

8,1 

560,4 

6,0 

42 

54 

4 

10,5 

71 


*) Quelle: EMEP/MSC-W Report 1/1981 
**) Angaben sind Grobabschätzungen 
* * *) Im Rechenmodell wurde nur ein Teil des Landes berücksichtigt. 

Für Belgien, Polen und Rumänien gelten ab 1. Januar 1980 die in Klammer gesetzten Emissionsdaten. 

Zu beachten ist, daß nicht die Emissionsmenge von Schwefeldioxid (SO 2 ), sondern die Schwefelmengen angegeben sind. 

1 1 Schwefel entspricht 2 t Schwefeldioxid. Die Schwefelemissionsdaten beziehen sich auf 1978 und teilweise früher; sie haben 
nur eine mittelmäßige Genauigkeit; für einige Länder mit guten regionalen statistischen Daten liegt die Fehlergenauigkeit bei 
15 %; für viele Länder sind dagegen nur nationale Jahresmittel verfügbar, so daß regionale Emissionsdaten daraus mit erheb- 
lichen Unsicherheiten belastet sind. 
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mosphäre, die bei Fortsetzung der gegenwärtigen 
Steigerungsrate des weltweiten Energieverbrauchs 
etwa bis zum Ende des nächsten Jahrhunderts zu 
erwarten ist, eine allgemeine Temperaturerhöhung 
von 1,5 bis 4,0° C zur Folge hätte. Die Erwärmung 
kann regional unterschiedlich sein und in höheren 
Breiten zunehmen. In polnahen Gebieten wird mit 
dem Zwei- bis Dreifachen dieses Wertes gerechnet. 

Die Emissionen von Fluorchlorkohlenwasserstoffen 
(FCKW) sind ausschließlich anthropogenen Ur- 
sprungs. Einige FCKW zeichnen sich durch eine be- 
sonders hohe Stabilität aus und werden erst in der 
Stratosphäre durch Photolyse zerstört. Das dabei 
entstehende Chlor kann zum Ozonabbau führen; 
eine nicht mehr intakte Ozonschicht läßt die ge- 
sundheitlich und ökologisch besonders schädliche 
UV-B-Strahlung der Sonne stärker durchdringen. 
Nach Ermittlungen des Koordinationsausschusses 
für die Ozonschicht (CCOL) des Umweltprogram- 
mes der Vereinten Nationen (UNEP) wird die Ge- 
samtozonkonzentration um weniger als 3 v. H, ab- 
nehmen (nach Erreichen des stationären Zustandes 
Ende des nächsten Jahrhunderts bei gleichbleiben- 
der Emission auf heutigem Niveau). Obwohl der Ab- 
bau des Gesamtozons geringer eingeschätzt wird 
als in der Vergangenheit, werden größere Verände- 
rungen in der vertikalen Verteilung des Ozons an- 
genommen. 


2.2 Maßnahmen zur Luftreinhaltung 

In der Luftreinhaltepolitik haben gezielte Maßnah- 
men zur Vorsorge, die an den Quellen der Luftver- 
unreinigungen ansetzen und die Belastungen durch 
Schadstoffe Schritt für Schritt abbauen, Vorrang. 
Dies ist nicht allein vor dem Hintergrund der be- 
sorgniserregenden Waldschäden, sondern ebenso 
zum Schutz von Bauten und Kulturdenkmalen so- 
wie zum Schutz der menschlichen Gesundheit gebo- 
ten. 


2.2.1 Anlagenbezogene Maßnahmen 

Technische Anleitung zur Reinhaltung der Luft 
(TA Luft) 

Mit der TA Luft-Novelle vom 23. Februar 1983 
(GMBl. S. 94), die am 1. März 1983 in Kraft getreten 
ist, wurde ein wichtiger Schritt zur Verbesserung 
der Luftqualität bereits getan. Die Vorschriften ver- 
bessern nicht nur erheblich den Schutz der mensch- 
lichen Gesundheit, sie schützen erstmals auch be- 
sonders empfindliche Pflanzen und Tiere sowie Le- 
bens- und Futtermittel. So wurden zum Schutz der 
menschlichen Gesundheit erstmals Immissions- 
werte für Blei und Cadmium im Schwebstaub fest- 
gesetzt, der Immissionswert für Stickstoffoxid 
wurde deutlich reduziert. Im Rahmen des Tier- und 
Pflanzenschutzes ist der Immissionswert für Fluor- 
wasserstoff spürbar gesenkt worden. 

Zum Schutz von Lebens- und Futtermitteln vor der 
Verunreinigung durch Schwermetalle wurden erst- 


malig Immissionswerte für Blei, Cadmium und 
Thallium im Staubniederschlag eingeführt 

Eine besonders wichtige Neuerung stellt die Ver- 
kleinerung der Fläche zur Beurteilung der Schad- 
stoffbelastung dar. Die Beurteilungsfläche wurde 
von bisher 16 km^ auf 1 km^, in Ausnahmefällen so- 
gar auf 0,25 km^ herabgesetzt, um örtliche Schwan- 
kungen der Luftbelastung zuverlässig und wirklich- 
keitsnah erfassen zu können. 

Hervorzuheben ist ferner die mit der Novelle der 
Immissionsregelungen verknüpfte strenge Begren- 
zung der Emission krebserzeugender Stoffe. Für 15 
namentlich genannte Stoffe wurde der Grenzwert 
von früher 20 mg/m^ auf bis zu 0,1 mg/m^ gesenkt. 

Verordnung über Großfeuerungsanlagen (13. BImSchV) 

Großfeuerungsanlagen verursachen allein mehr als 
drei Viertel der jährlichen Schwefeldioxidemissio- 
nen in der Bundesrepublik Deutschland. Es wird 
erwartet, daß bis 1988 der Jahr es- Aus stoß an 
Schwefeldioxid gegenüber 1980 um etwa 1 Mio. t 
und bis zum vollen Wirksamwerden der Verord- 
nung im Jahre 1993 um 1,6 Mio. t reduziert wird; das 
entspricht etwa einer Halbierung der gesamten 
Schwefeldioxidemissionen des Jahres 1980. Beson- 
deres Augenmerk wird darauf gelegt, daß in den 
Abgasreinigungsanlagen verwertbare Endprodukte 
wie z. B. Gips oder Ammoniumsulfat erzeugt wer- 
den, durch die eine Schonung natürlicher Vorkom- 
men erreicht werden kann. 

Ziel der Großfeuerungsanlagen-Verordnung vom 
22. Juni 1983 (BGBl, I S. 719) ist es, insbesondere die 
Emissionen von Schwefeldioxid, Stickstoffoxiden 
und Schwermetallen spürbar zu senken und bun- 
deseinheitlich rechtsverbindliche Grenzwerte ein- 
zuführen. Der Grenzwert für Schwefeldioxid wurde 
auf 400 mg/m^ Abluft festgelegt. Stickstoffoxide und 
Schwermetalle werden durch strenge Anforderun- 
gen nach dem Stand der Technik begrenzt. 

Hervorzuheben ist die Kopplung des Emissions- 
grenzwertes für Schwefeldioxid mit einem maxima- 
len Schwefel-Emissionsgrad. Das bedeutet, daß von 
dem im Brennstoff enthaltenen Schwefel der weit 
überwiegende Anteil abgeschieden werden muß. 
Auf diese Weise wird erreicht, daß schwefelreiche 
Brennstoffe vorwiegend in Anlagen mit Abgasent- 
schwefelung und nicht in Anlagen ohne eine derar- 
tige Einrichtung eingesetzt werden. 

Bei der Emissionsbegrenzung für Stickstoffoxide 
wurde neben der Festlegung von Mindestanforde- 
rungen zusätzlich eine Dynamisierungsklausel auf- 
genommen; danach ist mit Blick auf absehbare 
technische Weiterentwicklungen bei der Stickstoff- 
oxidverminderung der jeweils neueste Stand der 
technischen Entwicklung anzuwenden. 

Ein Schwerpunkt der Verordnung liegt in der Ein- 
beziehung bestehender Anlagen (Altanlagen), von 
denen der größte Teil der Emissionen ausgeht. 
Hiernach sind die Betreiber innerhalb bestimmter 
Übergangsfristen zur Sanierung oder Stillegung 
vorhandener Anlagen verpflichtet. 
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Der Einsatz von Emissionsminderungstechniken, 
insbesondere der Rauchgasentschwefelung, wird 
bis Anfang der 90er Jahre zu Investitionen von 
schätzungsweise mehr als 10 Mrd. DM führen. Da- 
mit wird ein bedeutender Investitionsschub ausge- 
löst, der nicht zuletzt auch positive Auswirkungen 
auf die Beschäftigungssituation im Anlagenbau ha- 
ben wird. 


Störfallverordnung 

Vorrangiges Ziel der am 1. September 1980 in Kraft 
getretenen Störfallverordnung (12. BImSchV) vom 
27. Juni 1980 (BGBl. I S. 772) ist es, die Bevölkerung 
vor Gefahren durch Störfälle bei Industrieanlagen 
zu schützen. Nach der am 23. April 1981 erlassenen 
Ersten Allgemeinen Verwaltungsvorschrift (GMBl. 
S. 178), die Einzelheiten zum Anwendungsbereich 
der Verordnung, zur Prüfung der zu erstattenden 
Anzeigen und für Ausnahmeverfahren regelt, 
wurde am 27. April 1982 die Zweite Allgemeine Ver- 
waltungsvorschrift, die die Anforderungen an die 
vorzulegende Sicherheitsanalyse enthält, erlassen 
(GMBl. S. 205). 


2.2.2 Produktbezogene Maßnahmen 

Schwermetallhaltige Produkte 

Die Substitution schwermetallhaltiger Produkte ist 
bislang nur in wenigen Fällen gelungen; die weitere 
Forschung zur Entwicklung von Substituten wird 
von der Bundesregierung gefördert. 


Polychlorierte Biphenyle (PCB) 

Bei PCB handelt es sich um eine Verbindungs- 
klasse persistenter Stoffe; ihre „Lebensdauer“ in 
der Umwelt beträgt mehrere Jahre. Einschränkun- 
gen oder Verbote von Produktion und Anwendung 
wirken sich daher erst nach Jahren aus. Außerdem 
kommt es für eine wirkungsvolle Minderung nicht 
allein auf Maßnahmen in der Bundesrepublik 
Deutschland, sondern auch in allen wichtigen An- 
wendungsländern an. Auf der Grundlage des Vor- 
sorgeprinzips und vor dem Hindergrund der durch 
PCB hervorgerufenen Gesundheits- und Umwelt- 
probleme hat die Bundesregierung vielfältige Akti- 
vitäten eingeleitet. 

Die Bundesregierung hat nach dem Beschluß der 
OECD-Mitgliedsländer im Jahre 1973 und nach dem 
Erlaß der Richtlinie vom 27. Juli 1976 (76/769/EWG) 
mit der 10. BImSchV vom 26. Juli 1978 (BGBl. I 
S. 1138) den Einsatz von PCB auf geschlossene Sy- 
steme beschränkt. Die PCB-bezogene Forschung 
wurde besonders gefördert. Das Bundesgesund- 
heitsamt und das Umweltbundesamt haben einen 
umfassenden Bericht über PCB vorgelegt. Nach 
Auffassung der Bundesregierung ist eine Substitu- 
tion von PCB noch nicht in allen Anwendungsberei- 
chen zum jetzigen Zeitpunkt möglich. Dies gilt ins- 
besondere für den untertägigen Bergwerksbereich. 


Die Bundesregierung vertritt daher die Meinung, 
daß Selbstbeschränkungen der Industrie auf frei- 
williger Basis — Verzicht auf die Herstellung und 
Verwendung von PCB und ähnlicher Stoffe bzw. 
Verzicht auf Erzeugnisse, die diese Stoffe enthalten 
— schneller zum Ziel führen. Der einzige deutsche 
Hersteller von PCB hat die Produktion im Jahre 
1983 entsprechend seiner Zusage eingestellt. Vor 
diesem Hintergrund hat die Bundesregierung der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
den Entwurf einer Verordnung zum Verwendungs- 
verbot von PCB in elektrotechnischen Anlagen 
übermittelt und die Kommission gebeten, unverzüg- 
lich Schritte zu einer EG-einheitlichen Regelung 
einzuleiten. Die Möglichkeiten weiterer Verwen- 
dungsbeschränkungen bzw. Anwendungsverbote in 
anderen Bereichen wird geprüft. In diese Prüfung 
sind auch die in der 10. BImSchV aufgeführten nie- 
derchlorierten Biphenyle und die dort nicht ge- 
nannten polychlorierten Naphthaline (PCN) einbe- 
zogen. 


Treibstoffe 

Die Bleiemissionen aus dem Kraftfahrzeugverkehr 
betragen jährlich etwa 3 500 t und liegen damit bei 
ca. 65 V. H. der Gesamtbleiemission in der Bundere- 
publik Deutschland. Die für den 1. Januar 1986 vor- 
gesehene Einführung von bleifreiem Benzin als un- 
abdingbare Voraussetzung für den Einsatz der 
Dreiwegkatalysatoren zur Reinigung der Kraftfahr- 
zeugabgase wird die Bleiemissionen langfristig ver- 
mindern. Um Fehlentwicklungen bei der Einfüh- 
rung bleifreien Benzins zu vermeiden, hält es die 
Bundesregierung für notwendig, gleichzeitig den 
Benzolgehalt im Benzin auf 5 Volumenprozent zu 
begrenzen. Auf diese Weise können Gesundheitsri- 
siken durch das kanzerogene Potential des Benzols 
entscheidend verringert werden. Die Bundesregie- 
rung hat deshalb im Mai 1983 der EG-Kommission 
den Entwurf einer Verordnung zur Begrenzung des 
Benzolgehaltes im Benzin zugeleitet. 


Öffentliches Auftragswesen 

Das Vergaberecht — Grundlage für öffentliche Auf- 
tragsvergaben auf Bundes-, Landes- und Gemein- 
deebene, deren Vergabevolumen jährlich insgesamt 
etwa 120 Mrd. DM umfaßt — ist umweltfreundlich 
ausgerichtet: In der novellierten Verdingungsord- 
nung für Leistungen (VOL/A), mit deren Verab- 
schiedung in Kürze gerechnet werden kann, ist vor- 
gesehen, daß bei öffentlichen Auftragsvergaben 
Umweltaspekte in der Leistungsbeschreibung unter 
Wahrung des Grundsatzes wettbewerblicher Be- 
schaffung und des haushaltsrechtlichen Grundsat- 
zes der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit berück- 
sichtigt werden. Dabei ist jedoch darauf zu achten, 
daß sich durch die Einschränkung des Leistungs- 
spektrums aufgrund der Umweltkriterien der Be- 
schaffungsmarkt nicht unvertretbar einengt. Au- 
ßerdem wird durch die novellierte VOL/A der Auf- 
traggeber zu einer Markterkundung hinsichtlich 
umweltfreundlicher Alternativen verpflichtet und 
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die Möglichkeiten zur Abgabe von Nebenangeboten 
erweitert 

Für die Konkretisierung des Begriffs „umwelt- 
freundlich“ bietet das Umweltzeichen, das durch 
eine beim Bundesminister des Innern gebildete 
Kommission vergeben wird, eine Hilfestellung, Es 
informiert über umweltfreundliche Produkte und 
die jeweils zugrundegelegten Umweltanforderun- 
gen, z. B. über asbestfreie Bremsbeläge und über 
schadstoffarme Lacke. Bis Ende 1983 haben mehr 
als 400 Produkte das Umweltzeichen erhalten. 

Folgende Einzelbeispiele aus dem öffentlichen Be- 
schaffungswesen verdienen besondere Beachtung: 
Die Beschaffungsstelle des Bundesministers des In- 
nern (u. a. zuständig für Beschaffungen des Bundes- 
grenzschutzes und des Katastrophenschutzes) be- 
schafft für verschiedene Einsatzbereiche asbest- 
freie Hitzeschutztextilien. Fahrzeuge des Bundes- 
grenzschutzes werden mit einer bleifreien „Minz- 
grün“-Lackierung beschafft. Die Bundespost ver- 
wendet bei ihren Fahrzeugen zinkchromatfreies 
„Postgelb“. Zudem werden Postfahrzeuge mit as- 
bestfreien Bremsbelägen ausgerüstet. 

Der Bundesminister des Innern hat die zu seinem 
Geschäftsbereich gehörenden Dienststellen ange- 
wiesen, künftig bevorzugt Produkte mit dem Um- 
weltzeichen sowie umweltfreundliche Kraftfahr- 
zeuge zu beschaffen. In Hamburg und Bremen dür- 
fen asbesthaltige Baustoffe bei öffentlichen Bauvor- 
haben nicht mehr verwendet werden. Auch viele 
Gemeinden verzichten bereits aUf asbesthaltige 
Baustoffe. Nach einem Runderlaß des Landes Hes- 
sen zur „Berücksichtigung umweltfreundlicher Pro- 
dukte bei öffentlichen Beschaffungen und Verga- 
ben“ vom 16. Mai 1983 ist der Gesichtspunkt der 
Umweltfreundlichkeit zukünftig stärker zu beach- 
ten. 

Ferner haben verschiedene Länder und Gemeinden 
bereits Dienstwagen beschafft, die über Abgaskata- 
lysatoren verfügen, sowie Tankstellen mit blei- 
freiem Benzin eingerichtet. Die Städte Essen und 
Wolfsburg haben ein Modellvorhaben „Umwelt- 
freundliches Beschaffungsprogramm“ durchge- 
führt. 

2.2.3 Kraftfahrzeuge 

Autoabgase sind eine der wesentlichen Quellen der 
Luftverschmutzung und damit der Gefährdung un- 
serer Umwelt und Gesundheit. Etwa 55 v. H. der in 
der Bundesrepublik Deutschland emittierten Stick- 
stoffoxide und etwa 39 v. H. der Kohlenwasserstoffe 
stammen aus den Abgasen der Kraftfahrzeuge. 
Durch den Einbau von Katalysatoren können die 
Schadstoffe bis zu 90 v. H. vermindert werden. Zur 
Zeit gibt es keine wirkungsvollere Methode. Dies 
setzt allerdings bleifreies Benzin voraus, da Kataly- 
satoren nur mit bleifreiem Kraftstoff wirksam be- 
trieben werden können. 

Die gegenwärtige Situation ist dadurch gekenn- 
zeichnet, daß sich trotz der 1971 eingeführten und 
stufenweise verschärften Abgasvorschriften die 
emittierten Schadstoffmengen durch starken An- 


stieg der Gesamtfahrleistungen deutlich erhöht ha- 
ben. Bereits 1977 hatte die Bundesregierung den 
Mitgliedstaaten der ECE einen Regelungsentwurf 
zur Absenkung der Grenzwerte vorgelegt; der da- 
nach erreichte Kompromiß, der entsprechend der 
ECE-Regelung Nr. 15, Serie 04, je nach Kraftfahr- 
zeugtyp eine Verringerung der Schadstoffe in den 
Abgasen um etwa 20 v. H. vorsieht und in der EG 
zwischen 1984 und 1986 Geltung erlangen soll, wird 
von der Bundesregierung lediglich als Zwischen- 
schritt angesehen, dem weitere Grenzwertabsen- 
kungen folgen müssen. 

Bei Kraftfahrzeugen mit Ottomotoren ist seit Mitte 
der 70er Jahre die Schadstoffverminderung durch 
Katalysatoren im Abgassystem eine erprobte Tech- 
nik, wie die inzwischen millionenfache Anwendung 
in den USA und Japan zeigt. Für den außereuropäi- 
schen Export bestimmte Fahrzeuge deutscher Her- 
steller sind seit langem mit Katalysatoren ausgerü- 
stet, die auch für Fahrzeuge auf dem deutschen und 
europäischen Markt eingeführt werden sollen. Ka- 
talysatoren erfordern bleifreies Benzin, das nach 
Zusagen der deutschen Mineralölindustrie auch an- 
geboten werden kann. 

Das Bundeskabinett hat am 21. Juli und 26. Oktober 
1983 beschlossen, gesetzliche Grundlagen zur Ein- 
führung bleifreien Benzins ab 1. Januar 1986 in der 
Bundesrepublik Deutschland zu schaffen. Gleich- 
zeitig sollen die Schadstoffe im Kfz-Abgas unter 
Ausschöpfung der derzeit verfügbaren wirksamsten 
Technologie vermindert werden. Zu diesem Zweck 
sollen die derzeit in den USA geltenden Grenzwerte 
einschließlich der dort angewandten Testverfahren 
übernommen werden. Mit diesen Maßnahmen wer- 
den die Bleiemissionen der Kraftfahrzeuge mit Ot- 
tomotoren langfristig auf Null reduziert und hin- 
sichtlich der übrigen Schadstoffe im Vergleich zum 
Beginn der 70er Jahre auf weniger als ein Zehntel 
verringert. 

2.2.4 Gebietsbezogene Maßnahmen der Länder 

Nach § 44 BImSchG haben die nach Landesrecht 
zuständigen Behörden für die durch Rechtsverord- 
nungen der Landesregierungen festgesetzten Bela- 
stungsgebiete Art und Umfang bestimmter Luftver- 
unreinigungen in der Atmosphäre, die schädliche 
Umwelteinwirkungen hervorrufen können, fortlau- 
fend festzustellen sowie die für ihre Entstehung 
und Ausbreitung bedeutsamen Umstände zu unter- 
suchen. Ferner sind in den Belastungsgebieten 
Emissionskataster aufzustellen. Ergeben diese Un- 
tersuchungen, daß schädliche Umwelteinwirkungen 
durch Luftverunreinigungen auftreten oder zu er- 
warten sind, soll ein Luftreinhalteplan erstellt wer- 
den, der insbesondere Maßnahmen zur Verminde- 
rung der Luftverunreinigungen und zur Vorsorge 
enthält. 

Nicht alle Länder haben bislang für belastete Re- 
gionen formell Belastungsgebiete ausgewiesen; für 
die überwiegende Zahl der hochbelasteten Gebiete 
sind jedoch Emissionskataster aufgestellt bzw. in 
Vorbereitung. In Baden-Württemberg (Mannheim) 
und Hamburg ist ohne formelle Ausweisung als Be- 
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Tabelle 9 


Belastungsgebiete, Emissionskataster, Luftreinhaltepläne 


Land 

Belastungsgebiete 

Luftreinhalteplan 

Emissionskataster 

Gebiet 

Fläche in km^ 

Laufzeit 

Erscheimmgsj ahr 

Bayern 




Aschaffenburg 

736 

— 

— 

Augsburg 

228 

— 

— 

Burghausen 

65 

— 

— 

Erlangen-Fürth-Nümberg 

419 

geplant 

1982 

Ingolstadt-Neustadt-Kelheim 

541 

— 

— 

München 

822 

— 

— 

Regensburg 

55 

— 

— 

Würzburg 

63 

— 

— 

Berlin 

480 

ab 1981*) 

1981^) 

Hessen 




Untermain 

466 

geplant 

1982 

Rhein-Main 

122 

1981 bis 1986 

1978 

Wetzlar 

49 

— 

1982 

Kassel 

148 

— 

1983 

Nordrhein-Westfalen 




Rheinschiene Süd 

649 

1982 bis 1986^) 

1984®) 

Rheinschiene Mitte 

356 

1982 bis 1986 

1982 

Ruhrgebiet West 

711 

1978 bis 1982**) 

1978 

Ruhrgebiet Mitte 

765 

1980 bis 1984 

1980 

Ruhrgebiet Ost 

712 

1979 bis 1983 ’) 

1979 

Rheinland-Pfalz 




Ludwigshafen-Frankenthal 

126 

1979 bis 1984 

1979 

Mainz-Budenheim 

96 


1978 

Saarland 




Dillingen 

8 

— 

1978/1983^) 

Völklingen 

35 

— 

1978/1983“) 

Saarbrücken 

42 

— 

1978/1983“) 

Neunkirchen 

31 

— 

1978/1983“) 

Überwachte Regionen 

Baden-Württemberg 




Karlsruhe 

— 

— 

1980**) 

Mannheim 

— 

— 

1980’ 

Südlicher Oberrhein 

— 

— 

in Vorbereitung 

Mittlerer Neckarraum 

— 

— 

in Vorbereitung 

Niedersachsen 




Braunschweig 

— 

— 

geplant 

Hannover 

— 

— 

geplant 

Oker/Harlingerode 

— 

— 

1983 

Nordenham 

— 

— 

1984 

Salzgitter 

— 

— 

1984 

Hamburg 

— 

geplant 

in Vorbereitung 

Schleswig-Holstein 




Brunsbüttel 

— 

— 

1983 


nur für Schwefeldioxid 

Industrie und Gebäudeheizung nur für Schwefeldioxid, Verkehr nur Innenstadt, für weitere Schadstoffe und Verursacher- 
bereiche geplant 
Fortschreibung in Vorbereitung 

1978: Straßenverkehr, Hausbrand, Kleingewerbe; 1983: Industrie 
Fortschreibung des Luftreinhai teplans 1977 bis 1981 
Fortschreibung des Emissionskatasters 1976 
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lastungebiet im Wege von Vereinbarungen mit den 
örtlichen Industrie- und Handelskammern versucht 
worden, eine dem gesetzlichen Instrumentarium 
ähnliche Wirkung zu erzielen. Hier wie in ande- 
ren Ballungsräumen wurden Immissionsüberwa- 
chungssysteme errichtet, die den Anforderungen 
für Belastungsgebiete entsprechen. 

Die kontinuierliche Immissionsüberwachung in Be- 
lastungsgebieten nach § 44 BImSchG wurde durch 
verschiedene Maßnahmen verbessert; 

— Die Richtlinien für die Eignungsprüfung von Im- 
missionsmeßgeräten wurden, gestützt auf die 
langjährigen Erfahrungen der Prüf Institute und 
der für die Messungen zuständigen Länderbe- 
hörden, neu gefaßt und durch die Aufstellung 
eines Prüfplans vervollständigt 

— Zur Vereinheitlichung der Messungen wurden 
Richtlinien über Meßstationen in telemetrischen 
Meßnetzen erarbeitet sowie Kalibrierverfahren 
systematisch untersucht und verbessert. 

— Der Ausbau der Ländermeßnetze wurde plan- 
mäßig fortgeführt. 

— Die Elementaranalyse von Schwebstäuben hat 
neue Impulse erhalten durch das Luftstaub-Ver- 
bundprogramm der Arbeitsgemeinschaft zur 
Förderung der Radionuklidtechnik. 

Im Vordergrund der laufenden Aktivitäten steht die 
Weiterentwicklung und Standardisierung von Meß- 
verfahren mit dem Ziel, weitere relevante Luft- 
schadstoffe wie Asbest, polyzyklische aromatische 
Kohlenwasserstoffe, Photooxidantien, Schwerme- 
talle oder persistente Stoffe, deren Immissionen 
bisher nur in vereinzelten Meßprogrammen festge- 
stellt wurden, in die Überwachung einzubeziehen. 
Ferner wird versucht, die zur Beurteilung der Luft- 
belastung durch organische Stoffe eingeführte Mes- 
sung des Gesamtkohlenstoffgehaltes durch eine 
Messung besonders relevanter Einzelkomponenten 
wie zum Beispiel Benzol oder Ethylen zu ersetzen. 

Als einziges Bundesland hat bisher das Land Berlin 
von der Ermächtigung des § 49 BImSchG Gebrauch 
gemacht und im Verordnungswege den Schwefelge- 
halt der in Hausfeuerungen verwendeten Braun- 
kohle seit 1981 auf 1 v. H. begrenzt In den durch 
Ofenheizungen besonders belasteten Gebieten Ber- 
lins wird dadurch eine Immissionsverminderung 
von etwa 8 v. H. erwartet. Derzeit wird erwogen, 
auch den Schwefelgehalt des schweren Heizöls zu 
begrenzen. 

2.2.5 Energiebezogene Maßnahmen 

Die Bundesregierung hat die wechselseitige Abhän- 
gigkeit der Energie- und Umweltpolitik mehrfach, 
zuletzt in der Dritten Fortschreibung des Energie- 
programms, hervorgehoben. Eine ausreichende 
Energieversorgung und der Schutz der Umwelt ha- 
ben einen gleich hohen Stellenwert Umweltpoliti- 
sche und energiepolitische Zielsetzungen sind bei 
Maßnahmen zur rationellen und sparsamen Ener- 
gieverwendung keine Gegensätze. 


Wärmeversorgung und Klimatisierung von Gebäuden 

Wärmeschutzmaßnahmen sowie technische Verbes- 
serungen an konventionellen Heizungsanlagen tra- 
gen nach Auffassung der Bundesregierung zur Im- 
missionsentlastung in Ballungsgebieten bei: 

— Die Wärmeschutzverordnung von 1977 wurde 
durch Verordnung vom 24. Februar 1982 neu ge- 
faßt Die Neufassung führt schrittweise ver- 
stärkte Anforderungen an den Wärmeschutz 
neuer Gebäude ein, wodurch das Anforderungs- 
niveau insgesamt um 25 v. H. — bezogen auf die 
Anforderungen von 1977 — angehoben wird. In 
begrenztem Umfang werden künftig auch 
erstmals Anforderungen an bestehende Ge- 
bäude gestellt. Nach einer Anpassung von Bau- 
stoffen und Bauweisen an die höheren Anforde- 
rungen wird sich der bauliche Wärmeschutz auf- 
grund der technischen Entwicklung und der 
Wettbewerbssituation auf dem Baumarkt weiter 
verbessern. 

— Die Heizungsanlagenverordnung von 1978 (har- 
monisiert mit der 1. BImSchV) ist durch eine 
Verordnung vom 24. Februar 1982 abgelöst wor- 
den, die am l.Juni 1982 in Kraft getreten ist. 
Diese Verordnung verschärft die Anforderungen 
und schreibt ferner die Nachrüstung bestehen- 
der Heizungen mit Einrichtungen der Steuer- 
und Regelungstechnik oder den Einbau von Nie- 
dertemperatur-Wärmeerzeugern bis 1987 vor. 

— Die Heizkostenabrechnungsverordnung vom 
23. Februar 1981 schreibt eine Abrechnung der 
Heizkosten in Mehrfamilienhäusern nach dem 
tatsächlichen Verbrauch vor. Nach ersten Erhe- 
bungen wird damit gegenüber der bisher pau- 
schalen Abrechnung eine Verbrauchssenkung 
um etwa 20 v. H. verbunden sein. 

— Zwischen 1978 und 1982 wurden von der Bundes- 
regierung zusammen mit den Ländern im Rah- 
men des Zuschußprogramms nach dem Mo- 
dernisierungs- und Energieeinsparungsgesetz 
(ModEnG) energiesparende Maßnahmen an 
Wohngebäuden gefördert. Hierdurch wurden In- 
vestitionen von mindestens 10 Mrd. DM mobili- 
siert. 

— Bis 30. Juni 1983 konnten darüber hinaus gemäß 
§ 82 a der Einkommensteuerdurchführungsver- 
ordnung (EStDV) erhöhte Abschreibungen für 
energiesparende Investitionen geltend gemacht 
werden. 

Die Energieeinsparungsförderung nach dem 
ModEnG ist 1983 nicht weitergeführt worden. Nach 
§ 82 a EStDV soll sie — bezogen auf Wärmepumpen, 
Solaranlagen, Windkraftanlagen, Biogasanlagen, 
Wärmerückgewinnungsanlagen und Maßnahmen, 
die für den Anschluß an bestimmte Fernwärme- 
netze erforderlich sind — fortgesetzt werden. 

Erneuerbare Energiequellen, Wärmepumpen 

Erneuerbare Energiequellen, teilweise in Verbin- 
dung mit dem Einsatz von Wärmepumpen, leisten 
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einen zwar kleinen aber kontinuierlich steigenden 
Beitrag zur Deckung des Energiebedarfs. Ihr Anteil 
am Energieaufkommen im Inland betrug 1980 
knapp 1,5 v. H. Die Bundesregierung unterstützt die 
Entwicklung und Anwendung von Technologien zur 
Nutzung regenerativer Energiequellen im Rahmen 
ihrer Forschungsförderung (Programm „Energie- 
forschung und Energietechnologien“) sowie durch 
Zulagen, Steuervergünstigungen und zinsgünstige 
Darlehen (z. B. § 4 a Investitionszulagengesetz, § 82 a 
EStDV, Programm zur Förderung der beschleunig- 
ten Markteinführung energiesparender Technolo- 
gien und Produkte). 

Kohle, Fernwärme 

Die umweit- und energiepolitisch gleichermaßen 
anzustrebende Substituion von Öl durch heimische 
Kohle kann im Hausfeuerungsbereich nur durch ei- 
nen beschleunigten Ausbau der Fernwärmeversor- 
gung auf der Grundlage der Abwärmenutzung und 
Kraft-Wärme-Kopplung erreicht werden. Durch den 
Wegfall von Einzelfeuerstätten wird die Luftquali- 
tät im Versorgungsgebiet verbessert. Die mit dem 
vermehrten Kohleeinsatz verbundenen höheren 
Emissionen (insbesondere von Staub, Stickstoffoxi- 
den und Schwedeldioxid) lassen sich teilweise 
durch die rationellere Nutzung der eingesetzten 
Primärenergie und den konsequenten Einsatz emis- 
sionsmindernder Maßnahmen kompensieren, bei 
Schwefeldioxid sogar vermindern. Die Bundesregie- 
rung hat wiederholt betont, daß der Einsatz der 
Kraft-Wärme-Kopplung und eine stärkere wirt- 
schaftliche Nutzung der Abwärme bei energieerzeu- 
genden Anlagen besonders wichtig ist, da sich im 
Energieumwandlungsbereich dadurch der Wir- 
kungsgrad gegenüber der reinen Stromerzeugung 
mehr als verdoppeln läßt. Jede Einheit an nicht um- 
zuwandelnder Primärenergie stellt einen Beitrag 
zum Umweltschutz und zur Ressourcenschonung 
dar. 

Erdgas 

Erdgas ist der umweltschonendste fossile Energie- 
träger. Es ist jedoch zu beachten, daß bei der Ver- 
brennung dennoch erhebliche Mengen an Stick- 
stoffoxiden entstehen. Erdgas sollte, da es wie alle 


Primärenergieträger nur begrenzt verfügbar ist, be- 
vorzugt dort eingesetzt werden, wo ein besonders 
hoher Entlastungseffekt erzielbar ist, d. h. 

— • arbeitsteilig mit der Fernwärme im Raumwär- 
mebereich, um verstärkte Emissions- und Im- 
missionsminderungen in Städten zu erreichen, 

— zur Substitution schwefelreicher Brennstoffe in 
den Feuerungsanlagen, die sich wegen ihrer ge- 
ringen Größe oder aufgrund besonderer Verhält- 
nisse für eine Entschwefelung der Abgase tech- 
nisch nicht eignen. 


Örtliche und regionale Versorgungskonzepte 

Die Bundesregierung läßt in einem Forschungs- 
programm „Örtliche und regionale Energieversor- 
gungskonzepte“ Parameterstudien, konkrete Plan- 
studien und Modellcharakter und Siedlungsstruk- 
turuntersuchungen erarbeiten, die Versorgungsun- 
ternehmen, Städten und Gemeinden Hilfen für die 
Entwicklung solcher Konzepte bieten. Diese Versor- 
gungskonzepte zielen unter Anpassung der Einzel- 
maßnahmen an die jeweilige Raum- und Siedlungs- 
struktur auf eine Verringerung des Energiever- 
brauchs im Raumwärmebereich, auf Nutzung von 
Abwärmequellen, auf rationelle Energieverwen- 
dung und Nutzung der in einer Region vorhande- 
nen Energiequellen und damit auch auf eine um- 
weltentlastende Energieversorgung im unmittelba- 
ren räumlichen Zusammenhang ab. Ein wesentli- 
cher Teil dieser Untersuchungen ist bereits fertig- 
gestellt. Die Bundesregierung wird die gewonnenen 
Erkenntnisse der Öffentlichkeit zugänglich ma- 
chen. 


2.2.6 Kosten/Finanzielle Förderungsmaßnahmen 
Aufwendungen der Industrie 

Nach den Erhebungen auf der Grundlage des Ge- 
setzes über Umweltstatistiken stellt Tabelle 10 die 
Investitionen in den Wirtschaftszweigen des produ- 
zierenden Gewerbes den Umweltschutzinvestitio- 
nen insgesamt sowie den Investitionen für die Luft- 
reinhaltung gegenüber: 


Tabelle 10 

Vergleich der Anlage-, Umweltschutz- und Luftreinhalteinvestitionen 



Anlage- 

investitionen 

insgesamt 

Mrd. DM 

Umweltschutz- 

investitionen 

Mrd. DM 

Luftreinhaltung 

Mrd. DM 

Anteil v. H. 

(1) 

(2) 

(3) 

(3)von(l) 

(3) von (2) 

1979 

66,9 

2,10 

0,96 

1,4 

45,7 

1980 

76,8 

2,67 

1,29 

1,7 

48,3 

1981 

75,5 

2,95 

1,53 

2,0 

51,9 


Quelle : Statistisches Bundesamt, FS 19, Reihe 3; Angaben in Mrd. DM zu laufenden Preisen 


29 




Drucksache 10/1354 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Die Übersicht zeigt, daß die jährlichen Investitio- 
nen für den Umweltschutz zwischen 2 und 3 Mrd. 
DM liegen und davon etwa 50 v. H. auf Maßnahmen 
zur Luftreinhaltung entfallen. Dies entspricht den 
langjährigen Durchschnittswerten. Nach einer 
Faustregel betragen die jährlichen Betriebskosten 
(einschließlich der Kapitalkosten) während der Ab- 
schreibungsdauer einer Anlage etwa ein Drittel der 
Investitionen. 


Erhöhte steuerliche Absetzungen 

Nach §7d des Einkommensteuergesetzes (EStG) 
können Umweltschutzinvestitionen innerhalb eines 
Zeitraumes von fünf Jahren (im ersten Jahr mit 
60 V. H., in den folgenden vier Jahren mit jeweils 
10 V. H.) abgeschrieben werden. Begünstigt sind die- 
jenigen Umweltschutzinvestitionen, die zu mehr als 
70 V. H. Umweltschutzzwecken dienen. 

Das Volumen der nach § 7 d EStG erhöht abset- 
zungsfähigen Umweltschutzinvestitionen war im 
Bereich Luftreinhaltung 1980 und 1981 im Vergleich 
zu den Jahren 1975 bis 1979 rückläufig. Im Jahr 1982 


stiegen die Luftreinhalteinvestitionen überra- 
schend stark an. Gegenüber 1981 beträgt der Zu- 
wachs weit über 100 v. H. Diese Steigerung läßt 
deutlich erkennen, daß die 1980 erfolgte Änderung 
des EStG, mit der die Bindung der Steuerbegünsti- 
gung an Umweltschutzzwecke von 90 v. H. auf 
70 V. H. vermindert wurde, um auch die stärker in 
den Produktionsprozeß integrierten Umweltschutz- 
anlagen begünstigen zu können, den beabsichtigten 
Impuls für zusätzliche Umweltschutzinvestitionen 
ausgelöst hat. Daneben dürfte die im Jahr 1982 aus- 
laufende Investitionszulage zur Förderung der Be- 
schäftigung ursächlich für den überproportionalen 
Zuwachs sein. 

Seit der Einführung des §7d EStG im Jahr 1975 
wurden bis 1982 insgesamt 9,3 Mrd. DM steuerbe- 
günstigte Umweltschutzinvestitionen getätigt, da- 
von 1980 bis 1982 allein 4,8 Mrd. DM, wobei der 
größte Anteil mit 2,15 Mrd. DM Maßnahmen zur 
Luftreinhaltung zugute kommt. 

Tabele 11 stellt die Höhe der begünstigten Investi- 
tionen im Bereich Luftreinhaltung für die Jahre 
1980 bis 1982 nach Wirtschaftszweigen dar. 


Tabelle 11 Begünstigte Investitionen nach § 7 d EStG im Bereich Luftreinhaltung 

(in Mio. DM) 



1980 

1981 

1982 

Gesamt 

Anteil 

V. H. 

Chemische Industrie und Mineralölverarbeitung 

134 

226 

162 

522 

24,2 

Eisen- und NE -Metallerzeugung 

52 

26 

152 

230 

10,7 

Energie- und Wasserversorgung 

153 

38 

665 

856 

39,8 

Gewinnung von Steinen und Erden 

27 

50 

126 

203 

9,4 

Bergbau 

9 

19 

28 

56 

2,6 

Holz- , Papier- und Druckgewerbe 

31 

29 

39 

99 

4,6 

Sonstige 

70 

67 

50 

187 

8,7 

insgesamt 

476 

455 

1 222 

2 153 

100 


ERP- Kredite 

Aus dem ERP-Sondervermögen werden seit langem 
Kredite zu günstigen Konditionen zur Förderung 
von Umweltschutzinvestitionen insbesondere auch 
für Luftreinhaltemaßnahmen gewährt. 

Die Darlehen aus dem ERP-Luftreinhaltepro- 
gramm werden für die Errichtung und Erweiterung 


von Anlagen zur Luftreinhaltung vor allem an Un- 
ternehmen der gewerblichen Wirtschaft, aber auch 
an kommunale Wirtschaftsunternehmen bereitge- 
stellt Anträge von kleinen und mittleren Unterneh- 
men werden bevorzugt berücksichtigt. 

Über die Höhe der in den Jahren 1979 bis 1982 
gewährten ERP-Kredite und die in diesem Zusam- 
menhang von den Darlehensnehmern geleisteten 
Gesamtinvestitionen gibt Tabelle 12 Auskunft 


Tabelle 12 ERP- Förderung 



1979 

1980 

1981 

1982 

Anzahl der Vorhaben 

200 

250 

211 

118 

Gewährte Darlehen in Mio. DM 

63 

89 

74 

85 

Gesamtinvestitionen in Mio. DM 

154 

260 

182 

331 
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Altanlagen* Sanierungsprogramm 

Dieses seit 1979 laufende Förderprogramm hat ein 
Gesamtvolumen von 560 Mio. DM. Es wird unver- 
mindert bis 1987 fortgesetzt mit dem Ziel, durch 
Demonstrationsprojekte nachzuweisen, daß auch 
bestehende Anlagen mit hohen Emissionen durch 
Maßnahmen nach dem modernsten Stand der Luft- 
reinhaltetechnik optimiert werden können. 

Beim Umweltbundesamt wurden bis 31. Dezember 
1983 insgesamt 535 Anträge aus allen Bundeslän- 
dern gestellt. Das Investitionsvolumen umfaßt na- 
hezu 2,3 Mrd. DM. Davon wurden für 169 Projekte 
mit einem Investitionsvolumen von über 1 Mrd. DM 
Zuwendungen in Höhe von rund 380 Mio. DM gelei- 
stet. 

Der Schwerpunkt der geförderten Maßnahmen 
liegt wegen des hohen Gefährdungspotentials bei 
der Begrenzung besonders gefährdender Staubin- 
haltsstoffe, insbesondere von Schwermetallen. Bei 
gasförmigen Schadstoffen zielen die Förderungs- 
maßnahmen vorrangig auf Schwefeldioxid, Stick- 
stoffoxide und Kohlenmonoxid sowie Fluor- und 
Chlorverbindungen und Substanzen mit kanzeroge- 
nem Potential ab. 

Bei staubförmigen Emissionen sind beachtens- 
werte Erfolge an Anlagen der Nichteisen-Metallin- 
dustrie erzielt worden; beim Einsatz filternder 
Hochleistungsabscheider sind Reststaubgehalte bis 
herunter zu 1 mg/m^ Abluft für Schwermetalle er- 
zielt worden. Diese Entwicklung ist von besonderer 
Bedeutung für die Entstaubung großer Abgasmen- 
gen. 

Mehr als ein Viertel der insgesamt gewährten För- 
dermittel entfällt unmittelbar oder mittelbar auf 
Maßnahmen zur Schwefeldioxidminderung. Diese 
Aktivitäten werden für Kraft- und Heizwerke sowie 
industrielle Prozeßfeuerungen mit dem Ziel fortge- 
setzt, neben weiteren Schwefeldioxidminderungen 
die Entwicklung der Minderungstechnik von Stick- 
stoffoxidemissionen voranzutreiben. Diese Demon- 
strationsprojekte haben besondere Aktualität, da 
die genannte Emittentengruppe mehr als drei Vier- 
tel der jährlichen Schwefeldioxidemissionen und 
fast die Hälfte der jährlichen Stickstoffoxidemissio- 
nen verursacht. 

Daneben stehen bei der Aluminiumherstellung und 
im Bereich der Steine-Erden-Industrie Demonstra- 
tionsprojekte zur Verminderung gasförmiger Fluor- 
verbindungen, die zu den besonders pflanzenschäd- 
lichen Luftverunreinigungen zählen, im Vorder- 
grund. Die fast vollständige Erfassung der Abgase 
sowie die trockene Abscheidung führen dazu, daß 
Vegetationsschäden, die auch bei geringen Fluor- 
konzentrationen nach Naßreinigung der Abgase 
aufgetreten sind, vermieden werden. 

Bei der Emissionsminderung organischer Verbin- 
dungen mit zum Teil hohem kanzerogenem Poten- 
tial liegt der Förderungsschwerpunkt bei der 
Kunststoffherstellung und der lösemittelverarbei- 
tenden Industrie. Mit der Verminderung der Luft- 
schadstoffe ist eine z. T. erhebliche Einsparung be- 


sonders wichtiger Roh- und Einsatzstoffe verbun- 
den. 

Zusammenfassend ist festzuhalten, daß die bisher 
abgeschlossenen Projekte das gesteckte Ziel voll er- 
reicht haben. Die im Dauerbetrieb eingehaltenen 
Emissionswerte liegen überwiegend weit unter den 
Grenzwerten der TA Luft. Ein Teil der durchgeführ- 
ten Demonstrationsvorhaben dient daneben auch 
dem Arbeitsschutz, verbessert die Wasserreinhal- 
tung, entlastet Deponien und senkt den Energiever- 
brauch; darüber hinaus wird durch eine Wiederver- 
wertung abgeschiedener Stoffe zur Ressourcen- 
schonung beigetragen. 


2.3 Forschung über die Wirkung von 
Luftverunreinigungen 


2.3.1 Waldschäden 

Die Wälder in der Bundesrepublik Deutschland ste- 
hen einer vor wenigen Jahren noch unbekannten, 
in ihrem Ausmaß noch immer nicht überschauba- 
ren Bedrohung gegenüber. Die Waldschäden haben 
bereits große Waldflächen erfaßt und dehnen sich 
mit einer bislang nicht gekannten Dynamik aus. Es 
handelt sich keineswegs mehr um die „klassischen 
Rauchschäden“. Die jetzt erkennbare räumliche 
Verteilung der Schäden zeigt, daß die neuartigen 
Waldschäden in emittentenfernen Gebieten auftre- 
ten. Es handelt sich nicht um Gebiete mit hohen 
Immissionskonzentrationen; vielmehr treten Schä- 
den teilweise auch dort auf, wo die Konzentration 
von Schwefeldioxid im Jahresmittel noch unter 
20|ig/m^ liegt. 

Da viele Fragen zu Ursachen und Wirkungen noch 
ungeklärt sind, besteht weiterer Forschungsbedarf. 
Eine wirkungsvolle Strategie zum Schutz der Wäl- 
der setzt die Kenntnis voraus, inwieweit die einzel- 
nen Faktoren an der Schadensentwicklung beteiligt 
sind. Die Komplexität des Wirkungsablaufs erfor- 
dert Lösungsansätze, die alle relevanten For- 
schungsfelder berücksichtigen. 

Seit Beginn des Jahres 1982 wurden über 75 For- 
schungsvorhaben durch den Bundesminister für 
Forschung und Technologie, den Bundesminister 
des Innern und den Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten neu vergeben. Die ins- 
gesamt von Bund, Ländern und anderen Trägern 
bereitgestellten Mittel belaufen sich auf rund 
70 Mio. DM. 

Die Forschungskoordinierung wird durch eine Ge- 
meinsame Interministerielle Arbeitsgruppe „Wald- 
schäden/Luftverunreinigungen“ aus Vertretern des 
Bundes und der Länder durchgeführt. Fachlich 
wird die Gemeinsame Interministerielle Arbeits- 
gruppe von einem Forschungsbeirat, der mit Wis- 
senschaftlern verschiedenster Disziplinen besetzt 
ist, beraten. 
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Das Arbeitskonzept ist insbesondere darauf gerich- 
tet, 

— den gegegenwärtigen Stand der Forschung fest- 
zustellen, 

— Forschungslücken aufzuzeigen, 

— ein langfristiges Forschungskonzept zu entwik- 
keln, 

— Ergebnisse von Forschungsvorhaben in das Ge- 
samtkonzept einzubringen 

und 

— Handlungsempfehlungen für konkrete Abhilfe- 
maßnahmen zu erarbeiten. 

Die konkrete Arbeit des Beirats erfolgt in vier Ar- 
beitsgruppen mit den Schwerpunkten 

— Schadenserfassung und forstliche Abhilfemaß- 
nahmen, 

— Ursachen- und Wirkungsforschung, 

— Luftschadstoffe, 

— aktive Abhilfemaßnahmen. 

Die Immissionsbelastung und Gefährdung der Wäl- 
der wird von den Ländern durch immissionsökolo- 
gische Waldzustandserfassungen auch mittels Bio- 
indikatoren (Fichtennadeln, Flechtenvegetation) er- 
mittelt. Diese Untersuchungen erfolgen in Anleh- 
nung an eine zwischen dem Bundesminister für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten und den Län- 
dern abgestimmte Arbeitsanleitung. Sie haben ne- 
ben der Bereitstellung von Daten über die Bela- 
stung von Waldgebieten auch Feststellungen zur 
Schadensintensität, Immissionsbelastung sowie an- 
deren Schadenskomponenten und Standortfakto- 
ren zum Ziel. Die Bundesregierung wird darauf hin- 
wirken, daß die Arbeiten zur immissionsökologi- 
schen Waldzustandserfassung in enger zeitlicher 
und methodischer Abstimmung erfolgen, um so 
Aussagewert und Vergleichbarkeit der Ergebnisse 
zu verbessern und länderübergreifende Auswertun- 
gen zu ermöglichen. 

Die wissenschaftliche Beurteilung der Entwicklung 
der Schäden am einzelnen Baum und über einen 
längeren Zeitraum hinweg ist nur durch Kontrolle 
und Analyse von Dauerbeobachtungsflächen mög- 
lich. Die meisten Länder haben solche Flächen in 
Waldgebieten eingerichtet, um u. a. die Schadens- 
entwicklung festzustellen, Zuwachsdaten zu erhe- 
ben und chemoanalytische Meßreihen aus Boden- 
und Nadelproben zu gewinnen. Im Rahmen einer 
Bundeswaldinventur sollen Baumartenverteilung 
und Holzvorrat erfaßt sowie Grunddaten für die Be- 
urteilung der durch die Waldschäden verursachten 
Produktionseinbußen ermittelt werden. Die Bun- 
desregierung hat dazu bereits einen entsprechen- 
den Gesetzentwurf vorgelegt. 

2.3.2 Phytotoxische Wirkungen von Photooxidantien 

Eine mögliche Beteiligung von Photooxidantien an 
Vegetationsschäden waren der Anlaß, diese hetero- 


gene Schadstoffgruppe schwerpunktmäßig im Rah- 
men mehrerer Forschungsvorhaben zu untersu- 
chen. Die vorliegenden Ergebnisse dokumentieren 
und bewerten das gegenwärtige Wissen über Ent- 
stehung, Transport und Kontrolle von photochemi- 
schen Oxidantien und deren Wirkungen auf 
Mensch, Tier, Pflanze und Materialien. Im Vorder- 
grund stehen dabei Ozon und Peroxiacetylnitrat 
(PAN) als wichtigste Komponenten des photoche- 
mischen Smogs. Die an Pflanzen festgestellten Wir- 
kungen und die Ergebnisse der chemisch-physikali- 
schen Luftanalyse zeigen, daß in der Bundesrepu- 
blik Deutschland Photooxidantien in pflanzenschä- 
digenden Konzentrationen weit verbreitet sind. 


2.3.3 Bodenschutz 

Der Schutz des Bodens ist ein Schwerpunkt der 
Umweltpolitik der Bundesregierung. Die vielfälti- 
gen Einwirkungen auf den Boden verlangen eine 
umfassende Schutzkonzeption im Hinblick auf 

— Belastungen der Bodensubstanz durch Eintrag 
von Schadstoffen, insbesondere von Schwerme- 
tallen und anderen Stoffen, die in der Umwelt 
nicht oder nur schwer abbaubar sind, 

— Belastungen der Bodenstruktur durch Erosion 
und Bodenverdichtung als Folge von Eingriffen 
und wirtschaftlicher Nutzung, 

— Belastungen der Bodenfläche durch Landver- 
brauch, insbesondere durch Inanspruchnahme 
natürlicher oder naturnah genutzter Flächen für 
Siedlung, Industrie und Verkehr. 

Beim Schutz des Bodens als Lebensgrundlage für 
Menschen, Tiere und Pflanzen sind insbesondere zu 
beachten dessen Funktionen als 

— Teil der Natur und der Landschaft, 

— Produktionsgrundlage für Land- und Forstwirt- 
schaft, 

— Speicher und Filter für den Wasserhaushalt, 

— Träger von Bodenschätzen, 

— Siedlungs- und Wirtschaftsfläche. 

Gefährdungen und Schäden können auf Dauer nur 
durch rechtzeitig vorsorgende Maßnahmen vermie- 
den werden. 

Über das Medium Luft werden Schadstoffe durch 
nasse und trockene Deposition (als Aerosol, Staub- 
niederschlag, Regen, Schnee, Nebel) in den Boden 
eingetragen. In den letzten Jahrzehnten haben die 
anthropogenen Depositionen diejenigen natürli- 
chen Ursprungs z. T. weit übertroffen. Hierbei han- 
delt es sich um luftverunreinigende Stoffe wie 
Schwefeldioxid, Stickstoffoxid, Schwermetalle und 
organische Schadstoffe. Diese Depositionen können 
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ZU Versauerungen führen und haben häufig Anrei- 
cherungen der Böden mit Schwermetallen insbe- 
sondere in der Umgebung von Hütten und Verarbei- 
tungsbetrieben, in innerstädtischen Bereichen so- 
wie an großen Straßen zur Folge. 

Die Kenntnisse über die Ausbreitung und Deposi- 
tion anorganischer, organischer und persistenter 
Stoffe sowie deren Wirkungsspektrum im Boden 
sind noch lückenhaft. Die Bundesregierung fördert 
deshalb im Bereich des Bodenschutzes vor allem 
die Erforschung von Schadstoffeinträgen aus der 
Luft und deren Wirkungen, z. B.: 

— Feststellung der Deposition von Luftverunreini- 
gungen und deren Auswirkungen, 

— Bestimmung von Emission und Schwermetall- 
eintrag im Zusammenhang mit den Waldschä- 
den, 

— Auswirkungen von Schadstoffen im Boden, 

— Ermittlung der Schadstoffgehalte im Boden, 

— Erfassung und Vorhersage der Mobilität von or- 
ganischen Chemikalien in typischen mitteleuro- 
päischen Böden, 

— Wirkung der Bodennutzung auf den Schadstoff- 
eintrag in den Boden und das Grundwasser, 

— Rückstandsuntersuchungen und Belastungen 
von Böden und Pflanzen, 

— Auswertung flächendeckender Informationen zu 
Bodentyp/ Bodengüte zur Festlegung der Belast- 
barkeit des Bodens (Informationssystem Ökolo- 
gie). 


2.3.4 Wirkungen auf den Menschen 

Kanzerogene Stoffe 

Jährlich sterben in der Bundesrepublik Deutsch- 
land etwa 160 000 Menschen an Krebs, davon rund 
25 000 an bösartigen Tumoren der Atmungsorgane. 
Besonders betroffen ist die männliche Bevölkerung, 
bei der die Tendenz auch nach neueren Untersu- 
chungen weiterhin steigend ist. Bei Lungenkrebs 
sind die Heilungschancen nach wie vor sehr ge- 
ring. 

Nach dem derzeitigen Stand der wissenschaftlichen 
Erkenntnis nimmt das Rauchen bei weitem die 
Spitzenstellung unter den Ursachen ein. Mangels 
epidemiologischer Untersuchungen in der Bundes- 
republik Deutschland läßt sich jedoch der Anteil 
der durch das Tabakrauchen verursachten Lungen- 
krebsfälle nicht präzise angeben. In den USA liegt 
der Anteil nach dortigen Untersuchungen bei den 
Männern zwischen 60 und 90 v. H. Es muß davon 
ausgegangen werden, daß in der Bundesrepublik 
Deutschland auch nach Abzug des „Rauchereffek- 
tes“ und arbeitsplatzbedingter Belastungen der 
Faktor Luftverunreinigungen für die Entstehung 
von Lungenkrebs von Bedeutung ist. Ungeachtet ei- 
nes noch fehlenden Beweises für den Zusammen- 


hang zwischen Immissionen und Lungenkrebsent- 
stehung erfordert das schwere Krankheitsbild, die- 
jenigen Faktoren zu kontrollieren und soweit wie 
möglich auszuschalten, bei denen ein solcher Zuam- 
menhang plausibel erscheint. Dazu gehören in er- 
ster Linie Substanzen, die sich aufgrund arbeitsme- 
dizinischer Erfahrungen oder tierexperimentieller 
Ergebnisse als kanzerogen erwiesen haben. 

Vier Substanzgruppen stehen im Vordergrund der 
bisherigen Diskussion: 

— Polyzyklische aromatische Kohlenwasserstoffe 
(PAH), 

— Faserförmige Stäube, 

— Metallverbindungen und Metalloide, 

— Nitrosamine. 

Für die kanzerogene Bedeutung weiterer organi- 
scher Verbindungen bestehen Anhaltspunkte. 

Der Kausalitätsnachweis immissionsbedingter 
Krebsfälle bereitet besonders große Schwierigkei- 
ten; selbst im Bereich der Arbeitsmedizin, in dem 
der Nachweis der Zusammenhänge zwischen Expo- 
sition und Krebsbildung eher zu führen sein müßte, 
fehlen systematisch durchgeführte epidemiologi- 
sche Untersuchungen weitgehend. Die Bundesre- 
gierung hat deshalb bereits 1969 eine multidiszipli- 
näre Arbeitsgruppe zur „Untersuchung der kanze- 
rogenen Belastung des Menschen durch Luftverun- 
reinigungen“ geschaffen, auf deren Forschungser- 
gebnissen zahlreiche heutige umweltpolitische Ak- 
tivitäten basieren. 

Gegenwärtig werden von der Bundesregierung zur 
Erkennung und Bewertung kanzerogener Stoffe in 
der Atemluft des Menschen Forschungsvorhaben 
gefördert, die sich mit Fragen der Probenahme, der 
Analytik und der biologischen Wirkung von Schad- 
stoffen aus unterschiedlichen Emissionsquellen be- 
fassen. Schwerpunkte sind Untersuchungen von 
Abgasen aus der Kohleverbrennung, von Abgasen 
aus Kraftfahrzeugen, von Stadtluft und von Tabak- 
rauch auf kanzerogene Substanzen. Die im Rahmen 
des Gesamtprogramms zur Krebsbekämpfung ge- 
schaffene Arbeitsgruppe „Krebsgefährdende Um- 
welteinflüsse“ befaßt sich derzeit damit, ein For- 
schungsvorhaben zu initiieren mit dem Ziel, die Be- 
deutung der Umweltfaktoren für die Lungenkrebs- 
bildung neben dem Rauchen und Arbeitsplatzein- 
flüssen mit epidemiologischen Methoden zu erfas- 
sen. 

Bei der Erforschung anorganischer krebserzeugen- 
der Stoffe stehen folgende Substanzen/ Substanz- 
gruppen derzeit im Vordergrund: Mineralfasern, 
Arsen, Nickel, Chrom und Cadmium sowie deren 
Verbindungen. Bei den organischen krebserzeugen- 
den Stoffen werden in erster Linie die Gruppe der 
PAH und der Nitrosamine untersucht. Als weiterer 
Forschungsschwerpunkt ist die Entwicklung neuer 
Testmethoden in Angriff genommen worden. Da 
kanzerogene Stäube meist in niedrigen Konzentra- 
tionen emittiert werden und die bisher eingesetzten 
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Meßverfahren und Meßinstrumente für die Über- 
wachung der Emissionen z. T. noch verbesserungs- 
bedürftig erscheinen, sollen für die Überwachung 
neue Probenahme- und Analysemethoden entwik- 
kelt bzw. bestehende Verfahren verbessert und 
standardisiert werden. Bei einem kürzlich begonne- 
nen Vorhaben werden „Probenahmemethoden für 
atmosphärische Schwebstoffe und flüchtige Stoffe“ 
(vornehmlich polyzyklische Aromaten) unter dem 
Aspekt der Lagerfähigkeit der Proben in einer Um- 
welt-Probenbank untersucht. Weitere Forschungs- 
aktivitäten betreffen die Erfassung und gesundheit- 
liche Bewertung von Raumluftverunreinigungen im 
Wohn- und Aufenthaltsbereich des Menschen. Als 
Quelle der Verunreingungen sind dabei u. a. Bau- 
stoffe, Desinfektionsmittel, leicht flüchtige organi- 
sche Haushaltschemikalien sowie das Passivrau- 
chen in die Untersuchungen einbezogen. Nach dem 
Chemikaliengesetz (ChemG) werden auch poten- 
tiell kanzerogene, mutagene und teratogene Stoffe 
auf ihre gesundheitliche Bedeutung hin bewertet, 
wobei auch Informationen über Herstellung, Verar- 
beitung und Emissionsrelevanz dieser Stoffe be- 
rücksichtigt werden. Dazu zählen insbesondere 
über die Atemluft einwirkende Stoffe, wie z. B. 
leichtflüchtige Halogenkohlenwasserstoffe. 

Bei diesen Aktivitäten hat sich herausgestellt, daß 
den Bemühungen der Bundesregierung um eine In- 
tensivierung der Forschung in diesem Bereich 
durch die begrenzte Anzahl geeigneter Forschungs- 
einrichtungen Grenzen gesetzt sind. Ferner ist zu 
berücksichtigen, daß sich die Wissenschaft erst re- 
lativ spät der Krebserforschung im Umweltbereich 
zugewandt hat. Neben der experimentellen For- 
schung kommt nach Auffassung der Bundesregie- 
rung der Zusammenfassung und Bewertung natio- 
naler und internationaler Forschungsergebnisse 
ein gleichhoher Rang zu. Das Umweltbundesamt 
hat deshalb wissenschaftliche Berichte zu folgen- 
den Themen vorgelegt: 

— Luftqualitätskriterien für ausgewählte polyzy- 
klische aromatische Kohlenwasserstoffe (Be- 
richt 1/79), 

— Luftqualitätskriterien — Umweltbelastung 
durch Asbest und andere faserige Stäube (Be- 
richt 7/80), 

— Luftqualitätskriterien für Benzol (Bericht 6/82), 

— Emissionsfaktoren für 12 ausgewählte Substan- 
zen mit mutmaßlich krebserzeugendem Poten- 
tial (Forschungsbericht, 1983), 

— Beurteilung des Risikos kleiner Dosen von 
krebserzeugenden Stoffen für den Menschen 
(Bericht 2/83). 

Weitere Dokumentationen des Umweltbundesam- 
tes zu Arsen, Formaldehyd, Dimethylsulfat, Ethy- 
lenimin und Hydrazin befinden sich in Vorberei- 
tung, ebenso Darstellungen zu 1,2-Dibromethan, 
3,3’-Dichlorbenzidin, Acrylnitril und 2-Naphthyla- 
min. Stellungnahmen des Bundesgesundheitsamtes 
(BGA) liegen u. a. vor zum Thema „Gesundheitliche 
Risiken von Asbest“ (BGA-Bericht 4/81) und zum 
Thema „Luftqualität in Innenräumen“ (Schriften- 


reihe des Vereins WaBoLu 53/1982); eine bewer- 
tende Stellungnahme zur gesundheitlichen For- 
maldehydproblematik ist in Vorbereitung. Eine ge- 
meinsame Dokumentation des Umweltbundesam- 
tes und des Bundesgesundheitsamtes über poly- 
chlorierte Biphenyle (PCB) wurde Anfang 1984 ver- 
öffentlicht. 

Im Umweltbereich bleibt die Lösung des Krebspro- 
blems eine der bedeutsamsten Zukunftsaufgaben. 
Angesichts der hohen und zunehmenden Zahl bös- 
artiger Erkrankungen der Atemwege sind alle An- 
strengungen zu unternehmen, um 

— vorhandene Kenntnislücken über Ursache-Wir- 
kungsbeziehungen zu schließen, 

— über epidemiologische Untersuchungen stati- 
stisch belegbares Material über die neben dem 
Rauchen wesentlichen Ursachen der Kanzeroge- 
ne se zu erhalten sowie 

— alle Emissionsminderungsmöglichkeiten ein- 
schließlich der Entwicklung und des Einsatzes 
von Ersatzstoffen zu nutzen. 

In Zukunft müssen deshalb verstärkt die noch nicht 
oder kaum erforschten Kanzerogene untersucht 
werden, bei denen aufgrund von Emissions- oder 
Immissionsdaten ein erhöhtes Gesundheitsrisiko 
durch die Außenluftbelastung zu vermuten ist. 
Gleichzeitig ist die Erforschung der Kombinations- 
wirkungen zwischen unterschiedlichen Kanzeroge- 
nen sowie zwischen diesen und sonstigen krebsför- 
dernden Substanzen bzw. Einflüssen endogener 
und exogener Natur (Promotoren) in Angriff zu 
nehmen. 

Die epidemiologische Forschung zu krebserzeugen- 
den Substanzen steht in der Bundesrepublik 
Deutschland erst am Anfang. Bisherige Untersu- 
chungen fanden praktisch nur in Form der Auswer- 
tung von Mortalitäts- und vereinzelt regional vor- 
handener Morbiditätsdaten statt. Weitergehende 
Untersuchungen stoßen derzeit wegen des Primats 
der ärztlichen Schweigepflicht und teilweise auch 
aus Gründen des Datenschutzes auf Schwierigkei- 
ten; hier bedarf es gesetzlicher Regelungen, um in 
der Bundesrepublik Deutschland unter Wahrung 
der berechtigten Belange der ärztlichen Schwei- 
gepflicht und des Datenschutzes z. B. geeignete 
Krebsregister zu erstellen. Auf der Basis solcher 
Krebsregister könnten Korrelationen hergestellt 
werden zwischen der Belastung von Bevölkerungs- 
gruppen z. B. durch krebserzeugende Luftverunrei- 
nigungen und der Häufigkeit von Krebserkrankun- 
gen. Für derartige Untersuchungen sind Anstren- 
gungen zum verstärkten Ausbau von epidemiologi- 
schen Forschungseinrichtungen sowie zu einer ge- 
zielten Ausbildung bzw. Fortbildung von epidemio- 
logisch geschulten Ärzten für umweit- und zivilisa- 
tionsbedingte Erkrankungen notwendig. Daneben 
ist eine neue Schwerpunktsetzung zur koordinier- 
ten Auswertung vorhandener Daten geboten. Die 
Arbeitsgruppe „Epidemiologie“ der Fachbereichs- 
kommission „Prävention“ des Gesamtprogramms 
Krebsbekämpfung wird sich in ihren zukünftigen 
Aktivitäten damit befassen. 


34 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Drucksache 10/1354 


Gasförmige Luftverunreinigungen 

Im Hinblick auf die heute bestehenden Immissions- 
konzentrationen sind Wirkungen von anorgani- 
schen Reizgasen allenfalls im subklinischen Be- 
reich zu envarten. Es handelt sich um Reizerschei- 
nungen und Belästiungen, jedoch in aller Regel 
nicht um akute oder bleibende Gesundheitsschädi- 
gungen. Hierbei stehen weiterhin Schwefeldioxid 
und Stickstoffoxide sowie deren Umsetzungspro- 
dukte (Sulfat, Nitrat, Photooxidantien) im Vorder- 
grund. Neue Untersuchungen weisen darauf hin, 
daß Veränderungen auf biochemischer Ebene ge- 
genüber den bisher überwiegend betrachteten Lun- 
genfunktionsparametern bei der Beurteilung von 
Luftverunreinigungen stärker herangezogen wer- 
den müssen. Zu erforschen bleibt der Krankheits- 
wert der nachweisbaren Veränderungen unter den 
Gesichtspunkten langfristiger Belastung und indi- 
viduell unterschiedlicher Reaktionsbereitschaft. Be- 
sondere Beachtung erfordern weiterhin die lokal 
oder im Zusammenhang mit austauscharmen Wet- 
terlagen auftretenden hohen Schadstoffkonzentra- 
tionen, deren Wirkungen derzeit durch besondere 
Forschungsvorhaben untersucht werden. 


Toxische Spurenelemente 

Während zur humantoxikologischen Wirkung von 
Blei und Cadmium eine große Zahl von Untersu- 
chungen vorliegt, ist über dieWirkung anderer Me- 
talle (insbesondere Beryllium, Chrom, Cobalt, Kup- 
fer, Mangan, Nickel, Selen und Vanadium) bisher 
wenig bekannt. Von der Bundesregierung wurden 
daher mehrere Forschungsvorhaben über die Wir- 
kungen dieser Stoffe auf die menschliche Gesund- 
heit veranlaßt. Bereits vorliegende Ergebnisse las- 
sen vermuten, daß die genannten Substanzen 
ebenso wie Arsen und Quecksilber sowie — von ört- 
lich eng begrenzten Problemen abgesehen — auch 
Thallium vor dem Hintergrund der gegenwärtig be- 
stehenden Immissionsverhältnisse kein den Schad- 
stoffen Blei und Cadmium vergleichbares Gefähr- 
dungspotential für die menschliche Gesundheit dar- 
stellen dürften. 


2.4 Entwicklung technischer Verfahren und 
Einrichtungen in der Luftreinhaltung 

Maßnahmen zur Verminderung der Luftbelastung 
müssen an der Emissionsquelle ansetzen. Die Ent- 
wicklung und Anwendung von Technologien zur 
Luftreinhaltung in der Bundesrepublik Deutsch- 
land wurde daher auch im Berichtszeitraum mit 
Nachdruck fortgesetzt. Insbesondere Neuanlagen 
werden mit modernen Minderungstechnologien 
ausgerüstet und emittieren Luftverunreinigungen 
weitgehend in geringen Konzentrationen. Demge- 
genüber besteht bei der Nachrüstung von Altanla- 
gen oder deren Ersatz durch umweltfreundliche 
Neuanlagen nach wie vor ein Nachholbedarf. 


Die Bundesregierung fördert deshalb mit erhebli- 
chem finanziellen Aufwand die Entwicklung fort- 
schrittlicher Techniken zur Emissionsminderung, 
um die noch bestehenden Belastungen weiter abzu- 
bauen und neuen Problemstellungen wirksam zu 
begegnen. Dabei wird auf die Wiederverwendung 
der in den Luftreinhaiteeinrichtungen abgeschiede- 
nen Stoffe besonderer Wert gelegt. 


2.4.1 Verminderung der Emissionen besonders 
gefährdender Schadstoffe 

In allen Quellenbereichen von Industrie, Haushal- 
ten und Gewerbe sowie im Verkehr steht die Ver- 
minderung der Emissionen folgender Schadstoffe 
im Vordergrund: 

— kanzerogene Stoffe, 

— hochtoxische, persistente und akkumulierende 
Schadstoffe, insbesondere Schwermetalle, 

— säurebildende und vegetationsschädigende 
Schadstoffe, 

— gesundheitsgefährdende organische Verbindun- 
gen sowie 

— geruchsintensive Stoffe, 

In einzelnen Bereichen konnten, z. B. durch Inten- 
siventgasung bei der Herstellung von Vinylchlorid 
oder durch Einsatz lösemittelfreier Beschichtungs- 
techniken, erhebliche Verbesserungen erreicht wer- 
den. Allerdings sind in den letzten Jahren auch auf- 
grund neuer Ergebnisse der Wirkungsforschung 
zahlreiche neue Probleme erkannt worden, die die 
Entwicklung neuer Minderungstechniken, die Wei- 
terentwicklung bekannter Techniken oder den zügi- 
geren Einsatz erprobter Technologien bei Altanla- 
gen und bei Kraftfahrzeugen erforderlich machen. 
Im Zusammenhang mit der Bekämpfung der Wald- 
schäden konzentrieren sich die Bemühungen von 
Bund und Ländern auf den schnelleren Einsatz um- 
weltfreundlicher Technologien bei Großfeuerungs- 
anlagen (zur Absenkung der SOg- und NO^-Emissio- 
nen) und bei Kraftfahrzeugen (zur Absenkung der 
NO^- und CH-Emissionen). 

Kanzerogene Stoffe 

Der Einsatz der verbesserten Emissionsminde- 
rungstechnik wird von der Bundesregierung vor al- 
lem im Rahmen des Altanlagen-Sanierungspro- 
gramms finanziell gefördert. 

So wurde z. B, bei einer Anlage zur Herstellung von 
Reibbelägen, die jährlich 1 600 t 1,2-Dichlorethan 
emittierte, durch Umstellung des Produktionsver- 
fahrens eine Emissionsverminderung auf 16 t pro 
Jahr erreicht. Der mit öffentlichen Mitteln geför- 
derte Einsatz der thermischen Nachverbrennung 
u. a. zur Verminderung von kanzerogenen Chlor- 
kohlenwasserstoffemissionen führte bei einem 
Großbetrieb der Chemie zu einer Emissionsvermin- 
derung von ca. 1 600 t pro Jahr. 
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Die öffentliche Diskussion im Zusammenhang mit 
der Vorlage des Asbestberichtes des Umweltbun- 
desamtes hat dazu geführt, krebserzeugende Stoffe 
überall dort zu substituieren, wo geeignete Ersatz- 
stoffe vorhanden sind. Es werden filternde Entstau- 
ber eingesetzt, z. T. in Reihenschaltung, die für ge- 
ringe Filterflächenbelastungen ausgelegt sind. In 
jüngster Zeit werden auch Schwebstoff-Filter ver- 
wendet, die zur Luftfiltration in der Klimatechnik 
und zur Abluftreinigung bei kerntechnischen Anla- 
gen seit langem Verwendung finden. Zur Verminde- 
rung der Emissionen gasförmiger kanzerogener 
Stoffe werden hauptsächlich besonders optimierte 
und sorgfältig gewartete Sorptions- und thermische 
Nachverbrennungsanlagen eingesetzt. Aus den 
Emissionskatastern der Länder läßt sich entneh- 
men, daß 95 V. H. der kanzerogenen Gesamtemissio- 
nen auf die Verbindungen Acrylnitril, Benzol und 
Vinylchlorid entfallen. Bei diesen vor allem aus 
dem Chemiebereich stammenden Schadstoffen las- 
sen sich durch Einsatz emissionsarmer Produkti- 
onsverfahren und fortschrittlicher Reinigungstech- 
niken im allgemeinen Emissionskonzentrationen 
unter 5 mg/m^ im Abgas erzielen. 


Feinstäube und Schwermetalle 

Die jährlichen Staubemissionen in der Bundesrepu- 
blik Deutschland konnten trotz Wachstums der In- 
dustrieproduktion seit 1974 um ca. ein Drittel ge- 
senkt werden. Die Emissionen der lufthygienisch 
bedeutsamen Feinstäube (Korngröße kleiner als 
10 |im) konnten jedoch nicht in gleichem Maße ver- 
mindert werden; hinzu kommt, daß sich toxische 
Schwermetalle, die in den Brenn- und Rohstoffen 
häufig nur in Spurenanteilen Vorkommen, bei 
Hochtemperaturprozessen, wie sie beispielsweise in 
der Stahl-, Zement-, Glas- oder Nichteisenmetallin- 
dustrie ablaufen, in den Feinstäuben anreichern. 

In einigen Bereichen können die Schwermetall- 
emissionen durch Verfahrensänderung vermindert 
oder sogar völlig vermieden werden. Beispielsweise 
verringern sich die Cadmiumemissionen bei der 
Stahlgewinnung aus Schrott, wenn auf das Cadmie- 
ren von Stahl verzichtet wird. Bei Umstellung von 
fossil beheizten Glasschmelzwannen zur Herstel- 
lung von Signalglas auf elektrische Beheizung las- 
sen sich die Emissionen von Cadmiumverbindun- 
gen um mehr als 80 v. H. verringern. Der Verzicht 
auf cadmiumhaltige Pigmente und Stabilisatoren in 
Kunststoffen hat niedrige Cadmiumemissionen bei 
Müllverbrennungsanlagen zur Folge. Schwerme- 
tallemissionen können ferner durch Einsatz fort- 
schrittlicher Entstaubungsverfahren wirksam ge- 
senkt werden. Mit filternden oder elektrischen Ab- 
scheidern lasen sich mehr als 99 v. H. des im Abgas 
enthaltenen Staubes einschließlich der Schwerme- 
tallanteile zurückhalten. In der Bundesrepublik 
Deutschland bieten mehr als 100 Hersteller ent- 
sprechende Anlagen an. Im allgemeinen werden be- 
reits Emissions-Konzentrationen von 5 mg/m^ für 
Blei und von 0,2 mg/m^ für Thallium und Cadmium 
eingehalten. Bei mehreren Blei-Umschmelzanlagen 
(etwa zur Verarbeitung von Altakkumulatoren) 


konnten die Bleiemissionen durch Verwendung 
hochwirksamer Staubfilter von bisher 20 mg/m^ auf 
weniger als 1 mg/m*^ gesenkt werden. 

Die Erfolge der Staubabscheidung an Punktquellen 
haben den relativen Anteil diffuser Staubemissio- 
nen an den Gesamtemissionen steigen lassen. Eine 
breite Anwendung der Kapselung, Einhausung und 
Überdachung von Anlagen, Anlagenteilen sowie La- 
ger- und Umschlagplätzen — z. B. wurden große 
Misch- und Lagerplätze für Schüttgüter überdacht 
— wird auch in diesem Bereich zu weiteren Minde- 
rungen führen. 


Anorganische gasförmige Verbindungen 

Hier sind Schwefeloxide (z, B. SO 2 ) und Stickstoff- 
oxide (NOJ die wesentlichsten säurebildenden 
Luftverunreinigungen; in geringerem Umfang spie- 
len Halogenverbindungen (HCl, HF) eine Rolle. 

Zur Verminderung der NOj^-Emissionen bei Feue- 
rungsanlagen werden in der Bundesrepublik 
Deutschland bisher ausschließlich feuerungstechni- 
sche Maßnahmen (z. B. die Stufenverbrennung) an- 
gewandt. Damit wird z. Z. etwa eine Halbierung der 
spezifischen NO^-Emissionen erreicht. Zur weiteren 
drastischen Absenkung der NO^-Emissionen bei 
Feuerungsanlagen werden im Ausland, insbeson- 
dere in Japan, großtechnisch betriebene, abgassei- 
tige Reinigungsverfahren eingesetzt. Das Schwer- 
gewicht liegt dort auf dem Bereich der selektiven 
katalytischen Reduktion, mit der NO^^-Minderungen 
von mehr als 80 v. H. erreicht werden. Es wird zur 
Zeit geprüft, inwieweit solche Verfahren auf deut- 
sche Verhältnisse übertragen werden können. Dar- 
über hinaus befinden sich eigene deutsche NO^^- 
Minderungsverfahren in der Planung und Enwtick- 
lung. Von besonderem Interesse ist u. a. die simul- 
tane Abscheidung von NO^^ und SO 2 , wofür entspre- 
chende Verfahren in der Bundesrepublik Deutsch- 
land entwickelt sind oder werden. 

Bei den Kraftfahrzeugabgasen wird die Einführung 
von bleifreiem Benzin und Abgaskatalysatoren, die 
zum 1. Januar 1986 vorgesehen ist, zu weiteren er- 
heblichen Verminderungen der NO^^-Emissionen 
führen; gleichzeitig werden die Kohlenmonoxid- 
und Kohlenwasserstoff-Emissionen reduziert. 

Zur S02-Emissionsminderung stehen folgende Ver- 
fahren zur Verfügung: 

— Entschwefelung von Brenn- und Treibstoffen, 

— Einbindung des Schwefels beim Verbrennungs- 
prozeß (z. B. Wirbelschichtverbrennung unter 
Sorptionsmittelzugabe), 

— Entschwefelung der Abgase. 

Die Abgasentschwefelung ist bei großen Öl- und 
Kohlefeuerungen Stand der Technik; inzwischen 
werden S02-Abscheidegrade von über 90 v. H. er- 
zielt. Im wesentlichen werden Sorptionsverfahren, 
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insbesondere das Kalkwaschverfahren, eingesetzt, 
mit dem verwertbarer Gips erzeugt wird. Seit Erlaß 
der TA Luft 1974 werden in der Bundesrepublik 
Deutschland neue Großkraftwerke mit diesen 
Rauchgasentschwefelungsanlagen (REA) ausgerü- 
stet Die am 1. Juli 1983 in Kraft getretene Verord- 
nung über Großfeuerungsanlagen (13. BImSchV) 
verlangt auch bei Altanlagen die Nachrüstung mit 
Abgasentschwefelungseinrichtungen. Die dadurch 
erzielbare Verminderung der jährlichen S02-Emis- 
sionen wird auf 1,6 Mio. t geschätzt. Durch den Ein- 
satz von trockenen Sorptionsverfahren bei Müllver- 
brennungsanlagen, Aluminiumschmelzwerken und 
Ziegeltunnelöfen werden zur Abscheidung von Ha- 
logenverbindungen Emissions-Konzentrationen 
von weniger als 5 mg/m^ Fluorwasserstoff bzw. 
50 mg/m^ Chlorwasserstoff im Abgas erreicht Ent- 
stehende Reststoffe lassen sich entweder nutzbrin- 
gend verwenden oder ökologisch unbedenklich de- 
ponieren. 


Organische Verbindungen 

Zur Verminderung der Emissionen organischer 
Verbindungen stehen heute erprobte, wirksame Ab- 
gasreinigungsverfahren zur Verfügung, von denen 
thermische Verfahren, die Adsorption mit Aktiv- 
kohle und die Absorption durch Wäscher in der Pra- 
xis die größte Bedeutung haben. Zunehmend gewin- 
nen integrierte Konzepte Bedeutung, die bereits bei 
der Planung von Produktinsanlagen den Erforder- 
nissen der Luftreinhaltung Rechnung tragen. 

In dem großen Bereich der Verarbeitung von Löse- 
mitteln und anderen flüchtigen organischen Verbin- 
dungen, der mit mehreren hunderttausend Tonnen 
emittierter Stoffe erheblich zur Gesamtbelastung 
der Luft beiträgt, wurden z, T. mit maßgeblicher 
finanzieller Förderung durch die Bundesregierung 
fortschrittliche Konzepte entwickelt und erprobt. 

Bei Anlagen zum Bedrucken, Lackieren, Beschich- 
ten, Entfetten und Reinigen wurden verstärkt pri- 
märe emissionsmindernde Technologien eingesetzt, 
um die in die Atmosphäre gelangenden Abgasmen- 
gen von vornherein klein zu halten. Bei einigen Pro- 
duktionsverfahren (z. B. bei Entfettungs- und Be- 
schichtungsanlagen) gelang es darüber hinaus, die 
Lösemitteldämpfe durch Abkühlen zu kondensie- 
ren und als Lösemittel in den Produktionsprozeß 
zurückzuführen. Soweit der Einsatz von thermi- 
schen Abgasreinigungsverfahren erforderlich ist, 
werden neue Produktionsanlagen so konzipiert, daß 
eine möglichst vollständige Nutzung der anfallen- 
den Wärme für den Produktionsprozeß möglich ist. 
In Betrieben, die über eine eigene Dampfkesselan- 
lage verfügen, können die schadstoffhaltigen Ab- 
luftströme aus den Produktionsanlagen der Feue- 
rung als Verbrennungsluft zugeführt werden; die 
damit verbundenen Probleme der Regelungstech- 
nik konnten am Beispiel der Textilveredelung ge- 
löst werden. Durch Umstellung von manuellen auf 
automatische Lackierverfahren lassen sich die bei 
manuellem Spritzverfahren entstehenden lösemit- 
telhaltigen großen Luftmengen erheblich verrin- 
gern. Der Einsatz von Abscheidern, der bisher an 


den großen Abluftmengen scheiterte, wurde da- 
durch ermöglicht. Die Bedeutung neuer Lackier- 
und Beschichtungsstoffe auf wäßriger Basis bzw. 
ohne Lösemittelanteile wird zunehmen, da hierbei 
meist auf eine Abluftreinigung völlig verzichtet 
werden kann. Der im Einzelfall erforderliche Reini- 
gungsaufwand richtet sich nach den Umweltauswir- 
kungen, die mit den jeweiligen Emissionen verbun- 
den sind. Bei Schadstoffen, die aufgrund ihrer 
Langzeittoxizität, ihrer Persistenz, ihrer Akkumula- 
tionsfähigkeit oder ihrer Geruchsintensität beson- 
ders kritisch sind, können z. B. durch thermische 
Verfahren Reingaskonzentrationen von 20 mg/vo? 
erzielt werden. 

2.4.2 Anlage- und branchenspezifische Entwicklungen 

Die Weiterentwicklung des Standes der Technik 
konzentrierte sich in den nachfolgenden Quellen- 
gruppen auf 

— Verminderung der Abluftmengen, 

— Verfahrensoptimierung, 

— Optimierung von An- und Abfahrvorgängen und 
sonstigen besonderen Betriebszuständen. 

Energieumwandlung 

Für die von der Großfeuerungsanlagen-Verordnung 
(13. BImSchV) erfaßten Anlagen stehen inzwischen 
hochentwickelte Techniken zur Verminderung der 
SO 2 -, NO^- und Staub-Emissionen — auch für Altan- 
lagen — zur Verfügung. Die Weiterentwicklung und 
der Einsatz von Verfahren zur NO^-Emissionsmin- 
derung hat Vorrang. Mit verbesserten feuerungs- 
technischen Maßnahmen ist eine weitere Senkung 
der Emissionen verbunden. 

Bei der Strom- und Wärmeerzeugung aus Stein- 
kohle ist die Wirbelschichtfeuerung eine umwelt- 
freundliche Alternative zu herkömmlichen Feue- 
rungstechniken. Im Gegensatz zu konventionellen 
Kohlefeuerungen ist die Wirbelschichtfeuerung von 
der Kohlesorte weitgehend unabhängig und ermög- 
licht durch geringere Feuerraumtemperaturen so- 
wie eine gestufte Verbrennungsführung eine ver- 
gleichsweise NO^-arme Verbrennung; gleichzeitig 
wird unter Zugabe von kalkhaltigen Sorbentien 
eine hohe und kostengünstige S 02 -Einbindung er- 
reicht. Zur großtechnischen Entwicklung und Ein- 
führung der Wirbelschichtfeuerung werden derzeit 
im Rahmen des „Zweiten Programms Energiefor- 
schung — Energietechnologien“ durch den Bundes- 
minister für Forschung und Technologie Vorhaben 
mit einem finanziellen Gesamtvolumen von über 
320 Mio. DM gefördert. 

Bei den Anlagen „König Ludwig“ und „Düsseldorf- 
Flingern“ wurde festgestellt, daß bei Einsatz von 
Kohle mit einem Schwefelgehalt von 0,8 bis 1,4 v. H. 
durch Zugabe von Kalkstein in die Wirbelschicht 
(Ca/S-Molverhältnis von 2,8 bis 4) ein Entschwefe- 
lungsgrad von über 80 v. H erreicht wird. Der NO^^- 
Gehalt im Abgas lag in Abhängigkeit vom Stick- 
stoffgehalt der Kohle, von der Wirbelbettemperatur 
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und dem gefahrenen Luftüberschuß im Bereich von 
300 bis 600 mg/m^. Durch den Einsatz von Gewebe- 
filtern zur Abgasentstaubung konnten Reingas- 
staubgehalte unter 30 mg/m^, bezogen auf 6 v. H. 
Sauerstoff (O 2 ) im Abgas, erzielt werden. 

Neben der stationären, atmosphärischen Wirbel- 
schichtfeuerung werden die Entwicklung und der 
Einsatz der zirkulierenden sowie der druckbetriebe- 
nen Wirbelschicht gefördert. Erste Messungen an 
einer 84 MW-Anlage zeigen, daß bei der zirkulieren- 
den Wirbelschichtfeuerung ein Entschwefelungs- 
grad von mehr als 90 v. H. bei einem relativ niedri- 
gen Ca/S-Molverhältnis von 1,5 erreicht werden 
kann. Zudem liegt der Kohlenstoffausbrand bei al- 
len Brennstoffen über 99 v. H. Damit sind auch gün- 
stige Voraussetzungen für eine Verwertung der 
Verbrennungsrückstände gegeben. Die NO^^-Emis- 
sion liegt bei Verbrennungstemperaturen unter 
850° C und zweistufiger Verbrennungsführung un- 
ter 400 mg/m^. Die ersten kommerziellen Heizkraft- 
werksblöcke mit zirkulierender Wirbelschichtfeue- 
rung gehen in zwei Jahren in Betrieb. Die Entwick- 
lung der druckbetriebenen Wirbelschichtfeuerung 
zielt auf einen kombinierten Gas/Dampf-Turbinen- 
prozeß zur Stromerzeugung ab. Neben einem höhe- 
ren Wirkungsgrad soll eine noch weitergehende 
Emissionsminderung erreicht werden. Die bei die- 
ser Konzeption noch nicht befriedigend gelöste 
Heißgasentstaubung sowie die Entwicklung ver- 
schleißfester Gasturbinen werden durch den Bun- 
desminister für Forschung und Technologie finan- 
ziell gefördert. 

Ein wichtiges Vorhaben stellt das „Modellkraftwerk 
Völklingen“ dar. Die Kraftwerksanlage verfügt über 
einen Dampferzeuger aus einer kombinierten Koh- 
lestaub- und Wirbelschichtfeuerung mit angeschlos- 
sener Heißluftgasturbine. Es wird erstmals in der 
Bundesrepublik Deutschland die gesamte Abgas- 
menge (770 000 m^/h) entschwefelt. Die nasse Ab- 
gasentschwefelungsanlage ist in den 100 m hohen 
Naturzugkühlturm des Kraftwerkes integriert, so 
daß ein Schornstein entbehrlich ist. 


Metallindustrie 

Im Bereich der Eisen- und Stahlindustrie konnte 
durch Demonstrationsprojekte an einer großen 
Zahl von bestehenden Anlagen der Nachweis ge- 
führt werden, daß durch wirtschaftlich vertretbare 
Maßnahmen zur Luftreinhaltung eine spürbare 
Verminderung der Emissionen an Altanlagen er- 
reicht werden kann. 

Die beim Umfüllen, Entschlacken und Entschwe- 
feln von Roheisen in Stahlwerken sowie beim Ein- 
füllen und Entleeren von Konvertern entstehenden 
staubhaltigen Abgase werden in der Hochofengieß- 
halle erfaßt und Hochleistungsabscheidern zuge- 
führt. Dadurch wurden z. B. in einer Hütte 2 940 t 
Staub im Jahr zurückgehalten, der zu einem großen 
Teil in den Rohstoffkreislauf zurückgeführt werden 
konnte. Der im Jahre 1978 bestehende mittlere 
Emissionsfaktor von 3,5 kg Staub je Tonne Rohei- 
sen kann bei Anwendung dieser Maßnahmen in 


allen deutschen Hütten heute um 1,3 kg Staub je 
Tonne Roheisen reduziert werden. Damit werden 
gleichzeitig die Feinstaubemissionen, die bis zu 
10 V. H. persistente Schwermetalle enthalten kön- 
nen, drastisch vermindert. Die hinter den installier- 
ten Abscheidern, z. B. Gewebefilter oder Elektrofil- 
ter, gemessenen Reingasstaubgehalte liegen weit 
unter 30 mg/m^. 

Fortschritte wurden auch bei Eisen-, Temper- und 
Stahlgießereien erzielt. Die Entstaubung von Heiß- 
und Kaltwindkupolöfen auf Staubgehalte von weni- 
ger als 30 mg/m^ bei gleichzeitiger Eigennutzung 
des CO-Anteils und zusätzlicher Abgaswärmenut- 
zung ist bei bestehenden Anlagen erfolgreich 
durchgeführt worden. In weiteren Gießereiberei- 
chen, z. B. in Ausleerstationen, Sandaufbereitungen 
und Kernmachereien, die geruchsintensive Stoffe 
emittieren, wurde an Altanlagen die Abluft erfaßt 
und gereinigt. Dabei wurden ein Reststaubgehalt 
von weniger als 30 mg/m^ und bei den gasförmigen 
geruchsintensiven Stoffen Reingaskonzentrationen 
von weniger als 10 mg/m^ erreicht. 

Bei Feuerverzinkereien wurden im Rahmen von 
Forschungsvorhaben sowie Altanlagen-Projekten 
die Abgase ebenfalls nahezu vollständig erfaßt und 
Gewebefiltern vor allem zur Staubabscheidung zu- 
geführt. Emissionskonzentrationen für Staub von 
10 mg/m^ und für anorganische gas- und aerosolför- 
mige Chlorverbindungen (gerechnet als Chlorwas- 
serstoff) von 20 mg/m^ werden mit diesen moder- 
nen Abgaserfassungs- und -reinigungssystemen im 
Dauerbetrieb unterschritten. 

Im Bereich der NE-Metallindustrie, insbesondere 
Aluminium-, Kupfer-, Blei-, Zinkherstellung und 
-Verarbeitung wurden zahlreiche Projekte im Rah- 
men des „Altanlagen-Sanierungsprogramms“ geför- 
dert und Reingasstaubgehalte z. T. mit unter 
20 mg/m^ erreicht. Die Entwicklung eines von der 
Bundesregierung geförderten Verfahrens zur emis- 
sionsarmen Bleiverhüttung wurde erfolgreich abge- 
schlossen. Hierbei ergab sich eine Verringerung der 
Bleiemissionen auf unter 20 v. H. und der S02-Emis- 
sion auf unter 10 v. H. der Werte bisheriger Verfah- 
ren. Das Verfahren wird z. Z. im Langzeitbetrieb 
erprobt. Weiterhin werden Einsatzmöglichkeiten 
von geringerwertigen Sekundärrohstoffen (u. a. 
schwefelhaltigen Bleiabfällen) untersucht. 

In der Aluminiumindustrie, insbesondere beim Um- 
schmelzen von Aluminium, werden Trockensorp- 
tionsverfahren angewandt, mit denen Emissions- 
werte für anorganische Chlorverbindungen (gerech- 
net als Chlorwasserstoff) von 20 mg/m^ im Dauer- 
betrieb erzielt werden können. Durch den Einsatz 
moderner vollgekapselter Elektrolyseöfen können 
aufgrund des hohen Erfassungsgrades Emissions- 
faktoren für Fluor von 0,5 kg/t Aluminium und für 
Staub von 10 kg/t Aluminium für eine Hütte im 
Dauerbetrieb eingehalten werden. Dadurch wird 
die absolute Emissionsmenge an Staub und Fluor in 
diesem Bereich um ca. 30 bis 40 v. H. gegenüber 
1980 gesenkt. 

Beim Rösten von sulfidischen Erzen wird SO 2 frei- 
gesetzt. Im Rahmen des Forschungs- und Entwick- 
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lungsprogramms wurden die S 02 -haltigen Abgase 
einer Molybdänsulfidrösterei mit stark schwanken- 
den S02-Gehalten nach dem „Turmsäureverfahren“ 
gereinigt Das abgeschiedene SO 2 wurde in tech- 
nisch einwandfreie, verwertbare Schwefelsäure um- 
gewandelt. Die Anlage beseitigt auf diese Weise al- 
lein jährlich 2 500 t Schwefeldioxid. 


Steine/Erden-Industrie 

Auch in der keramischen Industrie konnten bei der 
Minderung der Emissionen gasförmiger anorgani- 
scher Fluorverbindungen weitere Fortschritte er- 
zielt werden; die Fluoremissionen dieses Industrie- 
bereiches weisen eine fallende Tendenz auf. 

In einem unter Betriebsbedingungen durchgeführ- 
ten Forschungs- und Entwicklungsvorhaben wurde 
die Anwendung des aus anderen Bereichen bekann- 
ten Trockensorptionsverfahrens zur Fluorwasser- 
stoff-Abscheidung hinter zwei Tunnelöfen unter- 
sucht. Bei einer Rohgaskonzentration an Fluor von 
60 bis 80 mg/m^ wurde durch Kalkzugabe in den 
Abgasstrom (Abgasvolumen ca. 33 000 m^/h) eine 
Minderung auf etwa 1 mg/Fluor/m^ erzielt. Weiter 
wurde in einem Feinkeramik-Betrieb hinter beste- 
henden Bisquit-TunnelÖfen (Abgasvolumen ström 
ca. 41 000 m^/h) eine Trockensorptionsanlage er- 
richtet. Die Fluorkonzentration wurde damit um 
etwa 90 v. H. auf ca. 2,5 mg/m^ vermindert. Bei klei- 
nen, diskontinuierlich arbeitenden Öfen ist aus 
technischen Gründen eine Anwendung des Trok- 
kensorptionsverfahrens in der üblichen Ausfüh- 
rung nicht möglich. Auch hier wurde jedoch durch 
die Ergebnisse eines an einer Altanlage durchge- 
führten Demonstrationsvorhabens die Möglichkeit 
der Verminderung der Fluoremissionen aufgezeigt. 
An einem erdgasbeheizten Herdwagenofen zum 
Brennen von Steatitmassen (Abgasvolumen ca. 
7 200 m^/h) wurden durch die Installation eines 
Schüttschichtfilters mit Kalksteinbrechsand als 
Filtermaterial bei einem Fluorgehalt von ca. 
170 mg/m^ im Rohgas Reingaskonzentrationen von 
ca. 1 mg/m^ erzielt. Das Vorhaben zeigt, daß auch 
für Kleinbetriebe dieses Industriebereiches Lösun- 
gen zur Reinhaltung der Luft verfügbar sind. Ein 
Schwerpunkt der künftigen Arbeit wird bei der 
Minderung der Emissionen organischer Verbindun- 
gen, die beim Brennen von Porotonsteinen entste- 
hen, liegen. 

Im Bereich der Glasindustrie stand bei Förderungs- 
maßnahmen die Verringerung der Schwermetall- 
emissionen im Vordergrund, Durch die Umstellung 
fossil beheizter Glasschmelzwannen auf elektri- 
schen Betrieb wurde eine wesentliche Minderung 
der Emissionen an Stäuben und toxischen Staubin- 
haltsstoffen erzielt, die besonders hoch belasteten 
Gebieten zugute kommt. Ein besonderes Problem 
stellen die Emissionen von Hafenöfen dar. Diese 
Anlagen besitzen für die Herstellung von Signal- 
glas, Schmuck- und Kleinglasartikeln erhebliche 
Bedeutung. Bedingt durch die Betriebsweise kann 
es zu starken Schwermetallemissionen — bei Si- 
gnalglas z. B. von Verbindungen der Schadstoffe 
Cadmium und Selen — kommen. Hier werden im 


Rahmen des „Altanlagen-Sanierungsprogramms“ 
erstmals fossil beheizte Hafenöfen älterer Bauart 
durch elektrisch beheizte, entstaubte Hafenöfen mit 
gekapselter Gemengezuführung ersetzt. Außerdem 
werden im Rahmen von laufenden Forschungsvor- 
haben Untersuchungen zur Gemengepelletierung 
durchgeführt, um die Emissionen von Bleiverbin- 
dungen beim innerbetrieblichen Transport und bei 
der Einbringung in den Prozeß zu unterbinden. 

Weitere Vorhaben dienen der Minderung der 
Staub-, SO 2 - und Fluorid-Emissionen schwerölbe- 
heizter Massenglaswannen. Die Anwendung von 
Sorptionsverfahren in Verbindung mit modernen 
Staubabscheidern zur Senkung dieser Emissionen 
wird z. Z. untersucht. 

In der Zementindustrie wurden die Arbeiten an 
dem Demonstrationsprojekt zur Minderung ge- 
sundheitsgefährdender Staubinhaltsstoffe, insbe- 
sondere Thallium, fortgesetzt. Durch den Anschluß 
der Hilfskamine der DrehrohrÖfen mit Rostvorwär- 
mer an die Entstaubungsanlagen wird eine Abgas- 
reinigung auch während besonderer Betriebszu- 
stände und bei Betriebsstörungen erreicht. Durch 
Zugabe der abgeschiedenen Stäube zum Klinker 
konnte die unerwünschte Thalliumanreicherung 
vermieden und der Staub als Sekundärrohstoff ge- 
nutzt werden. Weitere Forschungsvorhaben befas- 
sen sich mit prozeßinternen Maßnahmen zur Stick- 
stoffoxidminderung bei der Zementherstellung so- 
wie zur Reduzierung von Schwelgasen und geruchs- 
intensiven Komponenten bei der Herstellung von 
Leichtziegeln. Vorhaben zur Minderung der Emis- 
sionen an Ofenanlagen mit Schwebegasvorwärmen 
sind geplant. 

Petrochemie und Mineralölindustrie 

Beim Verarbeiten und Fördern sowie beim Lagern 
und Umfüllen von flüssigen organischen Stoffen 
treten dampf- und gasförmige Emissionen aus dif- 
fusen Quellen, z. B. Stopfbuchsen, Dichtungen, 
Flanschverbindungen, auf. Zur Verminderung die- 
ser Emissionen insbesondere von kanzerogenen 
Stoffen und besonders gefährdenden organischen 
Verbindungen werden wirksame Rückhalteeinrich- 
tungen eingesetzt, mit denen ein Austritt dieser 
Stoffe völlig vermieden werden kann. 

Bei der bisher üblichen Befüllung von Tankwagen 
mit Ottokraftstoff in den Raffinerien werden jähr- 
lich rund 17 000 1 Kohlenwasserstoffe emittiert. 
Nach einem im Rahmen des „Altanlagen-Sanie- 
rungsprogrammes“ erfolgreich erprobten Verfah- 
ren können diese Emissionen weitgehend unter- 
bunden werden. Mit einem System, bestehend aus 
Gaspendelleitung, Ejektor zur Unterdruckerzeu- 
gung, Sicherheits-Mengenregelung, Flammen- 
sperre und Trockengasometer werden die Kohlen- 
wasserstoffe gesammelt und anschließend in einem 
Prozeßofen der Rohöldestillation unter Ausnutzung 
des Heizwertes verbrannt. 

In der Bundesrepublik Deutschland werden jähr- 
lich rund 0,3 Mio. t Ethylenoxid (EO) verarbeitet. 
Beim Befüllen von Lagertanks und anderen Behäl- 
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tern entstehen EO-Emissionen; EO ist ein hochent- 
zündliches giftiges Gas mit starker Reizwirkung 
auf Haut, Augen und Atemwege. An bestehenden 
Anlagen hat die thermische Nachverbrennung zu 
einer Emissionsverminderung auf 5 mg/EO/m^ Ab- 
gas geführt. 

Gewinnung und Verarbeitung von Naturprodukten 

Bei der Holzverarbeitung, insbesondere bei der 
Herstellung von Spanplatten, entstehen Staub- und 
Geruchsemissionen. Im Rahmen von Demonstra- 
tionsprojekten an Altanlagen konnte durch Einsatz 
emissionsarmer Trocknungsverfahren und durch 
Anwendung von Abgasreinigungsverfahren (Naß- 
wäscher) eine erhebliche Verminderung dieser 
Emissionen erzielt werden. 

Zur Begrenzung der Emissionen geruchsintensiver 
Substanzen werden verstärkt biologische Abgasrei- 
nigungsverfahren (Biofilter, Biowäscher) einge- 
setzt. Die Entwicklung und Anwendung dieser Ver- 
fahren wurde mit Forschungsmitteln und durch das 
„Altanlagen-Sanierungsprogramm“ gefördert. Eine 
wirksame Verminderung der Geruchsemissionen 
auf weniger als 100 Geruchseinheiten konnte damit 
z. B. im Abgas von Tierkörperbeseitigungsanstal- 
ten, Intensivtierhaltungen und Kottrocknungsanla- 
gen erreicht werden. Es werden jeweils Abgasmen- 
gen zwischen 15 000 und 120 000 m^/h behandelt 
Ebenfalls mit Bundesmitteln gefördert wurden Un- 
tersuchungen an Pilot- und Versuchsanlagen zur 
biologischen Abgasreinigung, z. B. im Bereich der 

— Zuckerherstellung (Schnitzeltrocknung), 

— Fettschmelzen, 

— Blutmehlfabriken, 

— Schlachtbetriebe, 

— Schweinemastbetriebe, 

— Herstellung von Faserflies. 

In anderen Bereichen, z. B. in Gießereien, Vulkani- 
sieranlagen, Kläranlagen, wird die biologische Gas- 
reinigung ebenfalls erfolgreich eingesetzt Auch bei 
z. T. sehr hoher Geruchsbeladung der Abluft mit 
mehr als 1 Mio. Geruchseinheiten konnte die Wirk- 
samkeit der biologischen Gasreinigung nachgewie- 
sen werden. 

Zur S02-Emissionsminderung bei der Zellstoffher- 
stellung wurde mit Förderung der Bundesregierung 
ein wirksames Abgasentschwefelungsverfahren im 
großtechnischen Maßstab erprobt. Im kontinuierli- 
chen Betrieb werden Entschwefelungsgrade von 
über 99 v. H. erreicht. Das Verfahren arbeitet ab- 
wasserfrei und mit weitgehender Rückgewinnung 
der Einsatzstoffe. 


2.4.3 Kraftfahrzeugverkehr 

Ottomotoren 

Der Beschluß der Bundesregierung zur Übernahme 
der US-Schadstoffgrenzwerte und Verwendung 


bleifreien Benzins ab 1986 hat insbesondere den 
Vorteil, daß auf Abgasreinigungs-Konzepte und Er- 
fahrungen aus den USA und Japan sowie insbeson- 
dere das Know-how der in diese Länder exportie- 
renden deutschen Hersteller zurückgegriffen wer- 
den kann. 


Dieselmotoren 

Eine Verringerung der Rußemission von Diesel- 
Fahrzeugen durch Einsatz von Rußfiltern im Ab- 
gassystem wird z. Z. untersucht, wobei die emittier- 
ten Rußteilchen zunächst zurückgehalten und kon- 
tinuierlich oder intermittierend, je nach Fahrzu- 
stand und Abgastemperatur, nachverbrannt wer- 
den. Je nach Filterausführung und Motorbetriebs- 
zustand können Rückhalteraten von 60 bis über 
90 V. H. der Rußmasse erreicht werden. Die hochsie- 
denden Anteile, mithin auch die krebserzeugenden 
PAH, können deutlich vermindert werden. Dieser 
Frage sowie der Klärung weiterer technischer Pro- 
bleme bei der Regeneration der Filter gehen die 
z. Z. laufenden Untersuchungen nach. Es wird da- 
mit gerechnet, daß — parallel zu der für 1986/87 
geplanten Einführung von Rußfiltern in den USA — 
Rußminderungseinrichtungen auch für die in der 
Bundesrepublik Deutschland angebotenen Fahr- 
zeuge zur Verfügung stehen. Die Bundesregierung 
hat in den vergangenen Jahren bei der amtlichen 
Abgasprüfstelle des Rheinisch-Westfälischen TÜV 
Essen Untersuchungen zur Adaption des in den 
USA vorgeschriebenen Partikelmeßverfahrens für 
Diesel-Pkw an den Europafahrzyklus durchführen 
lassen. Die Arbeiten bilden di^ Basis für die Festle- 
gung von Emissionsgrenzwerten für Diesel-Pkw. 
Die Arbeiten zur Festlegung der Prüfbedingungen 
wurden kürzlich abgeschlossen. 


2.4.4 Emissionsüberwachung 

Unterschiedliche Meßverfahren machen es erfor- 
derlich, sogenannte Referenzmeßverfahren einzu- 
führen, die zur Festlegung und Überwachung von 
Grenzwerten sowie zur Überprüfung und Kalibrie- 
rung kontinuierlich arbeitender Meßgeräte heran- 
zuziehen sind. Die dazu mit der VDI- Kommission 
„Reinhaltung der Luft“ abgestimmten Bemühungen 
der Bundesregierung zur Bereitstellung von Refe- 
renzmeßverfahren hatten Erfolg. Emissionsmeßver- 
fahren, die die Ansprüche an Referenzmeßverfah- 
ren weitgehend erfüllen, konnten für folgende 
Schadstoffe erprobt und empfohlen werden: 

— • Staub (Gehalt und Partikelgrößenverteilung), 

— Schwefeldioxid, 

— Stickstoffoxide, 

— Kohlenmonoxid, 

— anorganische gasförmige Fluor- und Chlorver- 
bindungen. 

Die Forschungsergebnisse dienen zunächst dazu, 
VDI-Richtlinien über Meßverfahren zu erstellen 
bzw. vorhandene Richtlinien zu verbessern. Ob es 
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darüber hinaus zweckmäßig und notwendig ist, ge- 
stützt auf die Ermächtigung der §§ 7, 23 und 48 
BImSchG Referenzmeßverfahren verbindlich vor- 
zuschreiben, ist noch offen. 

Zur kontinuierlichen Überwachung von Emissionen 
schreibt die TA Luft für bestimmte Stoffe und Anla- 
gen vor, die Meßergebnisse kontinuierlich aufzu- 
zeichnen und stichprobenartig auszuwerten. Um die 
bei der fortlaufenden Überwachung erzielten Infor- 
mationen besser nutzen zu können, wurde in der 
Großfeuerungsanlagen-Verordnung (13. BImSchV) 
bestimmt, kontinuierlich arbeitende Emissionsmeß- 
geräte mit einem Datenverarbeitungssystem zu 
kombinieren, das eine eingehende Auswertung vor 
Ort vornimmt und jederzeit eine Beurteilung der 
emittierenden Anlagen erlaubt. Die bei der Ent- 
wicklung hierfür geeigneter elektronischer Auswer- 
tesysteme gewonnenen Erfahrungen haben in 
Empfehlungen des Bundesministers des Innern, die 
von den Ländern umgesetzt werden, ihren Nieder- 


schlag gefunden. Daneben wurden für alle Schad- 
stoffe, für die eine kontinuierliche Emissionsüber- 
wachung erforderlich ist, geeignete Meßgeräte 
durch den Bundesminister des Innern bekanntge- 
geben. 

Die laufenden Aktivitäten konzentrieren sich dar- 
auf, Meßverfahren für die Emissionsüberwachung 
kanzerogener und sonstiger besonders gesundheits- 
schädlicher Stoffe zu verbessern und zu standardi- 
sieren. Besondere Bedeutung haben Untersuchun- 
gen zur Erfassung und Beurteilung von Gerüchen. 


2.5 Aufwendungen für Forschung und 
Entwicklung in der Luftreinhaltung 

Die im Berichtszeitraum von Bund und Ländern 
bereitgestellten finanziellen Mittel betragen pro 
Jahr etwa zwischen 200 und 220 Mio. DM. Das En- 


Forschung und Entwicklung in der Luftreinhaltung Tabelle 13 


Forschungsschwerpunkte 

Vorhaben 

Aufwendungen 

insgesamt 

davon Förderung durch 
die Bundesregierung 

Anzahl 

Mio. DM 

Anzahl 

Mio. DM 

Luftreinhaltung insgesamt 

564 

660 

317 

330 

Emissionen und Emissionsminderung 

302 

535 

215 

269 

davon: 

Emissionsfaktoren und Emissionsminderung . . 

50 

110 

35 

38 

Verkehr 

42 

30 

18 

16 

Hausbrand, Feuerung, Energieerzeugung 

59 

160 

44 

52 

Industrie, Gewerbe 

110 

215 

101 

153 

Entwicklung von Verfahren und Geräten zur 
Emissionsminderung 

25 

13 

10 

5 

Erfassung und Verminderung von Geruchs- 
belästigungen 

6 

1 

— 

— 

W ärmeableitung in die Atmosphäre 

10 

6 

7 

5 

Überwachung der Luftreinhaltung 

226 

105 

81 

51 

davon: 

Meßmethoden, Meßgeräte 

28 

19 

13 

7 

Transmission, Klima, Atmosphäre, Meteoro- 
logie, Luftchemie 

165 

51 

51 

26 

Immissionskataster, Meßstellen 

15 

10 

8 

5 

Rechtliche und planerische Aspekte 

18 

25 

9 

13 

Wirkungen von Luftverunreinigungen 

36 

20 

21 

10 

davon: 

Wirkungen allgemeiner Luftverunreinigungen 

12 

2 

5 

1 

Wirkungen auf Menschen 

11 

12 

8 

5 

Wirkungen auf Pflanzen, Tiere und Ökosysteme 

5 

3 

3 

2 

Wirkungen auf das Klima 

3 

1 

3 

1 

Wirkungen auf Materialien 

5 

2 

2 

1 


Quelle: UMPLIS-UFORDAT 
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gagement der öffentlichen Hand an den Aufwen- 
dungen für Forschung und Entwicklung hat sich 
trotz der durch allgemeine Einsparungen geprägten 
Haushaltslage im Vergleich zu früher verstärkt. 
Der Anteil des Bundes an den unmittelbar der For- 
schung zugute kommenden Mitteln liegt bei etwa 
50 V. H. der gesamten von Bund, Ländern und son- 
stigen Einrichtungen bereitgestellten Aufwendun- 
gen. 

Die folgenden Zahlenangaben umfassen den Zeit- 
raum 1980 bis 1982 und schließen Angaben ein, die 
die Länder zur Verfügung gestellt haben. Für 1982 
liegen aufgrund der nicht vollständig abgeschlosse- 
nen Datenerhebungen nur vorläufige Zahlen vor. 
Die Bundesregierung allein hat von 1980 bis 1982 
über 300 Forschungs- und Entwicklungsvorhaben 
mit einem Aufwand von insgesamt 330 Mio. DM ge- 
fördert. Die Aufstellung aller Vorhaben, die Ge- 
samtausgaben sowie der Anteil der von der Bundes- 
regierung geförderten Vorhaben und bereitgestell- 
ten Mittel für die verschiedenen Forschungs- 
schwerpunkte im Bereich der Luftreinhaltung erge- 
ben sich aus Tabelle 13. 

Von den rd. 560 Vorhaben hat etwa ein Drittel das 
Ziel, zur Lösung der mit dem sog. Sauren Regen 
zusammenhängenden Probleme beizutragen. Für 
diese Vorhaben sind von Bund und Ländern bis 
1982 rund 70 Mio. DM zur Verfügung gestellt wor- 
den. Darüber hinaus hat die Bundesregierung für 
die seit Beginn des Jahres 1983 laufenden Vorhaben 
zur Erforschung der Ursachen der Waldschäden 
rund 22 Mio. DM bereitgestellt. Ferner hat die Deut- 
sche Forschungsgemeinschaft rd. 35 Vorhaben ein- 
geleitet, die ebenfalls dieser Zielsetzung gewidmet 
sind. Ein großer Teil dieser Vorhaben hat die regio- 
nale und globale Ausbreitung von Luftverunreini- 
gungen sowie Untersuchungen chemischer Um- 
wandlungsprozesse zum Inhalt und gehört deshalb 
zum aktuellen Forschungsschwerpunkt „Aufklä- 
rung der Ursachen der Waldschäden“. Zu dieser 
Klärung tragen gleichfalls die laufenden Untersu- 
chungen zur Ermittlung, Bewertung und Beurtei- 
lung der Emissionen und Immissionen umweltge- 
fährdender Schwermetalle und weiterer persisten- 
ter Stoffe bei. 


2.6 Internationale Aktivitäten 

2.6.1 Luftreinhaltepolitik der Europäischen 
Gemeinschaften 

Im Dritten Aktionsprogramm für Umweltschutz 
(1982 bis 1986) der Europäischen Gemeinschaften, 
dessen allgemeine Orientierung vom Rat am 7. Fe- 
bruar 1983 verabschiedet wurde, hat die Bekämp- 
fung der Luftverunreinigungen einen hohen Stel- 
lenwert. 

Im Rahmen der Durchführung dieses Programms 
wurde vom EG-Ministerrat die „Richtlinie vom 
3. Dezember 1982 betreffend einen Grenzwert für 
den Bleigehalt in der Luft 82/884/EWG“ (Amtsbl. 
der EG Nr. L 378) verabschiedet. Ferner wurde 


durch die Ratsentscheidung 82/459/EWG vom Juni 
1982 ein Informationsaustausch über Meßdaten zur 
Luftverunreinigung in den Mitgliedstaaten verein- 
bart, dessen Ziel die Gewinnung aussagekräftiger 
Erkenntnisse über die länderübergreifende Ent- 
wicklung der Luftverunreinigungen im Gebiet der 
Gemeinschaft ist. Ein Richtlinienentwurf über 
„Luftqualitätsnormen für Stickstoffdioxid“ wird z. Z. 
zügig beraten. 

Die Bundesregierung vertritt die Auffassung, daß 
eine durchgreifende Verminderung der Stickstoff- 
dioxidkonzentration in der Luft insbesondee durch 
eine Verschärfung der Abgasgrenzwerte für Kraft- 
fahrzeuge mit Ottomotoren erreicht werden kann. 
Am 16. Juni 1983 hat der Umweltministerrat dazu 
die Änderungsrichtlinie 83/351/EWG zur Richtlinie 
des Rates 70/220/EWG betreffend die Einführung 
der „Serie 04“ entsprechend der ECE-Regelung 
Nr. 15 verabschiedet. Dieser Beschluß war möglich, 
nachdem die deutsche Präsidentschaft im Vorfeld 
der Ministerratssitzung eine entsprechende Initia- 
tive ergriffen hatte. 

Die Bundesregierung hat mit ihrem Beschluß zur 
Einführung bleifreien Benzins und von Abgaskata- 
lysatoren ab 1986 eine Pilotfunktion in Europa 
übernommen. Sie hat dies in der begründeten Er- 
wartung und Überzeugung getan, daß die Mitglied- 
staaten der Gemeinschaft — und andere Nachbar- 
länder — sich diesem Schritt anschließen. Die Er- 
fahrungen einer Informationsreise, die der Bundes- 
minister des Innern im Herbst 1983 mit leitenden 
Umweltbeamten der EG, der EG-Kommission sowie 
der Schweiz und Österreichs zur Besichtigung von 
Waldschäden im ostbayerischen Raum veranstaltet 
hat, stützen diese Erwartung. Im Hinblick auf den 
Gemeinsamen Markt und den grenzüberschreiten- 
den Verkehr bleibt eine EG-einheitliche Lösung der 
Problematik von Kfz-Abgasen nach wie vor ober- 
stes Ziel der Bundesregierung. Auf der Grundlage 
eines von der Bundesregierung vorgelegten Memo- 
randums zur Einführung bleifreien Benzins als Vor- 
aussetzung für den Einsatz von Abgaskatalysatoren 
hat der EG-Umweltrat am 16. Juni 1983 die Kom- 
mission gebeten, bis zum 15. April 1984 einen eini- 
gungsfähigen Vorschlag zur größtmöglichen Redu- 
zierung des Bleigehalts im Benzin bis hin zur Ver- 
wendung bleifreien Benzins zu erarbeiten. Die EG- 
Kommission hat eine Arbeitsgruppe eingesetzt, die 
am 12. Juli 1983 ihre Beratungen aufgenommen 
hat. 

Seit Juni 1981 liegt der EG-Kommission ein deut- 
scher Vorschlag zur nachhaltigen weiteren Herab- 
setzung der Schadstoff-Grenzwerte für Kfz-Abgase 
vor. Dieser Vorschlag kann nach Auffassung der 
deutschen Automobilindustrie nur mit Hilfe von 
bleifreiem Benzin und Abgaskatalysatoren reali- 
siert werden. Die von der EG-Kommission einge- 
setzte Sachverständigengruppe hat ihren Bericht 
am 30. Juni 1983 der Kommission vorgelegt. Er ent- 
hält jedoch keine konkreten Grenzwertvorschläge. 
Die EG-Kommission beabsichtigt nunmehr im Rah- 
men einer umfassenden Gesamtbetrachtung kon- 
krete Entscheidungsvorschläge zu erarbeiten. Die 
Bundesregierung hat die Kommission gebeten, ihre 
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Vorschläge zu den Abgasgrenzwerten sobald wie 
möglich, spätestens zum 15. April 1984 — dem Ter- 
min der Vorschläge zur Reduzierung des Bleigehal- 
tes im Benzin — vorzulegen, wobei die Bundesre- 
gierung davon ausgeht, daß diese Vorschläge der 
Katalysatorentechnologie entsprechen. 

Die Beratung des seit April 1983 dem EG-Umwelt- 
rat vorliegenden Entwurfs einer „Richtlinie zur Be- 
kämpfung der Luftverunreinigungen durch Indu- 
strieanlagen“ wurde am 1. März 1984 durch Verab- 
schiedung der Richtlinie abgeschlossen. Die Richtli- 
nie ist darauf angelegt, die Luftverunreinigungen 
nach dem jeweiligen Stand der Technik an der 
Quelle zu bekämpfen. Sie ist auf Betreiben und mit 
Unterstützung der Bundesrepublik Deutschland 
konzipiert worden und sieht grundsätzliche Anfor- 
derungen an die Errichtung und den Betrieb von 
Industrieanlagen vor. Danach wird die Genehmi- 
gungspflicht für Industrieanlagen, von denen er- 
hebliche Luftverunreinigungen ausgehen können, 
vereinheitlicht. Eine Genehmigung darf nur erteilt 
werden, wenn 

— keine schädlichen Auswirkungen für die Ge- 
sundheit der Bevölkerung oder die Umwelt her- 
vorgerufen werden können und darüber hinaus 

— die dem Stand der Technik entsprechenden Vor- 
sorgemaßnahmen getroffen sind. 

Die Richtlinie sieht ferner eine Verpflichtung zur 
Sanierung von bestehenden Anlagen (Altanlagen) 
vor. 

In diesem Zusammenhang ist das „Memorandum 
der Regierung der Bundesrepublik Deutschland zur 
Bekämpfung des Waldsterbens“ hervorzuheben, das 
der Bundeskanzler dem Europäischen Rat vorge- 
legt hat. Der Europäische Rat, der vom 17. bis 
19. Juni 1983 in Stuttgart tagte, hatte vor diesem 
Hintergrund den Umweltrat aufgefordert, die Ar- 
beiten an der Richtlinie so bald wie möglich abzu- 
schließen. 

Die EG-Kommission hat nach Inkrafttreten der 
Großfeuerungsanlagen-Verordnung am l.Juli 1983 
die Arbeiten für einen Richtlinienvorschlag zur 
Emissionsbegrenzung bei Großfeuerunganlagen in 
Angriff genommen. Diese Arbeiten werden durch 
die Bundesregierung unterstützt. Grundlage der er- 
sten Gespräche waren Inhalt und Text der deut- 
schen Verordnung. Die Kommission hat inzwischen 
den Entwurf eines Richtlinienvorschlags vorgelegt. 


2.6.2 Internationale Zusammenarbeit 

Über den Rahmen der EG hinaus legt die Bundesre- 
gierung besonderes Gewicht auf die Mitarbeit in 
internationalen Organisationen, insbesondere im 
Europarat, in der OECD, in der NATO, in der Wirt- 
schaftskommission der Vereinten Nationen für Eu- 
ropa (ECE) sowie im Umweltprogramm der Verein- 
ten Nationen (UNEP). 

Mit Blick auf die Genfer Luftreinhaltekonvention 
über weiträumige grenzüberschreitende Luftverun- 


reinigung hat die Bundesregierung vielfältige Akti- 
vitäten entwickelt, insbesondere in folgenden Berei- 
chen: 

ECE -Konvention Luftreinhaltung 

Nach Auffassung der Bundesregierung ist eine 
enge Zusammenarbeit zwischen Ost und West zu 
einer wirksamen Verminderung der weiträumigen 
grenzüberschreitenden Luftverschmutzung unum- 
gänglich. Seit Mitte der 70er Jahre wird im Rahmen 
der ECE diese Frage unter Beteiligung der Bundes- 
republik Deutschland beraten. Wichtigstes Ergeb- 
nis ist das „Übereinkommen über weiträumige 
grenzüberschreitende Luftverunreinigung“ vom 
13. November 1979, das am 16. März 1983 in Kraft 
getreten ist und inzwischen für 30 Staaten gilt. 

Mit dieser Konvention haben sich die Vertragspart- 
ner verpflichtet, Luftverunreinigungen einzudäm- 
men und Schritt für Schritt zu verringern sowie 
dazu die besten verfügbaren und wirtschaftlich ver- 
tretbaren Technologien einzusetzen. 

Die Bundesregierung unternimmt alle Anstrengun- 
gen, die Konvention mit Leben zu erfüllen. Daher 
hat sie auf der konstituierenden Sitzung des Exeku- 
tivorgans vom 7. bis 10. Juni 1983 in Genf konkrete 
gemeinsame Strategien zur Reduzierung der SO 2 - 
und NO^-Emissionen in den Vertragsstaaten gefor- 
dert. So hat sich die Bundesregierung den Vor- 
schlag von Schweden, Finnland und Norwegen zu 
eigen gemacht, eine Verminderung der S02“Emis- 
sionen um 30 v. H. bis 1993 ECE-weit zu beschließen. 
Darüber hinaus hat die Bundesregierung im Exeku- 
tivorgan gemeinsam mit Österreich und der 
Schweiz den Vorschlag eingebracht, vor allem die 
Anwendung des Standes der Technik als oberstes 
Prinzip bei der Emissionsminderung anzuerken- 
nen, Maßnahmen zur Reduzierung der Stickstoff- 
oxidemissionen durchzuführen und das europäi- 
sche Überwachungsprogramm (EMEP) auszubau- 
en, Nach intensiven Verhandlungen hat das Exeku- 
tivorgan einen Beschluß zur Reduzierung der SO 2 - 
Emissionen verabschiedet. Er enthält insbesondere 
folgende Elemente: 

— Verpflichtung der Vertragsparteien zur wirksa- 
men Reduzierung der jährlichen Schwefeldi- 
oxidemissionen bis 1993/95 (Ausgangsbasis: 
Emissionsvolumen 1980); 

— Verpflichtung der Vertragsparteien, über Maß- 
nahmen zur Emissionsminderung einschließlich 
des projizierten Reduzierungsumfangs bis zur 
nächsten Sitzung des Exekutivorgans im Sep- 
tember 1984 zu berichten. 

Das Exekutivorgan hat darüber hinaus ein umfang- 
reiches Arbeitsprogramm mit folgenden Schwer- 
punkten beschlossen: 

— Erarbeitung eines Programms zur Überwachung 
und Bewertung des weiträumigen Transports 
von Luftschadstoffen; 

— Durchführung von Erhebungen über die Auswir- 
kungen von sauren Niederschlägen auf die Wäl- 
der in den Vertragsstaaten; 
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— Erarbeitung einer Bestandsaufnahme über 
Technologien zur Reduzierung von Stickstoff- 
Oxidemissionen aus mobilen und stationären 
Anlagen. 

Die Ergebnisse können zwar aus der Sicht der Bun- 
desrepublik Deutschland wegen der dramatischen 
Entwicklung der Waldschäden nicht zufriedenstel- 
len, sind jedoch ein erster konkreter Schritt zu ei- 
ner Ost/West-Kooperation zur Bekämpfung der 
Waldschäden in Mitteleuropa. Die Bundesregierung 
setzt alles daran, weitere Fortschritte zur Durchset- 
zung der Ziele der Konvention zu erreichen. 


Bilaterale Kontakte mit der CSSR 

Da alljährlich beträchtliche Mengen von SO 2 aus 
der CSSR bestimmte Waldgebiete in der Bundesre- 
publik Deutschland belasten und auch umgekehrt 
SOg aus der Bundesrepublik Deutschland in die 
CSSR gelangt, kommt bilateralen Gesprächen be- 
sondere Bedeutung zu. In Gesprächen der Außen- 
minister am 1. und 2. Februar 1983 in Prag hat die 
CSSR Bereitschaft zur Zusammenarbeit erkennen 
lassen. Auch im Rahmen der Gespräche der Grenz- 
bevollmächtigten haben Experten fachliche Fragen 
der Luftreinhaltung behandelt. Bayerische Regie- 
rungsvertreter haben bei verschiedenen Gelegen- 
heiten die Probleme mit tschechoslowakischen Ge- 
sprächspartnern erörtert. Die Gespräche auf der 
Ebene der Grenzbevollmächtigten werden fortge- 
führt. 


Stockholm- Konferenz 1982 

1972 fand in Stockholm die erste weltweite Umwelt- 
konferenz der Vereinten Nationen statt 10 Jahre 
danach, vom 28. bis 30. Juni 1982, hatte die schwedi- 
sche Regierung zu einer Konferenz eingeladen, de- 
ren wichtigstes Ziel es war, Impulse zu geben für 
die rasche Ratifizierung und konsequente Durch- 
führung der Genfer Luftreinhaltekonvention durch 
die Signatarstaaten. Die bedeutsamsten „Schlußfol- 
gerungen und Empfehlungen“ dieser Konferenz las- 
sen sich wie folgt zusammenfassen: 


3 . Lärmbekämpfung 

3.1 Stand und Entwicklung schädlicher 
Umwelteinwirkungen durch Geräusche 

3.1 .1 Straßenverkehr 

Die Lärmbelastung durch den Straßenverkehr wird 
durch eine Vielzahl von Faktoren bestimmt In dem 
Zeitraum 1970 bis 1983 ist der Bestand an zulas- 
sungspflichtigen Kraftfahrzeugen von 17 Mio. auf 
etwa 28 Mio. angestiegen, die jährliche Gesamtfahr- 


— Saure Deposition als Folge von Luftverschmut- 
zungen ist eines der wichtigsten Umweltproble- 
me, dessen Lösung dringender Gegenmaßnah- 
men jedes einzelnen Staates sowie international 
konzertierter Anstrengungen bedarf. 

— Wenn die Entwicklung der Schwefeldioxidemis- 
sionen sich in den nächsten 20 Jahren interna- 
tional auch stabilisieren dürfte, kann eine nach- 
haltige Verminderung nur herbeigeführt wer- 
den, wenn die Signatare die Genfer Luftreinhal- 
tekonvention von 1979 mit Leben erfüllen. 

— Der Einsatz der besten wirtschaftlich vertretba- 
ren Techniken zur Reduktion der Schwefeldi- 
oxidemissionen ist notwendig. Hohe Schorn- 
steine ohne gleichzeitige Verminderung der 
Schwefeloxidemissionen nach dem Stand der 
Technik verlagern nur die Probleme. Neben der 
Verminderung der SOg-Emissionen muß auch 
die Belastung der Umwelt mit Stickstoffoxiden 
vermindert werden, sowohl bei Industrieanlagen 
als auch bei Kraftfahrzeugen. 


UNEP- Rahmenkonvention zum Schutz der Ozonschicht 

Im Rahmen von UNEP haben 1982 zwei Ad-hoc- 
Experten-Sitzungen zur Erarbeitung einer Rah- 
menkonvention zum Schutz der Ozonschicht statt- 
gefunden, an der Vertreter der Bundesregierung 
teilgenommen haben. In nächster Zeit kann mit 
dem Beginn diplomatischer Verhandlungen gerech- 
net werden. 


2.7 Kontakte mit der DDR 

Mit der DDR haben im Jahre 1983 auf Experten- 
ebene mehrere Gesprächsrunden zum Informa- 
tionsaustausch über Techniken der Rauchgasent- 
schwefelung stattgefunden. Die Sachgespräche wa- 
ren von dem gemeinsamen Bemühen getragen, die 
Schwefelemissionen im Bereich der Braunkohle- 
kraftwerke zu reduzieren. Beide Seiten haben die 
Fortsetzung dieser Gespräche beschlossen. 


leistung hat sich von 1970 bis 1982 von 234 auf 335 
Mrd. km erhöht. 

Die Geräuschemission hat sich in den 70er Jahren 
nicht grundlegend geändert; bei Lastkraftwagen ist 
wegen der Zunahme der Fahrleistungen sogar ein 
Anstieg des Geräuschpegels zu erkennen. Nach 
neueren Erkenntnissen ist mit Beginn der 80er 
Jahre dieser Trend bei Lastkraftwagen zum Still- 
stand gekommen und bei Personenkraftwagen be- 
reits eine Trendwende eingetreten. Die Verschär- 
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Tabelle 14 


Geräuschgrenzwerte für Kraftfahrzeuge 



Richtlinie 
zu § 49 StVZO 

in Kraft 

1966 

dB(A) 

Richtlinie 

70/157/EWG 

in Kraft 

1970 

dB(A) 

Richtlinie 

77/212/EWG 

in Kraft 

1. April 1980 
dB(A) 

Richtlinie*) 

78/1015/EWG 

in Kraft 

1. Oktober 1980 
dB(A) 

Ergänzungs- 
richtlinie*) 330 
zu § 49 StVZO 
in Kraft 
l.Mai 1981 
dB(A) 

Mofa 25 

70 




70 

Moped/Mokick 

73 




72 






Leichtkraftrad 
ab 1, Oktober 
1983 

Kleinkrafträder 

79 




75 

Krafträder 






bis 80 ccm 





78 


bis 125 ccm 





80 


bis 350 ccm 


. 84 



83 


bis 500 ccm 





85 


über 500 ccm 





86 


Pkw 






bis 70 PS/t 

80 

82 

80 



über 70 PS/t 

84 

82 

80 



Lkw 






bis 3,5 t 

85 

84 

81 



über 3,5 1 

89 

89 

86 



über 12 t 

und über 200 PS 

92 

91 

88 



Kraftomnibusse 






bis 3,5 t 

85 

84 

81 



über 3,5 1 

89 

89 

82 



über 200 PS 

92 

91 

85 

(ab 1. April 
1982) 




*) Verschärfung um 2 bis 5 dB(A) durch geändertes Meß- und Bewertungsverfahren 


fung der Geräuschgrenzwerte (Tabelle 14), die ab 
Mai 1981 für neue Typprüfungen und ab Oktober 
1983 für sämtliche neu in den Verkehr kommende 
Fahrzeuge gelten, zeigt bereits spürbare Auswir- 
kungen. 

Spezifische Lärmprobleme stellen sich vor allem 
bei Lastkraftwagen und motorisierten Zweirädern. 
Mit finanzieller Unterstützung der Bundesregie- 
rung hat die Automobilindustrie Prototypen lärmar- 
mer Lastkraftwagen in allen Leistungsklassen ent- 
wickelt. Neue Fahrzeuge dieser Art sind im prakti- 
schen Fährbetrieb erprobt worden. Dabei ergaben 
sich keine nennenswerten Nachteile für die Halter. 


Ein Schwerpunkt bei der Bekämpfung des Ver- 
kehrslärms ist es, dafür zu sorgen, daß diese lärm- 
armen Fahrzeuge vom Markt angenommen wer- 
den. 

3.1.2 Schienenverkehr 

Der Bestand an Schienenfahrzeugen und die Ge- 
samtfahrleistungen sowie das Streckennetz haben 
sich seit 1970 nur unwesentlich verändert. Ein An- 
stieg des Lärmpegels durch höhere Fahrgeschwin- 
digkeiten von Personenzügen (bis zu 200 km/h) 
konnte weitgehend durch ein verbessertes Wagen- 
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material auf gefangen werden. Bei den Neu- und 
Ausbaustrecken der Deutschen Bundesbahn wer- 
den Lärmschutzmaßnahmen entsprechend dem 
Entwurf eines Verkehrslärmschutzgesetzes i. d. F. 
vom 28. Februar 1980 durchgeführt, soweit im Be- 
reich der Neubaustrecken oder wegen Besonderhei- 
ten des Einzelfalls nicht andere Vereinbarungen ge- 
troffen wurden. Zur Begrenzung der Geräuschemis- 
sion an Schienenfahrzeugen wurde von der Bundes- 
regierung der Entwurf einer Verordnung nach § 38 
BImSchG vorbereitet und der Kommission der Eu- 
ropäischen Gemeinschaften übersandt. Ende 1983 
hat die EG-Kommission einen Richtlinienentwurf 
vorgelegt, der wesentlich auf dem deutschen Ver- 
ordnungsentwurf beruht. Die Bundesregierung be- 
grüßt die Bemühungen der EG-Kommission, EG- 
einheitliche Anforderungen an die Geräuschemis- 
sion von Schienenfahrzeugen zu bestimmen. Sie 
sieht in dem Richtlinienentwurf eine gute Grund- 
lage für die Beratungen im Rat und wird sich mit 
Nachdruck für eine rasche Verabschiedung der 
Richtlinie mit angemessenen, anspruchsvollen Ge- 
räuschemissionswerten einsetzen, wie sie im deut- 
schen Verordnungsentwurf vorgesehen sind. Im üb- 
rigen sollten einige Vorschriften des Richtlinienent- 
wurfs präzisiert werden, so z. B. der Geltungsbe- 
reich und das Geräuschmeßverfahren. 

Die Bundesregierung behält sich vor, den Teil ihres 
Verordnungsentwurfs, der nicht Gegenstand einer 
EG-einheitlichen Vorschrift sein wird, auf nationa- 
ler Ebene zu regeln. Sie wird sich dabei um Abstim- 
mung mit einzelnen benachbarten Staaten bemü- 
hen. 


3.1.3 Flugverkehr 

In der Umgebung der großen zivilen und militäri- 
schen Flugplätze tritt eine starke Belastung durch 
die Geräusche startender und landender Luftfahr- 
zeuge auf. Zur Minderung der negativen Auswir- 
kungen des Fluglärms sind in der Vergangenheit 
verschiedene Maßnahmen ergriffen worden, die zu 
spürbaren Entlastungen geführt haben. Auch der 
Rückgang der Flugbewegungen von 1981 auf 1982 
hat Entlastungen gebracht. 

Ferner hat der vermehrte Einsatz leiserer Flugzeu- 
ge, z. B. der DC-9-81, DC-10, L 1011 und A 300 B zur 
Verringerung der Lärmbelastung beigetragen. 
Diese Luftfahrzeuge haben insbesondere bei Starts 
und Landungen eine deutlich geringere Schallemis- 
sion als die älteren Muster. Auf den Verkehrsflug- 
häfen der Bundesrepublik Deutschland entfallen 
heute bereits etwa 75v. H. aller Flugbewegungen 
auf Strahlflugzeuge, die den strengen Lärmschutz- 
anforderungen nach ICAO- Annex 16 entsprechen. 
Für Flugzeuge mit internationaler Lärmzulassung 
nach ICAO- Annex 16 werden auf deutschen Ver- 
kehrsflughäfen um 13 V. H. geringere Landegebüh- 
ren entrichtet als für diejenigen Flugzeuge, die 
keine entsprechende Zulassung aufweisen. Damit 
besteht für die Fluggesellschaften ein wirtschaftli- 
cher Anreiz, alte, besonders geräuschintensive 
Flugzeuge vorzeitig durch geräuschärmere Flug- 
zeuge zu ersetzen bzw. nicht auf dem Gebiet der 


Bundesrepublik Deutschland einzusetzen. Daneben 
erhalten z. B. auf dem Verkehrsflughafen Düssel- 
dorf Luftverkehrsgesellschaften eine Prämie, wenn 
sie leisere Flugzeuge einsetzen. Für den Zeitraum 
1979 bis 1982 standen hierfür 3 Mio. DM für Prä- 
mienzahlungen zur Verfügung. Davon sind 2 Mio. 
DM bis 1981 an 38 Luftverkehrsgesellschaften abge- 
flossen. 

Um die Lärmbelastung an sonstigen Landeplätzen 
zu mindern, hat die Bundesregierung tageszeitliche 
Beschränkungen des Flugbetriebes für die beson- 
ders betroffenen Flugplätze erlassen. Mit Verord- 
nung über die zeitliche Einschränkung des Flugbe- 
triebes mit Leichtflugzeugen und Motorseglern an 
Landeplätzen ist derzeit auf 42 Landeplätzen mit 
hohem Verkehrsaufkommen werktags vor 7.00 Uhr, 
zwischen 13.00 und 15.00 Uhr und nach Sonnenun- 
tergang, sowie sonn- und feiertags vor 9.00 Uhr und 
nach 13.00 Uhr der Flugbetrieb eingeschränkt. 

Fluglärmeinwirkungen durch Militärflugzeuge sind 
nicht auf die unmittelbare Umgebung der Militär- 
flugplätze beschränkt. Nach wie vor verursachen 
militärische Übungen im Tiefflug eine erhebliche 
Lärmbelastung für die Betroffenen. Zwar sind die 
zuständigen militärischen Stellen bemüht, derar- 
tige Belastungen soweit wie möglich zu vermeiden, 
jedoch sind diesen Bemühungen wegen der Enge 
des Luftraumes über dem Gebiet der Bundesrepu- 
blik Deutschland, der dichten Bebauung und des 
Ausbildungs- und Einsatzauftrages der Luftstreit- 
kräfte Grenzen gesetzt. 

3.1.4 Industrie und Gewerbe 

Die konsequente Anwendung der immissions- 
schutzrechtlichen Regelungen zum Schutz vor In- 
dustrie- und Gewerbelärm mit den bewährten Im- 
missionswerten hat dazu geführt, daß ein Großteil 
der neuen Anlagen heute wesentlich geräuschär- 
mer produziert als noch vor wenigen Jahren, ob- 
wohl eine ständige Steigerung der Leistung der An- 
lagen zu verzeichnen ist. Vorbedingung dafür war, 
daß die Industrie technisch fortschrittliche und da- 
mit von vornherein lärmarme Maschinen und Ge- 
räte konzipiert und auf dem Markt angeboten hat. 

In ähnlicher Weise ist auch die Entwicklung bei den 
Altanlagen zu sehen; allerdings ist eine grundle- 
gende Verbesserung der Situation wegen der ge- 
wachsenen engen Verflechtungen zwischen Wohn- 
gebieten sowie Industrie- und Gewerbegebieten 
(Gemengelagen) nur schrittweise zu erreichen. 
Nach Änderung des Bundesbaugesetzes (BBauG) 
können nunmehr die Belange des Lärmschutzes 
stärker bei der Bauleitplanung berücksichtigt wer- 
den, um zu verhindern, daß durch heranrückende 
Wohnbebauung an ausgewiesene Industrie- und Ge- 
werbeflächen neue Problemfälle geschaffen wer- 
den. 

3.1.5 Baustellen 

Baulärmvorschriften mit abgestimmten Immis- 
sionswerten sowie im Laufe der Zeit verschärften 
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Emissionsgrenzwerten haben dafür gesorgt, daß die 
Emissionen von Baumaschinen in den letzten Jah- 
ren schrittweise abgenommen haben. Das Konzept 
der zeitlich gestaffelten Emissionswerte hat sich in 
der Bundesrepublik Deutschland besonders be- 
währt; äußeres Zeichen dafür ist die ansteigende 
Zahl der in dem vom Verein Deutscher Ingenieure 
herausgegebenen „Baulärmreport“ veröffentlichten 
Baumaschinen, welche die normalen und erhöhten 
Schallschutzanforderungen erfüllen. Bei einigen 
Baumaschinentypen ist die Entwicklung bereits so 
weit fortgeschritten, daß selbst die Werte für erhöh- 
ten Schallschutz unterschritten werden. Die Bun- 
desregierung wird deshalb in Zukunft auf dem Bau- 
maschinensektor verstärkt ein marktwirtschaftlich 
wirkendes Instrument — Benutzungsvorteile für 
besonders lärmarme Maschinen — einsetzen, um 
weitere Anstrengungen der Hersteller bei der Ent- 
wicklung lärmarmer Baumaschinen in geeigneter 
Weise zu unterstützen und zu fördern. Um eine ver- 
stärkte Nachfrage nach vorbildlichen Baumaschi- 
nen zu stimulieren, ist vorgesehen, daß das Umwelt- 
bundesamt ein „Handbuch lärmarme Baumaschi- 
nen“ herausgibt. 


3.1.6 Wohn- und Freizeitbereich 

Die zunehmende Verwendung technischer Geräte 
im Wohn- und Freizeitbereich kann zu erheblichen 
Lärmproblemen führen. Dies gilt insbesondere 
dann, wenn die Geräusche in lärmsensitiven Zeiten 
auftreten. Über das geltende Nachbarschaftsrecht 
hinaus ist mit der Rasenmäherverordnung, deren 2. 
Stufe mit deutlich gesenkten Emissionsgrenzwer- 
ten am I. Oktober 1983 in Kraft getreten ist, das 
Modell einer rechtlichen Regelung geschaffen wor- 
den, wie auf dem Wege der Emissionsbegrenzung 
(Grenzwerte in zwei Stufen, Kennzeichnungs- 
pflicht) in Verbindung mit der Schaffung von Anrei- 
zen (Benutzervorteile für leise Geräte unter 
60 dB(A)) die Produktion und der Verkauf lärmar- 
mer Geräte initiiert und gefördert werden kann. 
Darüber hinaus hält die Bundesregierung die Infor- 
mation über die Höhe der Geräuschemission lärm- 


relevanter Maschinen und Geräte für ein wichtiges 
Instrument, um lärmarmen Produkten zu besseren 
Marktchancen zu verhelfen. Dies gilt auch grund- 
sätzlich für eine entsprechende Kennzeichnung der 
Maschinen. Die Einführung einer allgemeinen 
Kennzeichnungspflicht begegnet vor allem wegen 
unterschiedlicher Geräuschentwicklungen und 
Meßbedingungen erheblichen Schwierigkeiten. Zur 
Zeit wird an DIN-Normen gearbeitet, die sich mit 
der Nachprüfbarkeit von Emissionswerten sowie 
der Lärmkennzeichnung befassen. Sobald die Er- 
gebnisse der Normungsarbeit es erlauben, wird die 
Bundesregierung prüfen, ob eine Verordnung zur 
Lärmkennzeichnung vorgelegt werden soll. 

Insbesondere im Bereich einiger Freizeitbetätigun- 
gen (Sportveranstaltungen, Diskotheken) ist eine 
Sensibilisierung gegen die bei entsprechenden Tä- 
tigkeiten entstehenden Geräusche — auch wenn sie 
nicht überwiegend von technischen Geräten her- 
rühren (z. B. Tennissportanlagen) — zu beobachten. 
Hier wird es in Zukunft nötig sein, bereits im Pla- 
nungsstadium in noch größerem Umfang als bisher 
die Belange des Lärmschutzes mit einzubeziehen. 
Die Festlegung von akzeptablen Planungsrichtpe- 
geln z. B. in der Norm DIN 18005 (Schallschutz im 
Städtebau) erscheint in diesem Zusammenhang ge- 
boten. 


3.2 Maßnahmen zur Lärmbekämpfung 

3.2.1 Kraftfahrzeuge 

Bei der Bekämpfung des Straßenverkehrslärms 
wird von der Bundesregierung den Lärmminde- 
rungsmaßnahmen an der Quelle Vorrang einge- 
räumt. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß eine 
spürbare Senkung der Geräuschemission möglich 
ist. Sie hat daher bei der EG verschärfte Grenz- 
werte als Zielwerte für 1985 in den Fahrzeug- Kate- 
gorien Pkw, Busse und Lkw vorgeschlagen (Tabelle 
15). 


Geräuschgrenzwerte für Kraftfahrzeuge Tabelle 15 


Kfz-Art 


Grenzwert 1970 
dB(A) 

Grenzwert 1980 
dB(A) 

Zielwert 1985 
dB(A) 

Pkw 


82 

80 

75 

Bus 

bis 3,5 t 

84 

81 

76 


über 3,5 t 

89 

82 

80 


über 147 kW 

91 

85 

80 

Lkw 

bis 3,5t 

84 

81 

78 


über 3,5 t 

89 

86 

80 


über 12 1 





und 147 kW 

91 

88 

80 


(Eine Verringerung um 3 dB(A) entspricht einer Halbierung der Schall energie) 
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Ungeachtet der Herabsetzung von Geräuschgrenz- 
werten ist das Inverkehrbringen besonders lärmar- 
mer Fahrzeuge ein weiterer Schwerpunkt der Ver- 
kehrslärmbekämpfung. Deshalb wird die Bundesre- 
gierung darauf hinwirken, daß für die öffentlichen 
Fahrzeugparks mehr als bisher lärmarme Fahr- 
zeuge angeschafft werden. Um die Marktchancen 
solcher Fahrzeuge zu erhöhen, wird die Schaffung 
ökonomischer Anreize (z. B. Benutzungsvorteile) 
zugunsten lärmarmer Fahrzeuge vorbereitet. 

Ein herausragendes Beispiel für solche Anreize ist 
die Gewährung von Benutzungsvorteilen, wie sie 
derzeit in Bad Reichenhall im Modell erprobt wer- 
den. Dort sind lärmarme Lastkraftwagen von örtli- 
chen und zeitlichen Fahrbeschränkungen für diese 
Fahrzeugkategorie ausgenommen. 

Ein wichtiger Schritt in diese Richtung war die Er- 
gänzung der Straßenverkehrs-Ordnung, in der die 
rechtlichen Voraussetzungen für lokale und zeitli- 
che Verkehrsbeschränkungen geschaffen wurden. 
Die verbindliche Festlegung einer Definition für 
„lärmarme Kraftfahrzeuge“ in der Straßenver- 
kehrs-Zulassungs-Ordnung (StVZO) soll folgen. 

Neben den Lastkraftwagen werden motorisierte 
Zweiräder als besonders belästigend empfunden. 
Ergebnisse von Forschungsvorhaben weisen darauf 
hin, daß Lärmminderungen bei nicht geschwindig- 
keitsbegrenzten Krafträdern möglich sind und 
demzufolge auch für diese Fahrzeuge deutlich her- 
abgesetzte Grenzwerte festgelegt werden können. 
Die besondere Lärmbelastung durch geschwindig- 
keitsbegrenzte Krafträder (Mopeds, Mofas) ist da- 
gegen auf eine Manipulation dieser Fahrzeuge 
durch die Benutzer zurückzuführen. Untersuchun- 
gen haben gezeigt, daß auf diese Weise manipu- 
lierte Fahrzeuge bis zu 15 dB(A) lauter sind als die 
entsprechenden Fahrzeuge im zugelassenen Seri- 
enzustand. 

Um geschwindigkeits- und lärmerhöhende Verän- 
derungen an den Fahrzeugen künftig weitgehend 
zu unterbinden, wurde in Zusammenarbeit mit den 
Herstellern ein sogenannter „Antimanipulationska- 
talog" entwickelt, der Bauvorschriften für manipu- 
lationsgeeignete Bauteile enthält. Dieser Katalog 
wurde im Januar 1983 vom Bundesminister für Ver- 
kehr in den „Richtlinien für Leichtkrafträder, 
Kleinkrafträder und Fahrräder mit Hilfsmotor hin- 
sichtlich der Maßnahmen zur Einhaltung der zuläs- 
sigen Höchstgeschwindigkeit“ veröffentlicht und 
wird durch die Einfügung eines neuen § 30 a in die 
Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung (StVZO) ver- 
bindlich gemacht werden. 


3.2.2 Luftverkehr 

Die Bundesregierung hat den Vollzug des Fluglärm- 
gesetzes konsequent vorangetrieben. Seit 1974 sind 
für alle Verkehrsflughäfen sowie für 32 militärische 
Flugplätze und Luft-/Boden-Schießplätze durch 
Rechtsverordnungen Lärmschutzbereiche festge- 
setzt worden. Die Vorarbeiten für die Erstfestset- 
zung der Lärmschutzbereiche für zwei weitere mili- 
tärische Flugplätze sind im Gange, Dank intensiver 


Bemühungen der zuständigen Bundesbehörden ist 
es gelungen, die Lärmbelastung bei einer Reihe mi- 
litärischer Flugplätze durch Optimierung des Flug- 
betriebs z. T. erheblich zu verringern; 17 Lärm- 
schutzbereiche sind neu festgelegt worden. 

Nach dem Fluglärmgesetz erhalten Eigentümer von 
Wohngebäuden, Krankenhäusern, Altenheimen, Er- 
holungsheimen, Schulen und ähnlichen, in gleichem 
Maße schutzwürdigen Einrichtungen, die sich in 
der besonders lärmbelasteten Schutzzone 1 eines 
Lärmschutzbereiches befinden, Aufwendungen für 
bauliche Schallschutzmaßnahmen vom Flugplatz- 
betreiber erstattet. 

Bis Ende 1983 sind von den Flugplatzhaltern insge- 
samt rd. 740 Mio. DM für Maßnahmen zum Schutz 
gegen Fluglärm aufgewandt worden, und zwar von 
den Kostenträgern der Verkehrsflughäfen 

für Maßnahmen im Rahmen 

geltenden Fluglärmrechts, 199 Mio. DM 

für Maßnahmen ohne unmittelbare 
rechtliche Verpflichtung 134 Mio. DM 

und von dem Kostenträger militärischer Flugplätze 
(Bundesminister der Verteidigung) 

für Erstattung baulichen Schallschutzes, 

226 Mio. DM 

für Errichtung von 28 Lärmschutzhallen 

182 Mio. DM. 


3.2.3 Wohn- und Freizeitbereich 

Die vor allem dem Lärmschutz in Wohngebieten 
zugute kommende Verordnung über Rasenmäher- 
lärm (8. BImSchV) vom 28. Juli 1976 enthält — mo- 
dellhaft — Regelungen über das Inverkehrbringen 
der Geräte (Grenzwerte für die Emission, Kenn- 
zeichnungspflicht) sowie Benutzungseinschränkun- 
gen und -vorteile für besonders geräuscharme Ge- 
räte. Am 1. Oktober 1983 sind die in der Verordnung 
vorgesehenen, wesentlich anspruchsvolleren Grenz- 
werte der 2. Stufe der Verordnung in Kraft getreten 
(Tabelle 16). 

Tabelle 16 


Geräuschgrenzwerte für Rasenmäher 


Leistung 

bis 

1. Oktober 
1983 

ab 

1. Oktober 
1983 

bis 3 kW 

über 3 kW bis 7 kW .. 

über 7 kW 

75 dB(A) 

78 dB(A) 

83 dB(A) 

68 dB(A) 

72 dB(A) 

77 dB(A). 


Für den Bereich Freizeitlärm hat der Länderaus- 
schuß für Immissionsschutz „Hinweise zur Beurtei- 
lung des durch Freizeitaktivitäten verursachten 
Lärms“ erarbeitet. Einem dringenden Bedürfnis der 
Vollzugsbehörden entsprechend werden darin die 
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Ermittlung und Beurteilung der Emissionen von 
Freizeitaktivitäten sowie der Bezug der ermittelten 
Beurteilungspegel zu den Immissionswerten näher 
erläutert. Im Hinblick auf die durch den Deutschen 
Sportbund ausgelöste öffentliche Diskussion ist be- 
absichtigt, die Empfehlungen nochmals in zuständi- 
gen Bund-Länder-Gremien zu behandeln. 

3.2.4 Lärmvorsorge und Lärmsanierung an Straßen 

Zur Entlastung bewohnter Gebiete von Verkehrs- 
lärm betreibt die Bundesregierung Lärmvorsorge 
beim Neubau und der wesentlichen Änderung von 
Bundesfernstraßen und beteiligt sich intensiv an 
Maßnahmen der Lärmsanierung an bestehenden 
Bundesfernstraßen. Bund, Länder und Gemeinden 
konnten durch Bau bzw. Finanzierung von Ortsum- 
gehungsstraßen sowie durch Maßnahmen der 
innerörtlichen Verkehrslenkung und Verkehrsberu- 
higung eine deutliche Reduzierung der Immissions- 
pegel in besonders schutzbedürftigen Wohngebie- 
ten erreichen. Diese Maßnahmen zur Verbesserung 
des Wohnumfeldes dienen auch der Verkehrssi- 
cherheit. 

Zur Vereinheitlichung der Handhabung des Lärm- 
schutzes an Bundesfernstraßen in der Baulast des 
Bundes hat der Bundesminister für Verkehr „Richt- 
linien für den Verkehrslärmschutz an Bundesfern- 
straßen in der Baulast des Bundes“ herausgegeben. 


Diese Richtlinien beruhen weitgehend auf den Er- 
kenntnissen des Gesetzgebungsverfahrens zum 
Verkehrslärmschutzgesetz und orientieren sich an 
dem Beschluß des Deutschen Bundestages vom 6. 
März 1980 (BT-Drucksache 8/3730). Der Deutsche 
Bundestag hat diese Haltung mit Beschluß vom 9. 
Februar 1984 erneut bekräftigt (BT-Drucksache 10/ 
870). 

Bei der Lärmsanierung an bestehenden Bundes- 
fernstraßen erstattet der Bund bis zu 75v. H. der 
notwendigen Aufwendungen für Lärmschutzmaß- 
nahmen an Gebäuden, wenn die Lärmbelastung ei- 
nen Mittelungspegel von 75 dB(A) am Tage oder 
65 dB(A) in der Nacht übersteigt. Die Ermittlung 
der Lärmbelastung erfolgt nach den „Richtlinien 
für den Lärmschutz an Straßen“ (RLS-81), die 1981 
für Bundesfernstraßen eingeführt worden sind. 

Die bisherigen Ausgaben des Bundes für die Lärm- 
vorsorge und Lärmsanierung belaufen sich auf über 
700 Mio. DM (Tabelle 17). Länder und Städte mit 
mehr als 50 000 Einwohnern haben für bauliche 
Maßnahmen zum Schallschutz an Straßen in den 
Jahren 1978 bis 1982 nochmals etwa den gleichen 
Betrag aufgebracht. 

Daneben unterstützt die Bundesregierung Maßnah- 
men zur Erarbeitung von Grundlagen für die Auf- 
stellung von Lärmvorsorge- und Lärmsanierungs- 
plänen. 


Aufwendungen des Bundes für Lärm Vorsorge und Lärmsanierung Tabelle 17 

(in Mio. DM) 



1978 

1979 

1980 

1981 

. 1982 

Neubau und wesentliche Änderung von 
Bundesfernstraßen (Lärmvorsorge) 

40,0*) 

85,0 

125,3 

130,0 

136,0 

Bestehende Bundesfernstraßen (Lärmsanierung) 

29,0 

25,8 

42,7 

47,9 

42,8 

Gesamt 

69,0*) 

110,8 

168,0 

177,9 

178,8 


*) geschätzter Wert 


3.2.5 Kosten / Finanzielle Förderungsmaßnahmen 
Aufwendungen der Industrie 

Nach den Erhebungen auf der Grundlage des Ge- 
setzes über Umweltstatistiken stellt Tabelle 18 die 
Investitionen in den Wirtschaftszweigen des produ- 


zierenden Gewerbes den Umweltschutzinvestitio- 
nen insgesamt sowie den Investitionen für die 
Lärmbekämpfung gegenüber. Nach diesen Erhe- 
bungen liegen die jährlichen Investitionen für den 
Umweltschutz zwischen 2 und 3 Mrd. DM; davon 
entfallen knapp 10 v. H. auf Maßnahmen zur Lärm- 


Tabelle 18 

Vergleich der Anlage-, Umweltschutz- und Lärmbekämpfungsinvestitionen 



Anlage- 

investitionen 

insgesamt 

Mrd. DM 

Umweltschutz 
Mrd. DM 

Lärm- 
bekämpfung 
Mrd. DM 

Antei 

1 V. H. 

(1) 

(2) 

(3) 

(3) von(l) 

(3) von (2) 

1979 

66,9 

2,10 

0,20 

0,30 

9,5 

1980 

76,8 

2,67 

0,25 

0,33 

9,4 

1981 

75,5 

2,95 

0,21 

0,28 

7,1 


Quelle: Statistisches Bundesamt, FS 19, Reihe 3; Angaben in Mrd. DM zu laufenden Preisen 
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bekämpfung. Die Investitionen entsprechen in etwa 
den langjährigen Durchschnittswerten. 


Erhöhte Absetzungen 

Nach § 7 d EStG können Umweltschutzinvestitio- 
nen kurzfristig, das heißt mit 60 v. H. im ersten Jahr 


und mit jeweils 10 v. H., in den folgenden vier Jah- 
ren abgeschrieben werden. Steuerbegünstigt sind 
diejenigen Umweltschutzinvestitionen, die zu mehr 
als 70 V. H. dem Umweltschutzzweck dienen. 

Tabelle 19 enthält Angaben über die Höhe der be- 
günstigten Investitionen im Bereich Lärmbekämp- 
fung für die Jahre 1980 bis 1982, aufgeteilt nach 
Wirtschaftszweigen. 


Tabelle 19 


Begünstigte Investitionen nach § 7 d EStG im Bereich Lärmbekämpfung 



1980 

1981 

1982 

Gesamt 

Anteil 


in Mio. DM 

V. H. 

Energiewirtschaft und Wasserversorgung 

5,7 

5,8 

69,8 

81,3 

25,1 

Eisen- und NE-Metallerzeugung 

7,7 

16,6 

12,7 

37,0 

11,4 

Chemische Industrie und Mineralöl 

22,2 

27,3 

55,6 

105,1 

32,4 

Nahrungs- und Genußmittelgewerbe 

30,3 

7,9 

3,9 

42,1 

13,0 

Holz- , Papier- und D ruckgewerbe 

5,9 

2,3 

3,5 

11,7 

3,6 

Verkehr- und Nachrichtenübermittlung 

1,2 

0,5 

— 

1,7 

0,5 

Gewinnung und Verarbeitung von Steinen und 
Erden 

6,2 

1,3 

3,0 

10,5 

3,2 

Sonstige 

9,0 

7,4 

17,8 

34,2 

10,8 

insgesamt 

88,2 

69,1 

166,3 

323,6 

100 


3.3 Forschung über die Wirkung von Geräuschen 

Im Mittelpunkt der Forschungsaktivitäten über die 
Wirkung von Geräuschen standen Untersuchungen 
über gesundheitliche Folgen des Straßenverkehrs 
und die Störwirkung verschiedener Lärmquellen. In 
jüngster Zeit haben sich die Hinweise vermehrt, 
daß eine Dauerbelastung durch Verkehrslärm auch 
zu gesundheitlichen Gefährdungen führen kann. 

Die gewonnenen Forschungsergebnisse lassen sich 
wie folgt zusammenfassen: Belästigungen durch 
Lärm mindern das psychische Wohlbefinden; es tre- 
ten Streßreaktionen auf, die im allgemeinen von 
biochemischen Reaktionen und Herz-Kreislauf-Re- 
aktionen begleitet sind. Epidemiologische Erhebun- 
gen und Tierexperimente lassen darauf schließen, 
daß bei Dauerbelastung durch Verkehrslärm vor al- 
lem für Personen mit erblicher Veranlagung ein er- 
höhtes Risiko für Bluthochdruckerkrankungen be- 
steht. Um genauere Erkenntnisse über das Erkran- 
kungsrisiko zu gewinnen, werden z. Z. medizinische 
Studien durchgeführt, bei denen Personengruppen 
in stark belasteten Gebieten gesundheitlich über- 
wacht werden. 

Auch anhaltende Schlafstörungen durch Lärm müs- 
sen als ein Risikofaktor für die Gesundheit angese- 
hen werden. Nach Auffassung des „Interdisziplinä- 
ren Arbeitskreises für Lärmwirkungsfragen“ beim 
Umweltbundesamt lassen sich Schlafstörungen 


durch Straßenverkehr im allgemeinen vermeiden, 
wenn Mittelungspegel von 30 dB(A) am Ohr des 
Schläfers nicht überschritten werden; strengere 
Kriterien können notwendig sein, wenn die Geräu- 
sche auffällige Merkmale aufweisen. Durch Fenster 
mit guter Schalldämmung (Schallschutzfenster) 
läßt sich der Innenraumpegel soweit absenken, daß 
lärmbedingte Schlafstörungen weitgehend nicht 
mehr auftreten. Allerdings wird die Notwendigkeit, 
die Fenster wegen des Lärms schließen zu müssen, 
von den Betroffenen überwiegend negativ bewertet. 
Es können Schlafstörungen wegen schlechter Be- 
lüftung auftreten. Daher ist beim Einbau von 
Schallschutzfenstern in Zukunft der Frage ausrei- 
chender Belüftung besondere Beachtung zu schen- 
ken. 

Die Untersuchungen zum Umfang der Lärmbela- 
stung der Bevölkerung wurden auf die Quellen 
Schießlärm und Fluglärm an militärischen Flug- 
plätzen ausgedehnt; die Erhebungen zum Schienen- 
verkehrslärm wurden fortgeführt. Hierbei hat sich 
die Vermutung bestätigt, daß die Belästigungsquali- 
tät von Eisenbahnlärm bei gleichem Mittelungspe- 
gel gegenüber Straßenverkehrslärm subjektiv ge- 
ringer, von Schießlärm hingegen als erheblich grö- 
ßer als Straßenverkehrslärm empfunden wird. Lau- 
fende Untersuchungen beschäftigen sich mit den 
Auswirkungen des Lärms auf das Leistungsverhal- 
ten, der subjektiv empfundenen Wirksamkeit von 
Lärmschutzmaßnahmen und sozialen Auswirkun- 
gen des Lärms in besonders belasteten Gebieten. 
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3.4 Entwicklung technischer Verfahren und 
Einrichtungen bei der Lärmbekämpfung 


3.4.1 Fortentwicklung des Standes der Technik 

Fahrzeuge 

Für die Bekämpfung des Verkehrslärms ist ein 
niedriges Drehzahlniveau der Motoren von heraus- 
ragender Bedeutung. In den letzten drei Jahren 
sind vermehrt Personenkraftwagen mit Motoren 
auf den Markt gelangt, die im niedertourigen Be- 
trieb deutliche Verbesserungen aufweisen. Dieses 
vorwiegend aus Gründen der Kraftstoffersparnis 
entwickelte Konzept kommt insoweit auch der 
Lärmbekämpfung zugute. Gleichermaßen günstig 
auf Kraftstoff -Verbrauch und Geräuschentwicklung 
wirken sich die neuen Lkw-Motoren mit Turbola- 
dung aus. 

Die von der Bundesregierung verfolgte Politik der 
Lärmbekämpfung an der Quelle konzentriert sich 
darauf, insbesondere Dieselmotoren bei Pkw und 
Lkw vollständig zu kapseln. Von der Bundesregie- 
rung geförderte Forschungs- und Entwicklungsvor- 
haben haben hierzu Lösungsmöglichkeiten aufge- 
zeigt. Bei allen untersuchten Lkw von 5 bis 26 t und 
63 bis 243 kW konnten die Geräuschemissionen um 
etwa 10 dB(A) verringert werden; dies entspricht 
einer Minderung der abgestrahlten Schallenergie 
um 90v. H., Geräuschoptimierte Lastkraftwagen 
werden seit 1983 zunehmend am Markt angeboten. 
Im gleichen Jahr wurde ein Personenkraftwagen 
mit Diesel-Motor vorgestellt, der ausschließlich in 
gekapselter Ausführung angeboten wird. Die Bun- 
desregierung begrüßt diese Anstrengungen der 
Automobilindustrie und prüft, ob die Markteinfüh- 
rung dieser Fahrzeuge durch flankierende Maßnah- 
men unterstützt werden kann. Mit Förderung durch 
die Bundesregierung werden umfangreiche Flotten- 
versuche mit lärmarmen F ahrzeugen durchgeführt, 
die bisher erwiesen haben, daß mit der Kapseltech- 
nik kaum ein Mehrverbrauch an Kraftstoff verbun- 
den ist. Bei schweren Nutzlastfahrzeugen ist das 
Kühlungsproblem der voll gekapselten Motoren 
noch nicht restlos gelöst. 

Eine entscheidende Verminderung der Lärmbelä- 
stigung durch motorisierte Zweiräder läßt sich er- 
reichen, wenn das unerlaubte Manipulieren (Frisie- 
ren) dieser Fahrzeuge unterbleibt. Der vom Bundes- 
minister für Verkehr, vom Bundesminister des In- 
nern und den Herstellern erarbeitete und im Fe- 
bruar 1983 veröffentlichte „Antimanipulationskata- 
log“ hat zum Ziel, derartige geräuscherhöhende 
Veränderungen der Fahrzeuge durch technisch- 
konstruktive Maßnahmen der Hersteller zu er- 
schweren. Lärmminderung an großen Krafträdern 
ist konstruktiv durch langsamer drehende Motoren 
sowie eine Überarbeitung der Ansaug- und Abgas- 
schalldämpfer zu erreichen. 

Die von der Bundesregierung geförderten umfang- 
reichen Forschungsvorhaben zur Minderung des 
Reifen-Fahrbahngeräusches zeigen, daß auch hier 


Verbesserungen zu erreichen sind. Quantitative An- 
gaben über die erzielbare Geräuschminderung sind 
zum gegenwärtigen Zeitpunkt noch nicht möglich. 


Maschinen und Geräte 

An einer großen Zahl von Maschinen, Geräten und 
Fahrzeugteilen sind Untersuchungen zwecks Wei- 
terentwicklung des Standes der Technik durchge- 
führt worden. Darüber hinaus sind in Zusammenar- 
beit mit Herstellern Lärmminderungsmaßnahmen 
entwickelt und in die Praxis umgesetzt worden. So 
konnten z. B. bei Altglascontainern Minderungen 
um bis zu 27 db(A) beim Einwurf in den leeren Con- 
tainer und bis zu 17 db(A) beim Einwurf in den teil- 
weise gefüllten Container erreicht werden. Diese 
Ergebnisse sind Grundlage für eine Überarbeitung 
der Vergabebedingungen des Umweltzeichens für 
Altglassammelbehälter. Bei Müllsammelfahrzeu- 
gen konnten die von den Aufbauten ausgehenden 
Geräusche so weit gesenkt werden, daß sie das Mo- 
torgeräusch nicht überschreiten. 


Luftfahrzeuge 

Die Entwicklung lärmarmer Triebwerke wurde 
durch internationale Vereinbarungen über die Fest- 
legung von Grenzwerten gefördert. Die Möglichkei- 
ten zur Minderung des Bodenlärms bei Triebwerks- 
probeläufen auf Flugplätzen wurden untersucht 
und dabei verschiedene Lärmschutzkonzepte hin- 
sichtlich ihrer Wirksamkeit betrachtet. Als Ergeb- 
nis ist festzuhalten, daß vor allem der Bau von 
Lärmschutzhallen zu einer Senkung der Lärmbela- 
stung durch Probeläufe auf ein für die Wohn-Nach- 
bar Schaft von Flugplätzen erträgliches Maß führt. 


3.4.2 Meß- und Beurteilungsverfahren 

Für Maßnahmen der Lärmbekämpfung sind ein- 
heitliche Verfahren zur Feststellung und Beurtei- 
lung von Emissionen und Belastungssituationen 
von großer Bedeutung. Die Bundesregierung för- 
dert daher Vorhaben, mit denen geeignete Verfah- 
ren erarbeitet und unter Beteiligung von Fachleu- 
ten aus Wirtschaft, Forschung und Verwaltung als 
Regeln der Meß- und Beurteilungstechnik formu- 
liert werden. 

Folgende Problemstellungen stehen im Vorder- 
grund: 

— Weiterentwicklung der Meßverfahren für Ge- 
räuschimmissionen unter Berücksichtigung 
neuer technischer Entwicklungen (z. B. Fremd- 
geräuschtrennung, Objektivierung von Zuschlä- 
gen, wirkungsgerechte Beurteilung von Einzel- 
ereignissen, Entwicklung von bauakustischen 
Kontrollverf ahren) ; 

— Entwicklung und Verbesserung von Meßverfah- 
ren für Geräuschemissionen (z. B. Kontrollmeß- 
verfahren für Baumaschinen, Meßverfahren für 
Außenbordmotoren) ; 
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— Lästigkeitsunterschiede verschiedener Quellen 
(z. B. Straßenverkehrslärm, Schienenverkehrs- 
lärm, Gewerbelärm); 

— Weiterentwicklung der Methoden zur Prognose 
und Bewertung von Geräuschimmissionen (z. B. 
Wirkung von Abschirmwänden, Einfluß der Be- 
bauung auf die Schallausbreitung, flächenhafte 
Bewertung von Verkehrsgeräuschen). 


3.5 Aufwendungen für Forschung und 
Entwicklung in der Lärmbekämpfung 

Die im Berichtszeitraum von Bund und Ländern 
bereitgestellten finanziellen Mittel betragen pro 
Jahr etwa zwischen 25 und 30 Mio. DM. Das Enga- 


gement der öffentlichen Hand an den Aufwendun- 
gen für Forschung und Entwicklung konnte trotz 
der durch allgemeine Einsparungen geprägten Fi- 
nanzlage im Vergleich zum vergangenen Berichts- 
zeitraum verstärkt werden. Der Anteil des Bundes 
an den direkten Forschungsaufwendungen liegt 
über 50 v. H. der insgesamt bereitgestellten Mittel. 

Die folgenden Zahlenangaben beruhen insbeson- 
dere auf Materialien, die hierzu von den Ländern 
zur Verfügung gestellt wurden. Für 1982 liegen auf- 
grund noch nicht vollständig abgeschlossener Da- 
tenerhebungen nur vorläufige Zahlen vor. Zur Er- 
fassung, Verminderung und Vermeidung von Ver- 
kehrs-, Industrie- und Gewerbelärm hat die Bun- 
desregierung von 1980 bis 1982 mit einem Aufwand 
von über 40 Mio. DM annähernd 140 Forschungs- 
und Entwicklungsvorhaben gefördert (Tabelle 20). 


Tabelle 20 


Forschung und Entwicklung in der Lärmbekämpfung 


Forschungsschwerpunkte 

Vorhaben 

Aufwendungen 

insgesamt 

davon Förderung durch 
die Bundesregierung 

Anzahl 

Mio. DM 

Anzahl 

Mio. DM 

Lärmbekämpfung insgesamt 

200 

79 

138 

43 

davon; 

Wirkung von Lärm 

21 

6 

17 

4 

Erfassung und Verminderung von Verkehrs- 
lärm 

93 

36 

68 

26 

Baulicher Schallschutz 

18 

6 

12 

3 

Erfassung und Verminderung von Industrie- 
und Gewerbelärm (ohne Arbeitsschutz) 

37 

24 

29 

6 

Lärm in Wohngebieten 

6 

2 

2 

1 

Überwachung, Meßmethoden, -geräte, Grund- 
lagen 

25 

5 

10 

3 


Quelle: UMPLIS-UFORDAT 


3.6 Internationale Aktivitäten zur 
Lärmbekämpfung 

3.6.1 Lärmbekämpfungspoiitik der Europäischen 
Gemeinschaften 

Das von der Kommission der Europäischen Ge- 
meinschaften im Jahre 1983 vorgelegte „Aktions- 
programm Umweltschutz“ enthält zum Bereich 
Lärmbekämpfung insbesondere folgende Maßnah- 
men: 

— Förderung von Erzeugnissen mit geringerer 
Lärmentwicklung, 

— Festlegung physikalischer Indikatoren zur Be- 
wertung von Geräuschemissionen, 

— Harmonisierung von Prognoseverfahren für 
Schallimmissionspegel. 


Zur Harmonisierung von Produktnormen wurde 
unter deutscher Präsidentschaft die „Richtlinie des 
Rates vom 28. März 1983 über Informationsverfah- 
ren auf dem Gebiet der Normen und technischen 
Vorschriften“ (83/189/EWG) verabschiedet. Diese 
Richtlinie hat besondere Bedeutung für gewerblich 
hergestellte Erzeugnisse. 


Kraftfahrzeuge 

Der Richtlinien-Vorschlag der EG-Kommission zur 
Verschärfung der Kfz-Geräuschgrenzwerte vom 
Juli 1983, der eine Reduzierung der Grenzwerte ab 
1986 um bis zu 6 dB(A) vorsieht, wird von der Bun- 
desregierung mit Nachdruck unterstützt. Sie sieht 
sich durch diesen Richtlinienvorschlag der Kom- 
mission in ihren Anstrengungen zur Lärmbekämp- 
fung an der Quelle bestätigt 
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Binnenschiffe 

Mit der „Richtlinie des Rates vom 4. Oktober 1982 
über technische Vorschriften für Binnenschiffe“ 
(82/714/EWG) sind nunmehr für alle Mitgliedslän- 
der geltende Geräuschgrenzwerte — gemessen in 
25 m Entfernung darf ein Fahrgeräusch von 75 
dB(A) nicht überschritten werden — eingeführt 
worden. 

3.6.2 Internationale Zusammenarbeit 

Die Bundesregierung setzt sich in internationalen 
Gremien insbesondere im Bereich der Verkehrs- 


4. Ausblick 


Umweltschutz bleibt ein zentrales Thema der Poli- 
tik der Bundesregierung. Die Verantwortung gegen- 
über kommenden Generationen gebietet es, die na- 
türlichen Lebensgrundlagen vor nachhaltigen Stö- 
rungen und Schäden zu bewahren. Die möglicher- 
weise irreversiblen Schäden in den Wäldern, an 
Bauten und Baudenkmalen, das Aussterben wildle- 
bender Pflanzen- und Tierarten sowie die Gefähr- 
dung der menschlichen Gesundheit durch verunrei- 
nigte Luft, Gewässer und Böden zwingen dazu, ein- 
geleitete Schutz- und Vorsorgemaßnahmen auf na- 
tionaler und internationaler Ebene beharrlich fort- 
zusetzen sowie weitere umweltpolitische Maßnah- 
men in Angriff zu nehmen. Das Vorsorgeprinzip ge- 
bietet, Schäden an unserer Umwelt nach Möglich- 
keit von vornherein zu vermeiden. Vorsorge heißt 
weiter, durch umfassende, aufeinander abge- 
stimmte Forschung, insbesondere über Ursache- 
Wirkungs-Beziehungen, Gefahren für Gesundheit 
und Umwelt frühzeitig aufzuspüren. Im Zusammen- 
hang mit den Waldschäden heißt Vorsorge, auch 
schon zu handeln, wenn abschließend gesicherte 
Erkenntnisse der Wissenschaft noch nicht vorlie- 
gen. Vorsorge heißt schließlich, neue technische 
Verfahren zu entwickeln und mit ihrer Einführung 
in der Wirtschaft dazu beizutragen, heute noch übli- 
che, insbesondere durch Schadstoffeintrag in Was- 
ser, Luft und Boden verursachte Umweltbelastun- 
gen deutlich zu verringern. 

Die im Bereich des Immissionsschutzes geschaffe- 
nen vielfältigen Regelungen haben sich im Grund- 
satz bewährt. Vor dem Hintergrund der dramati- 
schen Entwicklung der Vegetations- und Material- 
schäden wird das bestehende ordnungsrechtliche 
Instrumentarium daraufhin überprüft, ob eine Wei- 
terentwicklung geboten ist, um bestehende Voll- 
zugsdefizite abzubauen. Neben dem Einsatz des bis- 
her vorwiegend durch Ge- und Verbote geprägten 
Instrumentariums ist das wirtschaftliche Eigen- 
interesse an der Vermeidung umweltbelastender 
Produktionsverfahren und der Substitution um- 
weltbelastender Produkte durch flankierende, 
marktwirtschaftliche Mechanismen nutzende Maß- 
nahmen zu mobilisieren bzw. zu stärken. Im Vor- 


lärmbekämpfung für zukunftsweisende Vereinba- 
rungen ein. Entsprechend den Beschlüssen der 
OECD-Konferenz über Lärmbekämpfungspolitik 
vom Mai 1980 wurde eine Ad-hoc-Gruppe gebildet, 
die weiterführende Aktivitäten in den genannten 
Bereichen entwickelt. In einer anderen Ad-hoc- 
Gruppe „Transport und Umwelt“ werden Strategien 
und Mittel zur Vermeidung verkehrsbedingter Um- 
weltschäden durch Fahrzeuge und Infrastruktur zu- 
nächst anhand von Fallstudien untersucht und dar- 
aus Empfehlungen abgeleitet. 


dergrund der Maßnahmen steht nach wie vor die 
Luftreinhaltung. 

Da eine wirksame Luftreinhaltung Voraussetzung 
nicht nur für die Erhaltung des Waldes ist, müssen 
Schadstoffemissionen in die Atmosphäre mit beson- 
derer Dringlichkeit abgebaut werden. Der Deutsche 
Bundestag hat daher mit Beschluß vom 9. Februar 
1984 (BT-Drucksache 10/870) die Bundesregierung 
aufgefordert, insbesondere 

— die noch laufenden Arbeiten zur Verbesserung 
der TA Luft unverzüglich abzuschließen, 

— darüber zu berichten, ob und ggf. wie die Emis- 
sionen, insbesondere Schwefeldioxid und Stick- 
stoffoxide aus Altanlagen, über Einbeziehung 
von Abgabenlösungen und Kompensationslö- 
sungen noch schneller und weitergehender ver- 
mindert werden können, 

— zu prüfen, ob und ggf. wie das Bundes-Immis- 
sionsschutzgesetz zu ändern ist, um seinen Voll- 
zug insbesondere gegenüber Altanlagen zu ver- 
bessern und 

— die Voraussetzungen für die Einführung moder- 
ner Techniken zur Abgasreinigung der Kraft- 
fahrzeuge z. B. durch Katalysatoren zu schaffen 
und das hierfür notwendige Angebot von blei- 
freiem Treibstoff sicherzustellen. 

Im Hinblick auf den bewußt gewählten Schwer- 
punkt dieses Berichtes wird von einer besonderen 
Darstellung der umweltpolitischen Perspektiven im 
Bereich Lärmbekämpfung abgesehen. 


4.1 Novellierung des 

Bundes-Immissionsschutzgesetzes 

Vor dem Hintergrund der dramatischen Entwick- 
lung der Vegetations- und Materialschäden, für die 
vor allem die Emissionen aus bestehenden Anlagen 
(Altanlagen) verantwortlich gemacht werden, hat 
die Bundesregierung die Großfeuerungsanlagen- 
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Verordnung erlassen und damit die Nachrüstung 
der bestehenden Großfeuerungsanlagen auf breiter 
Front in Gang gesetzt. Nach den bisher bekanntge- 
wordenen Planungen der Unternehmen der öffent- 
lichen Stromversorgung sollen bis 1988 80 v. H. der 
Kraftwerke umgerüstet und die übrigen Anlagen 
bis 1993 stillgelegt werden. Darüber hinaus prüft 
die Bundesregierung, ob und wie die gesetzlichen 
Instrumente zur Luftreinhaltung vor allem gegen- 
über Altanlagen verbessert werden sollen. Der Bun- 
desminister des Innern hat dazu bereits den Ent- 
wurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes vorgelegt. 

Nach diesem Entwurf soll das Vollzugsinstrumenta- 
rium des Bundes-Immissionsschutzgesetzes verbes- 
sert werden, um die laufende Anpassung der geneh- 
migungsbedürftigen Anlagen an die sich ständig 
weiterentwickelnde Luftreinhaltetechnik zu be- 
schleunigen. Bei der Genehmigung von Anlagen 
sollen die bisher nur beschränkten Möglichkeiten, 
die Genehmigung mit Nebenbestimmungen zu ver- 
sehen, erweitert werden. Bei nachträglichen Anord- 
nungen gegenüber Betreibern von Altanlagen soll 
der Bestandsschutz auf das verfassungsrechtlich 
gebotene Maß zurückgeführt werden. Ferner sollen 
die Möglichkeiten für Betriebsuntersagungen bei 
Nichtbefolgung von in Rechtsverordnungen ab- 
schließend geregelten Pflichten erweitert werden. 
Schließlich soll aus Gründen des Immissionsschut- 
zes eine Verpflichtung zur Abwärmenutzung einge- 
führt werden. 


4.2 Novellierung der Technischen Anleitung zur 
Reinhaltung der Luft (TA Luft — Teil 3) 

Ein Entwurf für eine Novellierung der Emissions- 
vorschriften der TA Luft wurde Anfang Februar 
1984 im Bundesministerium des Innern in einer 
Sondersitzung des Länderausschusses für Immis- 
sionsschutz beraten. Zur Zeit wird ein Referenten- 
entwurf erstellt. 

Während die am 1. März 1983 in Kraft getretene 
Novelle zur TA Luft — Teil 2 allgemeine Grund- 
sätze des Genehmigungsverfahrens, die Immis- 
sionsvorschriften und die Emissionsbegrenzungen 
für kanzerogene Stoffe neu regelte, wird die lau- 
fende Novelle zu Teil 3 der TA Luft neue Anforde- 
rungen zur Beschränkung der Emissionen von Luft- 
schadstoffen enthalten, die dem aktuellen Stand 
der Technik entsprechen. Nach Auffassung der 
Bundesregierung geben die seit 1974 geltenden 
Emissionsbegrenzungen wegen inzwischen fortge- 
schrittener technischer Entwicklungen den Stand 
der Technik nicht in allen Fällen zutreffend wieder. 
Die Novelle erfaßt die gesamte Industrie, insbeson- 
dere Hochöfen, Stahlwerke, Bleihütten, Kokereien, 
Zementwerke, Chemieanlagen, Mineralölraffine- 
rien, die nicht von der Großfeuerungsanlagen-Ver- 
ordnung erfaßten Feuerungsanlagen sowie Inten- 
sivtierhaltungen und TierkÖrperbeseitigungsanstal- 
ten. 


4.3 Novellierung der Verordnung über 
genehmigungsbedürftige Anlagen 
(4. BImSchV) 

Die Verordnung über genehmigungsbedürftige An- 
lagen bestimmt enumerativ die Anlagen, die vor 
ihrer Einrichtung und ihrem Betrieb einer immis- 
sionsschutzrechtlichen Genehmigung bedürfen. Sie 
ist von erheblicher Bedeutung für die Wirtschaft. 
Die Verordnung ist seit 1975 praktisch unverändert; 
eine Anpassung an die inzwischen eingetretene 
technische Entwicklung ist daher notwendig. Ein 
wichtiges Ziel der Überarbeitung ist, die Genehmi- 
gungsbedürftigkeit auf die Anlagen zu konzentrie- 
ren, die in besonderem Maße umweltrelevant sind. 
Demzufolge sollen eine Reihe von Anlagen aus der 
Genehmigungspflicht entlassen, aus dem Genehmi- 
gungsverfahren mit Beteiligung der Öffentlichkeit 
in das Verfahren ohne Beteiligung der Öffentlich- 
keit (vereinfachtes Verfahren) übergeführt oder 
erst ab einer bestimmten Größenordnung genehmi- 
gungspflichtig werden; dies wird auch der Verwal- 
tungsvereinfachung dienen. Andererseits soll für 
Anlagen, deren besonderes Gefährdungspotential, 
z. B. Feuer- und Explosionsgefahren, in letzter Zeit 
erkannt worden ist, die Genehmigungspflicht neu 
eingeführt werden. Darüber hinaus soll die Verord- 
nung im Interesse der Übersichtlichkeit und Hand- 
habbarkeit durch eine neue systematische Gliede- 
rung nach den wichtigsten Branchen- und Produkt- 
gruppen verbessert werden. 

Die Neufassung der 4. BImSchV ist den Bundesres- 
sorts, den beteiligten Kreisen und den Ländern zu- 
geleitet worden. Die Anhörung der beteiligten 
Kreise und der Länder hat am 22. /23. Februar 1984 
stattgefunden. Der Entwurf wird in den zuständi- 
gen Gremien derzeit zügig beraten, so daß mit ei- 
nem Inkrafttreten dieser wichtigen Luftreinhalte- 
vorschrift noch im Jahre 1984 gerechnet werden 
kann. 


4.4 Bodenschutzkonzeption 

Der Schutz des Bodens ist ein Schwerpunkt der 
Umweltpolitik der Bundesregierung. Die dafür ver- 
antwortlichen Bundesminister haben sich darauf 
verständigt, eine umfassende Konzeption zum 
Schutz des Bodens auszuarbeiten. 

Mit der Entwicklung dieser Bodenschutzkonzeption 
stellt sich die Bundesregierung einer neuen, viel- 
schichtigen Aufgabe, die außerordentlich komplex 
ist und eine medienübergreifende Betrachtungs- 
weise erfordert. 

In der dichtbesiedelten Bundesrepublik Deutsch- 
land mit ihrem hohen Industrialisierungsgrad, ih- 
rer intensiven Landwirtschaft und ihrer großen 
Verkehrsdichte ist der Boden hohen Beanspruchun- 
gen und' vielfältigen Gefährdungen ausgesetzt. In 
qualitativer und quantitativer Hinsicht sehr unter- 
schiedliche Gefahrenpotentiale wie 
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— die Anreicherung mit Schadstoffen, wie Schwer- 
metallen und anderen nicht oder nur schwerab- 
baubaren Stoffen, sowie die Belastung mit Säu- 
rebildnern, 

— Veränderungen von physikalischen, chemischen 
und biologischen Bodeneigenschaften infolge 
von Eingriffen, Wind- und Wassererosion, 

— Landverbrauch, insbesondere die Inanspruch- 
nahme natürlicher oder naturnah genutzter Flä- 
chen für Siedlung, Industrie und Verkehr 

für die Funktion des Bodens als 

— Teil der Natur und der Landschaft, 

— Produktionsgrundlage für die Land- und Forst- 
wirtschaft, insbesondere auch zur Erzeugung ge- 
sundheitlich unbedenklicher Lebens- und Fut- 
termittel, 

— Speicher und Filter für den Wasserhaushalt, 

— Träger von Bodenschätzen, 

— Siedlungs- und Wirtschaftsfläche 

sind zu untersuchen und zu bewerten. 

Nach Auffassung der Bundesregierung kann ein 
nachhaltiger Schutz des Bodens gewährleistet wer- 
den, wenn 

— Immissionen auf den Boden durch Schadstoffe, 
Abfälle und Abwässer wirksam vermindert wer- 
den, 

— Eingriffe in den Boden hinsichtlich aller Auswir- 
kungen eingehend und umfassend geprüft wer- 
den, 

— land- und forstwirtschaftliche Produktionsver- 
fahren den ökologischen Belangen ausreichend 
Rechnung tragen und 

— die Inanspruchnahme natürlicher, naturnah be- 
wirtschafteter und land- und forstwirtschaftlich 
genutzter Bodenflächen, insbesondere durch 
Überbauung, Zerschneidung und Versiegelung, 
spürbar eingeschränkt wird. 

Die Bundesregierung beabsichtigt, noch 1984 eine 
Bodenschutzkonzeption vorzulegen. Darin werden 
nach einer ersten Analyse des Gefährdungspoten- 
tials die Qualitätsziele zum Schutz des Bodens fest- 
gelegt. In Zusammenarbeit mit den Ländern wer- 
den sodann die notwendigen Schutzmaßnahmen 
nach Inhalten und Prioritäten bestimmt. 


4.5 Ökonomische Instrumente 
im Immissionsschutz 

Die Bundesregierung hat im Sommer 1983 eine in- 
terministerielle Arbeitsgruppe mit der Prüfung be- 
auftragt, ob und inwieweit marktwirtschaftlich 
orientierte Instrumente, insbesondere übertragbare 
Emissionsrechte, geeignete und wirtschaftliche In- 
strumente zur Ergänzung der bisherigen Luftreine- 
haltepolitik darstellen. 


Im Rahmen dieser Prüfungen werden vor allem fol- 
gende Instrumente untersucht; 

— Emissionszertifikate (übertragbare Emissions- 
rechte), 

— flexible Kompensationsregelungen, 

— Umweltabgaben. 

Die Arbeitsgruppe hat dem Bundeskabinett einen 
Teil-Bericht über Zertifikatsmodelle und Kompen- 
sationslösungen vorgelegt. Der Einsatz von Um- 
weltabgaben im Immissionsschutz wird noch inten- 
siv untersucht werden. Sie würden in jedem Falle 
neue gesetzliche Grundlagen erfordern. 


4.5.1 Emissionszertifikate 

Zertifikatsmodelle gehen von folgenden Grund- 
überlegungen aus: 

— Für die einzelnen Schadstoffe werden Gesamt- 
emissionsmengen festgelegt; 

— die Gesamtemissionen werden in Teilmengen 
aufgeteilt, verbrieft und den einzelnen Emitten- 
ten als Emissionsrechte zugewiesen; 

— die Emissionsrechte werden vom Staat in be- 
stimmten Zeitabständen zur Reduzierung der 
Emissionsmengen abgewertet; 

— die Rechte sind übertragbar (frei — u. U. über 
eine „Umweltbörse“ — handelbar). 

Als ökonomischer Vorteil dieser Modelle wird eine 
gesamtwirtschaftliche Optimierung der Luftrein- 
haltekosten erwartet. Dabei wird folgender Modell- 
verlauf unterstellt: 

Die Betreiber von Anlagen werden vor die Alterna- 
tive gestellt, die Emissionen ihrer Anlagen entspre- 
chend der Abwertung ihrer Emissionsrechte zu re- 
duzieren oder den Verlust durch Zukauf von Emis- 
sionsrechten auszugleichen. Hieraus sollen ständig 
steigende Knappheitspreise für die Emissions- 
rechte resultieren. Dies soll dazu führen, daß die 
Emissionsbegrenzungsmaßnahmen dort vorgenom- 
men werden, wo sie vergleichsweise kostengünstig 
sind, und sich die Emissionsrechte bei den Anlagen 
konzentrieren, bei denen relativ hohe Kosten der 
Emissionsbegrenzung anfallen würden. Diese Vor- 
teile wären um so größer, je mehr Anlagen an den 
Austauschvorgängen teilnehmen können, je größer 
also das Marktgebiet ist. 

Als ökologischer Vorteil wird erwartet, daß sich die 
Gesamtemissionsmengen entsprechend den staatli- 
chen Vorgaben entwickeln. Die entstehenden 
Knappheitspreise für Zertifikate sollen einen An- 
reiz zur Emissionsverminderung darstellen, sei es 
durch die Fortentwicklung emissionsmindernder 
Technologien (Innovation) oder durch andere Maß- 
nahmen (Stillegung oder Substitution). 

Dieser modelltheoretische Ansatz einer Zertifikats- 
lösung enthält interessante Elemente und erscheint 
zunächst bestechend. Bei der Umsetzung in prakti- 
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kable Regelungen ergeben sich aber folgende er- 
hebliche modellimmanente Schwächen und ökologi- 
sche Risiken: 


Modellimmanente Probleme 

Bei der Festlegung der Gesamtemissionsmenge 

stellen sich je nach Modell folgende Probleme: 

— Ableitung der „tolerablen“ Gesamtemissions- 
menge aus Immissionswerten der Region, in der 
die Zertifikate handelbar sein sollen. 

Eine Ableitung der „tolerablen“ Gesamtemis- 
sionsmenge aus regional festgesetzten Immis- 
sionswerten unabhängig vom Emissionsort ist 
nicht möglich, weil eine Emissionsmenge nicht 
— gewissermaßen spiegelbildlich — aus der Im- 
mission herleitbar ist. Die Immissionssituation 
in einer bestimmten Region wird nicht aus- 
schließlich durch die Emissionen der dort betrie- 
benen Anlagen, sondern insbesondere auch 
durch beträchtliche Schadstoffimporte aus be- 
nachbarten Regionen und sogar Staaten be- 
stimmt. Sie hängt schließlich auch von unter- 
schiedlichen konkreten Gegebenheiten inner- 
halb der Regionen ab (Topografie, meteorologi- 
sche Besonderheiten, Schornsteinhöhe). 

— Ableitung der Gesamtemissionsmenge aus der 
Summ.e aller den Genehmigungen zugrundelie- 
genden Emissionsmengen. 

Dies würde dazu führen, daß die so ermittelte 
Menge wesentlich höher ist als die tatsächlich 
emittierte Menge an Schadstoffen, da die der 
Genehmigung zugrunde gelegten Mengen in der 
Praxis selten ausgeschöpft werden. 

— Ableitung der Gesamtemissionsmenge aus den 
bisher in der Region, in der die Zertifikate han- 
delbar sein sollen, tatsächlich emittierten Schad- 
stoffen. 

Hierfür liegen allerdings keine umfassenden 
Daten vor. Grundsätzliche Probleme ergeben 
sich insbesondere aus dem Einfluß der konjunk- 
turellen Schwankungen und der Strukturverän- 
derungen der Wirtschaft auf die Emissionsmen- 
gen. 

Bei der Verteilung der Emissionsrechte ergeben 

sich folgende Probleme: 

— Werden den Unternehmen Zertifikate zugeteilt, 
die dem Umfang ihrer Genehmigung entspre- 
chen, so erhalten sie auch für die Emissionsmen- 
gen Rechte, die zwar ihrer Genehmigung ent- 
sprechen, in der Vergangenheit in der Praxis 
aber nur selten ausgeschöpft wurden. Damit 
werden faktisch zusätzliche Emissionsrechte ge- 
schaffen. Im übrigen würde dies dazu führen, 
daß die sich so ergebende Gesamtemissions- 
menge wesentlich höher ist als die tatsächliche 
Emissionsmenge vor Zuteilung der Zertifikate. 

— Werden den Unternehmen Zertifikate zugeteilt, 
die ihren bisherigen tatsächlichen Emissionen 
innerhalb eines bestimmten Zeitraums entspre- 


chen, erhalten die Betreiber der Anlagen, die 
bisher am wenigsten für den Umweltschutz ge- 
tan haben, die meisten Rechte und folglich die 
größten ökonomischen Vorteile. Die Betreiber 
der Anlagen, die den Stand der Technik am wei- 
testen realisiert haben, erleiden dagegen zusätz- 
lich die größten Rechtseinbußen (Eingriff in den 
Bestandsschutz). 

— Werden den Unternehmen — ohne Rücksicht 
auf den Inhalt ihrer Genehmigung oder die tat- 
sächlichen Emissionen — bestimmte, der Anla- 
gengröße oder dem zwischenzeitlich erreichten 
Stand der Emissionsminderungstechnik ent- 
sprechende Emissionsmengen zugeteilt, so stellt 
sich das Problem der Zulässigkeit unter Enteig- 
nungsgesichtspunkten und der Entschädigung. 

— Wenn neue Anlagen die notwendigen Emissions- 
rechte am Markt erwerben müssen, wird dies 
nur dann ohne Störung verlaufen, wenn Emis- 
sionsrechte in ausreichender Menge angeboten 
werden, d. h. wenn die Region ausreichend groß 
ist. Die hierdurch auftretenden rechtlichen und 
wirtschaftlichen Probleme könnten dadurch ge- 
löst werden, daß neue Anlagen entsprechend 
ihrer Genehmigung zusätzliche Emissionsrechte 
kostenlos erhalten. 

Die Abwertung der Emissionsmenge und der ent- 
sprechenden Zertifikate kann durch die Gesamtheit 
der Unternehmen nur durch einen Übergang auf 
umweltfreundlichere Produktionsverfahren, eine 
entsprechende Fortentwicklung der Emissionsbe- 
grenzungstechnik, durch Kapazitätsabbau oder Be- 
triebsschließungen kompensiert werden. Vorausset- 
zung für die Festlegung einer Abwertungsrate ist 
die hinreichend sichere Prognose der technischen 
und wirtschaftlichen Entwicklung im In- und Aus- 
land. Werden die Ab wer tungs raten zu hoch festge- 
legt, könnte dies zu einer Überforderung der Wirt- 
schaft führen; werden sie zu niedrig angesetzt, 
könnte dies zu einer Verhinderung möglicher Um- 
weltverbesserungen führen. Wenn Abwertungsra- 
ten für lange Zeiträume festgelegt werden, könnte 
dies dazu führen, daß technische Neuerungen nicht 
berücksichtigt würden (aktuelles Beispiel ist die 
Veränderung der NO^-Vermeidungstechniken); Ab- 
wertungsraten für jeweils kurze Zeiträume schrän- 
ken die Planungssicherheit der Wirtschaft ein. Die 
politischen Instanzen würden angesichts dieser 
Schwierigkeiten nicht davon befreit, fallweise Aus- 
nahmeregelungen oder strengere Anforderungen 
vorzusehen. 

Das Modell liefert keinen Beitrag zu der Frage, wel- 
che Abwertungsrate unter wirtschafts- und umwelt- 
politischen Gesichtspunkten optimal, welches Im- 
missionsniveau letztlich anzustreben und welche 
technischen Fortschritte für welche Zeiträume zu 
unterstellen sind. Diese Entscheidungen müssen 
von den politischen Instanzen getroffen werden. 

Eine Zertifikatsregelung erfordert einen erhebli- 
chen Verwaltungsaufwand. Zu der in jedem Fall 
notwendig bleibenden Emissionskontrolle treten 
die behördliche Überwachung der Vergabe von Zer- 
tifikaten, des Abwertungsverfahrens sowie wettbe- 
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werbsrechtliche Vorkehrungen zur Vermeidung des 
Mißbrauchs. Eine Entlastung des Verwaltungsauf- 
wandes ergibt sich, soweit sich nachträgliche An- 
ordnungen erübrigen. Manche Befürworter der Zer- 
tifikatslösung sehen die Einführung einer institu- 
tionalisierten „Umweltbörse“, von „Umweltmak- 
lern“ und „Umweltkartellbehörden“ etc. vor. 


ökologische Risiken 

Zertifikatsmodelle gehen von Emissionsmengen 
aus, die kontrolliert herabgesetzt werden. Sie ver- 
folgen ein ökologisches Gesamtziel (Steuerung bzw. 
Minderung der Gesamtemissionsmengen), ohne lo- 
kale Effekte zu berücksichtigen. 

Im Vergleich dazu stellen Genehmigungen im heute 
praktizierten System ab auf 

— die Festlegung und kontrollierte Herabsetzung 
der Schadstoffkonzentration in der Nachbar- 
schaft der einzelnen Anlage (lokale Umweltun- 
schädlichkeit) und 

— die Emissionsbegrenzung nach dem Stand der 
Technik an der einzelnen Anlage. 

Die Reduzierung der Gesamtemission ist somit das 
Ergebnis der Summierung der Einzelentscheidun- 
gen an bestehenden Anlagen. Sie erhöht sich um 
die Emission von neu zugelassenen Anlagen. 

Bei Anwendung des Zertifikatsmodells entspricht 
die Gesamtemissionsmenge der Summe der Zertifi- 
kate. Eine zusätzliche Emission tritt auf, wenn zu- 
sätzliche Emissionszertifikate ausgegeben werden. 
Dies ist bei nahezu allen vorliegenden Zertifikats- 
modellen für neu zugelassene Anlagen vorgesehen. 

Regelungen, die von der Reduzierung der Emis- 
sionsmengen und der Konzentration der verblei- 
benden Rechte nach wirtschaftlichen Kriterien un- 
ter Einschränkung des geltenden Immissions- 
schutzrechts ausgehen, können den Schutz der 
menschlichen Gesundheit und der natürlichen Um- 
welt an dem jeweiligen Standort nicht sicherstel- 
len: 

— Auch soweit für Schadstoffe Immissionswerte 
nicht festgesetzt sind und höchstzulässige Kon- 
zentrationen ad hoc nicht ermittelt werden kön- 
nen, darf auf die Beachtung des Vorsorgegebo- 
tes (Stand der Technik) nicht verzichtet werden. 
Die Begrenzung der Emissionen auf das tech- 
nisch Unvermeidbare ist — von Stillegungen ab- 
gesehen — das einzige Mittel, um die Umwelt zu 
schützen; besonders deutlich wird das am Bei- 
spiel der krebsverdächtigen Stoffe. Eine Zertifi- 
katsregelung würde dagegen den Umweltschutz 
vom Umfang der individuellen Befugnisse (Zahl 
der Zertifikate) und deren Ausübung abhängig 
machen. 

— Für den Umweltschutz reicht es nicht aus, daß 
bestehende Immissionsgrenzwerte eingehalten 
werden; denn auch der Schutz besonders emp- 
findlicher Tiere und Pflanzen sowie der zivil- 
rechtliche Nachbarschaftsschutz (§§ 1004, 906 


BGB) müssen sichergestellt sein. Hierfür ent- 
hält die TA Luft 1983 eingehende Vorschriften 
für die Einzelfallprüfung bei der Errichtung von 
Neuanlagen. 

— Würden die Emissionsrechte lediglich zwischen 
Altanlagen ausgetauscht, ohne daß eine regio- 
nale Beschränkung dieses Tausches stattfindet, 
werden sich die Emissionsmengen nach wirt- 
schaftlichen Kriterien überregional verteilen. 
Das Zertifikatsmodell verzichtet also auf eine 
regionale Steuerung der Emissionsmengen und 
bei Reduzierung der Emissionszertifikate dar- 
auf, festzulegen, in welchen Gebieten die Emis- 
sionen bevorzugt herabgesetzt werden sollen. 
Sofern das geltende Immissionsschutzrecht 
nicht in allen Punkten erhalten bliebe, bestünde 
die Gefahr ökologisch bedenklicher ungewollter 
lokaler oder regionaler Emissionssteigerungen 
und Immissionsverschlechterungen. Zumindest 
kann es aber zu regional unterschiedlichen Ge- 
schwindigkeiten der Altanlagensanierung — 
etwa in den einzelnen Bundesländern — kom- 
men. 


Schlußfolgerung 

Die Emissionszertifikatsmodelle enthalten interes- 
sante Elemente zur Förderung des Eigeninteresses 
der Emittenten für weitere Emissionsbegrenzungen 
und der Durchführung der Emissionsbegrenzung 
bei volkswirtschaftlich günstigen Kosten. Die bis- 
her vorgelegten Vorschläge enthalten jedoch erheb- 
liche Mängel und sind so nicht praktikabel. 

Es ist derzeit auch kein Zertifikatsmodell zu sehen, 
das die aufgezeigten Mängel vermeiden kann. 
Wenn sich hierzu wesentliche neue Erkenntnisse 
ergeben sollten, werden diese in die weitere Prü- 
fung der marktwirtschaftlich orientierten Instru- 
mente einbezogen. 

Ein Austausch von Verschmutzungsrechten kommt 
nach gegenwärtigem Diskussionsstand allerdings 
zwischen bestehenden Anlagen in Betracht, die 
überdies räumlich nahe beieinanderliegen. Für ei- 
nen räumlich eng begrenzten Markt ist allerdings 
eine Formalisierung der Austauschmaßnahmen 
durch Vergabe von Zertifikaten nicht erforderlich. 
Hier können vielmehr Märkte im Rahmen von 
Kompensationslösungen spontan entstehen. 


4.5.2 Flexible Kompensationsregelungen 

Bei den flexiblen Kompensationsregelungen geht 
es darum, den Unternehmen innerhalb des ord- 
nungsrechtlichen Rahmens nach marktwirtschaftli- 
chen Kriterien Entscheidungsspielräume für eigene 
Initiativen zur Verbesserung der Luftreinhaltung 
zu eröffnen. In begrenztem Umfang sieht dies be- 
reits die Sanierungsklausei der TA Luft vor. Ähnli- 
che Überlegungen liegen auch der immer wieder 
zitierten US-amerikanischen Luftreinhaltepolitik 
zugrunde. 
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Ein ökologisch und ökonomisch funktionsfähiges 

Konzept flexibler Kompensationsregelungen sollte 

folgende Elemente enthalten: 

— Eine Mehrzahl von Anlagenbetreibern erhält die 
Befugnis, Verpflichtungen, die nach Immissions- 
schutzrecht jedem einzelnen obliegen, dadurch 
zu erfüllen, daß einer oder mehrere der Beteilig- 
ten überobligationsmäßige Leistungen erbrin- 
gen und diese Leistungen den anderen Beteilig- 
ten gutgebracht werden. 

— Derartige Austauschvorgänge werden zwischen 
Anlagen zugelassen, deren Einwirkungsbereich 
sich im wesentlichen deckt. 

-T- Gegenstand des Ausgleichs können nur in der 
Wirkung vergleichbare Schadstoffe sein. 

— Die Immissionssituation im Einwirkungsbereich 
der beteiligten Anlagen muß stärker verbessert 
werden, als dies bei Erfüllung der individuellen 
ordnungsrechtlichen Verpflichtungen der Fall 
wäre. 

Dieses Konzept hat folgende Vorteile: 

Ökonomische Vorteile 

— Die beteiligten Unternehmen können die für sie 
insgesamt kostengünstigsten Lösungen finden. 

— Ein zusätzlicher Verwaltungsaufwand entsteht 
nicht. In der Regel wird er sogar geringer sein 
als bei Erlaß und Durchsetzung nachträglicher 
Anordnungen, die sämtlichen Anlagenbetrei- 
bern bestimmte Maßnahmen einseitig auferle- 
gen. 

— Die Unternehmen bleiben frei, die ihnen eröffne- 
ten Spielräume zu nutzen oder — wie bisher — 
die anlagenbezogenen Anforderungen des Im- 
missionsschutzrechts zu erfüllen. 

Politisch-administrative Vorteile 

— Die unter 4.5.1 erörterten Probleme und Risiken 
entstehen nicht; es bedarf nicht der Festlegung 
und Zuteilung von Emissionsmengen, da die 
Austauschvorgänge von den Beteiligten selbst 
individuell gestaltet werden können. Die ge- 
samtwirtschaftliche Problematik der Festlegung 
allgemeiner Abwertungsraten ergibt sich nicht, 
da der technische Fortschritt hier zwei Antriebs- 
kräfte erhält; überobligationsmäßige Leistung 
als Voraussetzung von Austausqhvorgängen und 
die nach wie vor erforderliche Fortschreibung 
der technischen Anforderungen durch ord- 
nungsrechtliche Vorschriften. 

— Im Unterschied zu Zertifikatsmodellen werden 
Umweltschutz und Nachbarschaftsschutz nicht 
negativ berührt, weil die Austauschvorgänge die 
Luftqualität im Einwirkungsbereich der beteilig- 
ten Anlagen insgesamt verbessern. Fragen des 
Bestandsschutzes treten bei diesen freiwilligen 
Kompensationen nicht auf. 

ökologische Vorteile 

Durch die Forderung, daß das Ergebnis von Aus- 
tauschvorgängen im Einwirkungsbereich aller be- 


teiligten Anlagen für die Luftreinhaltung per Saldo 
besser sein muß als bei Anwendung der anlagen- 
spezifischen Vorschriften, ist jede Kompensation 
für die Umwelt von Vorteil. 

Zu der Umsetzung dieses Konzepts in die Praxis — 
Einführung in die Großfeuerungsanlagen-Verord- 
nung und die TA Luft — ist zu bemerken: 

Großfeuerungsanlagen- Verordnung 

Kompensationsvorgänge im Rahmen der Groß- 
feuerungsanlagen-Verordnung hätten zur Voraus- 
setzung, daß die Genehmigungsbehörden ermäch- 
tigt würden, einzelne an den Austauschvorgängen 
beteiligte Anlagenbetreiber von Anforderungen der 
Verordnung aus Gesichtspunkten der Kostenopti- 
mierung freizustellen. Eine solche Ermächtigung ist 
in der Verordnung bisher nicht enthalten. Sie 
müßte durch Novellierung der Großfeuerungsanla- 
gen-Verordnung geschaffen werden. 

Von Länderseite wurde hierzu die Auffassung ver- 
treten, daß eine solche Änderung der Großfeue- 
rungsanlagen-Verordnung durch die Ermächtigung 
des § 7 BImSchG nicht gedeckt sei. Die hierfür vor- 
getragenen Gründe sind ernst zu nehmen. Um eine 
Novellierung der Großfeuerungsanlagen-Verord- 
nung rechtlich abzusichern, wäre es daher erforder- 
lich, den Weg der Gesetzesänderung zu gehen. 

Dieser Weg wäre aus folgenden Gründen nicht 
sachdienlich: 

— Die Unternehmen sind verpflichtet worden, ihre 
Investitionsplanungen (Nachbesserungen von 
Anlagen, Stillegungen, Ersatzbauten) bis zum 
30. Juni 1984 abzuschließen. Dieser Prozeß ist in 
der öffentlichen Kraftwirtschaft bereits weit 
fortgeschritten. Eine Novellierungsdiskussion 
würde dazu führen, daß geplante Investitionen 
zurückgestellt, noch ausstehende Investitions- 
entscheidungen verschoben und der Entla- 
stungseffekt für die Umwelt infolgedessen ver- 
zögert würde. 

— Im übrigen ist zweifelhaft, ob die Novellen so 
rechtzeitig vor Ablauf der Erklärungsfrist 
(30. Juni 1984) in Kraft treten könnten, daß die 
Unternehmen noch in der Lage wären, umzudis- 
ponieren. 

Vor diesem speziellen Hintergrund könnten ökono- 
mische Vorteile nur mit einer Verzögerung der 
Luftreinhaltemaßnahmen erkauft werden. Hinzu 
kommt, daß Kompensationsregelungen auch die 
Betreiber großer Anlagen anreizen könnten, ver- 
stärkt schwefelarme Brennstoffe nachzufragen, um 
in Kompensationsgeschäfte einsteigen zu können. 
Dies würde der Intention der Verordnung wider- 
sprechen, schwefelarme Brennstoffe vornehmlich 
in kleine Feuerungsanlagen zu lenken. 

Nach allem ist von dem Versuch abzuraten, das 
oben entwickelte Konzept in die Großfeuerungsan- 
lagen-Verordnung einzubauen. 

TA Luft 

Den geeigneten Rahmen für die Einführung von 
Kompensationsregelungen enthält die TA Luft, die 
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sich auf alle Industrie- und Gewerbeanlagen er- 
streckt und Begrenzungen für alle wichtigen Schad- 
stoffe enthält. Hieraus resultiert insbesondere in 
den industriellen Ballungsgebieten ein großes Po- 
tential für Kompensationen. Anders als bei der 
Großfeuerungsanlagen-VO setzt die Einführung der 
Kompensationsmöglichkeiten hier keine Gesetzes- 
änderung voraus. Es bedarf lediglich einer Ände- 
rung der ohnehin zur Novellierung anstehenden 
TA Luft (Allgemeine Verwaltungsvorschrift). 

Die Einführung einer entsprechenden Regelung in 
die TA Luft, Teil 2, ist bereits für 1984 vorgesehen. 

Damit würde ein weiterer Schritt zur Sanierung 
von Altanlagen möglich. Mit jeder Nutzung der 
Kompensationsregelung würde die Luftverschmut- 
zung schrittweise verringert. Zugleich erhalten die 
Unternehmen den marktwirtschaftlichen Spiel- 
raum innerhalb des gesetzlichen Rahmens selbst 
die kostengünstigste und wirkungsvollste Luftrein- 
haltestrategie zu bestimmen. Entscheidend ist der 
ökologische Erfolg. 


4.6 Verminderung der Stickstoffoxidemissionen 
aus Kraftwerken 

Die technischen Möglichkeiten zur Bekämpfung 
der Luftverunreinigung durch Stickstoffoxide wer- 
den verbessert und ausgeschöpft. Dies ist mit 
der geltenden Großfeuerungsanlagen-Verordnung 
durchzusetzen. Für die Bundesregierung besteht 
deshalb derzeit für eine Änderung der Großfeue- 
rungsanlagen-Verordnung kein Anlaß. Die in der 
Verordnung enthaltenen Emissionsgrenzwerte sind 
Mindestwerte. Da sich der Stand der Verminde- 
rungstechnik für Stickstoffoxide bei Erlaß der 
Großfeuerungsanlagen-Verordnung stark weiter- 
entwickelte, wurde eine Dynamisierungsklausel 
auf genommen. Diese verpflichtet jeden Betreiber, 
den jeweils neuesten Stand der Feuerungs- und 
sonstigen Vermeidungstechnik zur Stickstoffoxid- 
minderung auzuschöpfen. 

In der Bundesrepublik Deutschland verfügen die 
Anlagenhersteller über umfangreiche Erfahrungen 
in der Verbesserung der Feuerungstechnik, die be- 
reits heute zur Anwendung gelangen. In der Ent- 
wicklung sind erfolgversprechende Verfahren zur 
simultanen Abscheidung von Schwefeldioxiden und 
Stickstoffoxiden, die deutlich verbesserte Ergeb- 
nisse erwarten lassen. Durch Modellvorhaben sol- 
len außerdem in Japan bereits praktizierte Vermei- 
dungstechniken den andersartigen hiesigen Be- 
triebsbedingungen (Schmelzkammerfeuerungen) 
angepaßt werden. Nach Abschluß dieser Entwick- 
lungsphase, die zwei bis drei Jahre dauern dürfte, 
wird ein erhebliches Potential für die weitere Ab- 
senkung der Stickstoffoxidemissionen zur Verfü- 
gung stehen. Dies müssen die Anlagenbetreiber 
aufgrund der Dynamisierungsklausel der Verord- 
nung ausschöpfen. Die Bundesregierung wird ge- 
meinsam mit den Ländern auf eine einheitliche 
Praxis bei der Umsetzung des neuen Standes der 
Technik hinwirken. 


4.7 Bleifreies Benzin / Schadstoffgrenze für 
Kfz-Abgase 

Die Bundesregierung hat am 21. Juli und 26. Okto- 
ber 1983 beschlossen, gesetzliche Grundlagen zur 
Einführung bleifreien Benzins ab 1. Januar 1986 zu 
schaffen. Gleichzeitig sollen die Schadstoffe im Kfz- 
Abgas unter Ausschöpfung der derzeit verfügbaren 
wirksamsten Technologie vermindert werden. Zu 
diesem Zweck sollen die z. Z. in den USA geltenden 
Grenzwerte einschließlich der dort angewandten 
Testverfahren übernommen werden. Durch die 
Festlegung von Grenzwerten, die der Katalysator- 
technik entsprechen, werden keine bestimmten 
Technologien vorgeschrieben; vielmehr bleibt es 
dem Hersteller überlassen, mit welchen Maßnah- 
men er die vorgeschlagenen Werte erreicht. Mit die- 
ser Regelung wird die Innovation neuer Techniken 
gefördert. 

Dem Stand der Technik entsprechend sind in den 
USA — auf der Basis des Testverfahrens „CVS-75“ 
— folgende Grenzwerte festgelegt: 0,41 Gramm/ 
Meile*) Kohlenwasserstoffe; 3,4 Gramm/Meile Koh- 
lenmonoxid; 1,0 Gramm/Meile Stickstoffoxide. 
Diese Grenzwerte werden in der Regel dort durch 
die Ausrüstung der Kraftfahrzeuge mit dem Drei- 
Wege-Katalysator einschließlich elektronischer Re- 
gelung eingehalten. 

Die Bundesregierung hat die EG-Kommission gebe- 
ten, dem Rat — gemeinsam mit dem Vorschlag zur 
Einführung bleifreien Benzins — bis 15. April 1984 
auch zur Verschärfung der geltenden Schadstoff- 
grenzwerte ab 1. Januar 1986 einen Richtlinienvor- 
schlag vorzulegen, in den die in den USA (49-Staa- 
ten-Regelung) geltenden Grenzwerte sowie die dort 
angewandten Testverfahren übernommen werden 
sollen. Die Bundesregierung hat ferner die Signa- 
tare der Genfer Luftreinhaltekonvention über weit- 
räumige grenzüberschreitende Luftverunreinigung 
über ihre Initiative zur Einführung bleifreien Ben- 
zins und zur Verschärfung der Schadstoffgrenz- 
werte für Kraftfahrzeuge in einem Memorandum 
unterrichtet. Sie verfolgt damit das Ziel, die Ent- 
wicklung einer gemeinsamen Strategie zur Umset- 
zung der Konvention auch auf diesem Gebiet voran- 
zutreiben. 

Nach den bisherigen Erfahrungen werden jährlich 
etwa 10 V. H. des Kraftfahrzeugbestandes erneuert. 
Die für Neufahrzeuge vorgesehene Abgasreinigung 
kann sich demnach erst in etwa zehn Jahren nach 
Einführung in vollem Umfang auswirken. Es ist je- 
doch zu erwarten, daß die bisherige ständige Zu- 
nahme der Stickstoffoxidemissionen bereits im 
zweiten Jahr nach Einführung der Abgasgrenzwer- 
te zum Stillstand kommen wird. 

Die beschleunigte Umstellung auf das umwelt- 
freundliche Kraftfahrzeug soll durch wirkungsvolle 
steuerliche Anreize gefördert werden. Geeignete 
aufkommensneutrale Steuermodelle werden z. Z. 
geprüft. Die Bundesregierung wird hierüber noch 
bis zur Sommerpause 1984 entscheiden. 


*) 1 Meile = 1,609 km 
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Dieselmotore haben hinsichtlich ihrer gasförmigen 
Schadstoffe ein wesentlich besseres Emissionsver- 
halten als heutige Ottomotore ohne Abgasreini- 
gungsanlage. Die Rußemissionen von neuen Diesel- 
fahrzeugen werden durch die existierenden inter- 
nationalen (ECE-Regelung Nr. 24 und EG-Richtlinie 
72/306/EWG) und nationalen (Anlage XV zu §47 
StVZO) Vorschriften begrenzt. In der letzten Sit- 
zung der ECE-Berichterstattergruppe GRPE An- 
fang September 1983 in Genf hat die Bundesregie- 
rung einen Vorschlag zur Änderung der bestehen- 
den ECE-Regelung Nr. 24 zur Begrenzung der Ruß- 
emissionen von Dieselfahrzeugen angekündigt. Die 
Bundesregierung wird dazu demnächst der EG- 
Kommission Vorschläge vorlegen. 

Darüber hinaus prüft die Bundesregierung, inwie- 
weit die in den USA für 1986/87 geplanten Begren- 
zungen der Partikel-Emissionen aus Dieselfahrzeu- 
gen übernommen werden können. Hierzu wird im 
Auftrag des Umweltbundesamtes bei der Abgas- 
prüfstelle des Rheinisch-Westfälischen Techni- 
schen Überwachungsvereins ein Forschungsvorha- 
ben durchgeführt. 


4.8 Internationale Nordseeschutz-Konferenz 
1984 

Die Belastung der Meeresumwelt durch Deposition 
von Schadstoffen aus der Atmosphäre findet erst in 
jüngster Zeit besondere Beachtung. Dies gilt insbe- 
sondere auch für die Nordsee. Gesicherte Mengen- 
angaben und Trendaussagen über die atmosphäri- 
sche Deposition — auch zur Abschätzung ihrer Be- 
deutung im Verhältnis zu anderen Eintragspfaden 

— liegen noch nicht vor. Der Eintrag von Schadstof- 
fen in die Nordsee über die Atmosphäre und ggf. 
gebotene Reduzierungsmaßnahmen werden des- 
halb im Rahmen der für den Herbst 1984 geplanten 
Internationalen Nordseeschutz-Konferenz der 
Nordseeanrainer-Staaten sowie der EG-Kommis- 
sion behandelt werden. 

Die Ziele der Konferenz werden u. a. sein: 

— die Grundlagen zu schaffen, verläßliche Anga- 
ben über den atmosphärischen Stoffeintrag in 
die Nordsee zu erhalten und 

— weitere Schritte zur Erarbeitung von Grundla- 
gen für eine ökologische Bewertung des atmo- 
sphärischen Schadstoffeintrags festzulegen. 


4.9 Multilaterale Umweltkonferenz München 
1984 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die 
zunehmenden Schädigungen durch Luftverunreini- 
gungen höchste politische Aufmerksamkeit verdie- 
nen. Die Arbeiten der mit Problemen der Luftver- 
unreinigung befaßten internationalen Organisatio- 
nen sollen politisch unterstützt und nachdrücklich 
gefördert werden. Die Bundesregierung hat aus die- 
sen Gründen zur Erörterung der Problematik die 
Signatare der Genfer Luftreinhaltekonvention über 
weiträumige grenzüberschreitende Luftverunreini- 
gung sowie internationale Regierungsorganisatio- 
nen für Juni 1984 zu einer Konferenz auf Minister- 
ebene nach München eingeladen. Als Sachthemen 
für diese Konferenz hat die Bundesregierung vorge- 
schlagen: 

— Meinungs- und Erfahrungsaustausch über Wald- 
und Gewässerschädigungen durch Luftverunrei- 
nigungen sowie über Erkenntnisse zu der Frage, 
inwieweit diese Schädigungen nicht nur durch 
Luftverunreinigungen, sondern auch auf ande- 
ren Wegen bewirkt werden. Ziel dieses Mei- 
nungs- und Erfahrungsaustausches wird es sein, 
festzustellen, inwieweit zur Bekämpfung der 
Schadensursachen weitere internationale Akti- 
vitäten entfaltet werden müssen. 

— Erfahrungsaustausch über die Bekämpfung der 
Luftverunreinigung an der Quelle gemäß dem 
Stand der Technik sowie über Maßnahmen zur 
wirksamen allgemeinen Emissionsverminde- 
rung, um den Prinzipien der anlagenbezogenen 
Emissionsbegrenzung sowie einer wirksamen 
allgemeinen Emissionsverminderung zum 
Durchbruch zu verhelfen. 

— Gegenseitige Unterrichtung über neue For- 
schungsergebnisse auf dem Gebiet der Wald- 
und Gewässerschädigung. 

— Prüfung des Standes der Durchführung der Gen- 
fer Luftreinhaltekonvention über weiträumige 
grenzüberschreitende Luftverunreinigung mit 
dem Ziel, erforderliche weitere politische An- 
stöße zur Durchführung dieser Konvention zu 
geben. 

Die Konferenz soll die Arbeit des Exekutivorgans 
nicht ersetzen, sondern zusätzliche politische Im- 
pulse geben und insoweit die Arbeiten im Rahmen 
der Genfer Luftreinhaltekonvention fördern. 
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